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Seit dem Erscheinen des letzten Hefts 
von T&P ist ein Jahr vergangen. Im Ver-
lauf des Jahres 2019 ist über viele Fra-
gen innerhalb der deutschen Linken mit 
unvermuteter Heftigkeit gestritten wor-
den.  Alte Fragen sind mit neuer Schär-
fe aufgeworfen worden, scheinbar neue 
Fragen, wie etwa die „Klimabewegung“ 
einzuordnen ist, haben zu nicht vorherge-
sehenen Verwerfungen geführt. All das 
ist auch an T&P nicht spurlos vorüberge-
gangen. Mit diesem Heft versuchen wir, 
einen Beitrag zur Klärung der Debatte zu 
leisten.

Aus aktuellem Anlass dokumentieren 
wir die Rede, die Männe Grüß im Febru-
ar 2020 in Ziegenhals gehalten hat. Grüß 
zeigt die Linie der deutschen Monopol-
bourgeosie auf, die den Faschismus an die 
Macht gebracht hat, die das antifaschisti-
sche Erbe des ersten deutschen Friedens-
staates, der DDR, auslöschen möchte und 
die zu den treibenden Kräften einer neu-
en Konfrontation mit Russland gehört, 
die gegenwärtig in dem Großmanöver 
„Defender Europe 2020“ kulminiert. 
Grüß arbeitet heraus, dass der Kampf 
gegen die wachsende Kriegsgefahr als 
integraler Bestandteil und Herzstück ei-
nes antifaschistischen Kampfes begriffen 
werden muss.

Den Schwerpunkt dieses Hefts -  Le-
ninistische Stand- und Streitpunkte – lei-
tet Jürgen Lloyd ein. Lloyd prägt in sei-
nem Beitrag den Begriff des Links-Popu-
lismus, nicht als Schmähbegriff, sondern 
als Charakterisierung eines Ansatzes 
linker Strategie, sich den spontanen Pro-
testbewegungen anzunähern, die sich in 
jüngster Zeit herausgebildet haben. Lloyd 
hält dies für einen schwerwiegenden Feh-
ler, der darin liegt, in solchem Protest 
eine Artikulation antimonopolistischer 
Interessen zu erkennen und die Bewusst-

seinsinhalte, die in diesem Protest zum 
Ausdruck kommen, den Protestierenden 
selbst zuzuschreiben und nicht als Aus-
druck eine Ideologie, die der „der Herren 
eigner Geist“ sei. Aufgrund der in diesem 
Beitrag skizzierten Differenzen, wird 
Jürgen Lloyd zukünftig nicht mehr dem 
Herausgeberkreis von T&P angehören.

Diether Dehm liefert einen Beitrag 
zur Strategie einer populär marxistischen 
Linken. Der Kern von Dehms Überlegun-
gen ist dabei sein Ansatz des historischen 
Raums, den er, auf Lenin und Gramsci 
zurückgreifend, als dreidimensional er-
kennt: die wissenschaftlich-philosophi-
sche Höhe, die sinnlich-ästhetische Tiefe 
und die Breite der praktischen Bewegung 
machen seine Dimensionen aus.

Klaus Linder analysiert in seinem 
Beitrag zu aktuellen Fragen des anti-
faschistischen Kampfs, Versuche, den 
Antifaschismus im Interesse der deut-
schen Monopolbourgeosie zu vereinnah-
men, vorzugsweise unter der Parole des 
„Kampfs gegen Rechts“. Linder arbeitet 
dabei die „Herstellung“  einer neuen „Ge-
meinwohl-Ideologie“, analog zur Nazilo-
sung „Gemeinnutz geht vor Eigennutz“, 
heraus.

Als Einstieg in die linke „Klimade-
batte“ bringen wir zwei Texte, von Dani-
el L. Schikora und von Johannes Magel. 
Schikora setzt ein Fragezeichen hinter 
das „Lob des Klimaschutzes“ und ent-
wickelt, warum die „Klimabewegung“ 
einem romantischen Antikapitalismus 
frönt. Magel versucht einen Einstieg in 
die Kritik des „Klimahype“, in dem er 
in Vehikel für eine neue Welle von Bela-
stungen der Werktätigen sieht.

Jann Meier und Thomas Lurchi füh-
ren Debatten fort, die wir seit geraumer 
Zeit in T&P geführt haben. Meier setzt 
sich noch einmal mit der Bewegung #auf-

stehen auseinander. Lurchi schreibt eine 
der unendlichen Geschichten der deut-
schen Linken fort: die Hauptfeindfrage.

Frank Braun setzt sich in seinem Bei-
trag mit einem Text von Inge und Harald 
Humburg auseinander, der im November 
2019 veröffentlicht worden ist, in dem die 
Verfasser die wachsende  Gefahr eines 
Weltkrieges thematisieren. Braun kriti-
siert die Grundthese von Humburg, wo-
nach der sich zuspitzende Widerspruch 
zwischen den USA und China, die zen-
trale Ursache der Kriegsgefahr darstelle. 
Braun entwickelt seine Auffassung, dass 
die VR China und die Russische Födera-
tion  beide gerade nicht zur Gefährdung 
des Weltfriedens beitragen, sondern im 
Gegenteil unter den gegenwärtigen Be-
dingungen objektiv Teil der globalen An-
tikriegsbewegung sind und entscheidend 
die Sicherung des Weltfriedens fördern.

Dieses Heft schließt mit zwei Re-
zensionen. Andreas Wehr rezensiert das 
Buch Lob der Nation. Warum wir den 
Nationalstaat nicht den Rechtspopulisten 
überlassen dürfen von  Michael Bröning, 
einem hochrangigen Mitarbeiter der so-
zialdemokratischen Friedrich- Ebert-
Stiftung. Sätze wie „Der Nationalstaat 
(ist) nicht Hindernis, sondern Ausgangs-
punkt einer wirklichen internationalisti-
schen Weltordnung.“ lassen aufhorchen. 
Die Rezension von Wehr verweist dar-
auf, dass die „Staatsfrage“, so heikel das 
auch sein mag, wieder auf die Agenda der 
deutschen Linken gehört.

Thomas Lurchi entlässt die geneig-
te Leserin und den geneigten Leser mit 
einem ganzen Berg von Leseaufträgen. 
Er lenkt die Aufmerksamkeit auf einige 
Stellen in den Informationen des Partei-
vorstands der DKP und auf zwei Texte, 
die sich mit Fragen der „Klimabewe-
gung“ auseinandersetzen.
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Aktuell

Wenn [...] wir uns hier heute versam-
meln, dann ist das auch ein klares Be-
kenntnis: ein Bekenntnis zum antifaschi-
stischen Kampf der Kommunistinnen 
und Kommunisten. Es ist ein Bekenntnis 
zur antifaschistischen Strategie der Kom-
munistischen Partei Deutschlands, wie 
sie Ernst Thälmann vor 87 Jahren am 7. 
Februar auf der illegalen Tagung des ZKs 
der KPD hier in Ziegenhals vorstellte – 
wenige Tage nach der Machtübertragung 
an die Nazi-Faschisten durch Reichsprä-
sident Hindenburg [...].

Die Rede Ernst Thälmanns in Ziegen-
hals war und bleibt ein Meilenstein in der 
Entwicklung der antifaschistischen Stra-
tegie der kommunistischen Bewegung. 
Gleichzeitig war Thälmanns Analyse, so 
wie der zahlreicher anderer Genossin-
nen und Genossen, nur ein Auftakt: Es 
folgten in der KPD die Beschlüsse der 
Brüsseler Konferenz 1935, die wiederum 
auf den Erkenntnissen und Beschlüssen 
des VII. Weltkongresses der Kommuni-
stischen Internationale weniger Monate 
zuvor aufbauten.

Wenn wir uns nun die Lage anschau-
en, vor der wir heute stehen in Deutsch-
land – 75 Jahre nach der Befreiung vom 
Faschismus –, dann scheint es mir doch 
heute hier in Ziegenhals notwendig, 
schlaglichtartig auf einige Erkenntnisse 
des VII. Weltkongresses hinzuweisen 
[...]. 

Wozu brauchen sie den Faschismus?

Worauf ich hinweisen möchte, ist die 
Herangehensweise des Genossen Dimit-
roff in seinem berühmten Referat auf dem 
VII. Weltkongress. Gleich zu Beginn, als 
Dimitroff der Frage nachgeht, wofür der 

Faschismus gebraucht wird, sagt er:
„Die herrschende Bourgeoisie sucht 

immer mehr ihre Rettung im Faschis-
mus, um die schlimmsten Ausplünde-
rungsmaßnahmen gegen die Werktätigen 
durchzuführen, um einen imperialisti-
schen Raubkrieg, um den Überfall auf 
die Sowjetunion, die Versklavung und 
Aufteilung Chinas vorzubereiten und 
durch alle diese Maßnahmen die Revolu-
tion zu verhindern.

Die imperialistischen Kreise suchen 
die ganze Last der Krise auf die Schul-
tern der Werktätigen abzuwälzen. Dazu 
brauchen sie den Faschismus.

Sie wollen das Problem der Märkte 
durch Versklavung der schwachen Völ-
ker, durch Steigerung der kolonialen Un-
terdrückung und durch eine Neuauftei-
lung der Welt auf dem Wege des Krieges 
lösen. Dazu brauchen sie den Faschis-
mus.

Sie suchen dem Anwachsen der Kräf-
te der Revolution durch Zerschlagung der 
revolutionären Bewegung der Arbeiter 
und Bauern und durch den militärischen 
Überfall auf die Sowjetunion - das Boll-
werk des Weltproletariats - zuvorzukom-
men. Dazu brauchen sie den Faschis-
mus.“

Ich habe Euch dieses etwas längere 
Zitat zugemutet, weil es m.E. sehr gut 
zeigt, welche Erkenntnisse der Klassen-
gegner heute in unseren Köpfen löschen 
möchte. Er möchte in unseren Köpfen die 
Erkenntnis löschen, dass der Faschismus 
im Wesen keine Ideologie ist, sondern 
eine besondere Form imperialistischer 
Klassenherrschaft – der offenen terrori-
stischen Herrschaft der am meisten chau-
vinistischen, am meisten reaktionären 
Kräfte der Bourgeoisie. Der Faschismus 

soll nicht nur ihre Herrschaft sichern, son-
dern die forcierte Ausbeutung der Werk-
tätigen gewährleisten und mittels Krieg 
und Versklavung anderer Völker ihren 
Zugriff auf Märkte und Rohstoffe sichern 
– und zwar reibungslos, möglichst ohne 
Gegenwehr. Das ist der Hauptzweck des 
Faschismus - das ist sein Klasseninhalt!

Warum will der Klassengegner das 
aus unserem Gedächtnis löschen? 

Zum einen, weil wir nicht daran erin-
nert werden sollen, dass die Gefahr des 
Faschismus heute nicht gebannt ist, son-
dern die Tendenz zum Faschismus dem 
Imperialismus immanent ist. Zum ande-
ren sollen wir aber nicht erkennen, was 
die klassenpolitischen Triebkräfte einer 
Rechtsentwicklung heute sind. Uns wird 
stattdessen angeboten, Faschismus aus 
einer Haltung einzelner Menschen oder 
auch Gruppen zu erklären, denen ent-
weder reaktionäre Ideologien wie Ras-
sismus untergeschoben werden (wie es 
z.B. Aufgabe des Antisemitismusbeauf-
tragten der Bundesregierung ist) oder die 
tatsächlich und ohne Zweifel fremden-
feindliche oder rassistische Positionen 
einnehmen. Doch, das ist nicht die Trieb-
kraft für Faschismus - und reaktionäre 
Haltungen in der Bevölkerung sind nicht 
Taktgeber einer Rechtsentwicklung, die 
wir heute zweifelsohne erleben – und sie 
sind erst Recht nicht der Grund, warum 
reaktionäre Kräfte wie die AfD derartig 
erstarken können [...].

Was sind heute die zentralen 
Triebkräfte für eine Rechtsent-
wicklung?

Eine zentrale Triebkraft der Rechts-
entwicklung ist, dass die Monopolbour-

Männe Grüß

75 Jahre Befreiung vom Faschismus 
heisst: Nein zum NATO-Kriegsmanöver 
„Defender Europe 2020“ -  
Ja zu Frieden mit Russland
Rede des Landesvorsitzenden der DKP Brandenburg in Ziegenhals am 09.02.2020 anlässlich des 87. Jah-
restages der illegalen ZK-Tagung der KPD*
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geoisie die ganze Last ihrer chronisch 
wachsenden ökonomischen Krise auf die 
Schultern der Werktätigen abwälzt. Das 
ist der Grund dafür, dass sie durch Priva-
tisierung der Daseinsvorsorge aus öffent-
licher Hand die Gesundheitsversorgung, 
das Bildungssystem, die Kultur und al-
les zerschlagen, worauf die Werktätigen 
angewiesen sind. Das ist der Grund da-
für, dass sie das Hartz-IV-Regime durch 
die Ausweitung des Niedriglohnsektors 
vertiefen – das ist der Grund, warum 
wir Rentner sehen, die in Mülleimern 
nach Pfandflaschen suchen müssen; und 
das ist der Grund dafür, dass wir durch 
grünlackierte Angriffe zu Kasse ge-
beten werden – sei es durch eine CO2-
Bepreisung oder demnächst auch durch 
verteuerte Lebensmittel, während 10.000 
Menschen allein hier in Brandenburg auf 
die Essensausgabe der Tafeln angewiesen 
sind. Das sind deutliche Taktgeber einer 
Rechtsentwicklung, die Merkel und ihre 
grüne Opposition durchpeitschen im In-
teresse der Monopole – und die Kräfte, 
wie die AfD ausnutzen können für ihre 
Demagogie.

Eine weitere zentrale Triebkraft der 
Rechtsentwicklung ist die allgemeine 
Mobilmachung zum Krieg, die wir 
derzeit erleben, und bei der die herr-
schende Klasse deutlich macht, dass 
sie zu allem bereit ist. Konzentriert 
wie in einem Brennglas lässt sich das 
beim derzeit stattfindenden NATO-
Kriegsmanöver „Defender Europe 
2020“ beobachten. Ich halte den Titel 
des Manövers für einen unerträglichen 
Euphemismus, weil dieses Manöver 
eine handfeste Aggression der NATO 
gegen Russland ist – und noch mehr: es 
ist eine bewusste Provokation gegenüber 
Russland, dieses Manöver parallel zum 
75. Jahrestag der Befreiung vom Faschis-
mus durchzuführen – gegenüber einem 
Land, das in jeder Familie mindestens 
einen Toten bei der Befreiung Europas 
vom Faschismus zu beklagen hat. 

Ich halte es für wichtig, diese NATO-
Aggression gegen Russland in ihrer in-
ternationalen Dimension zu begreifen. 
Wir erleben auf internationaler Ebe-
ne, wie das imperialistische Lager un-
ter Führung der USA seinen Zenit der 
Macht überschreitet: Die ökonomischen 
Tendenzen zeigen, dass die imperialisti-
schen Mächte – und zwar alle – tenden-
ziell gegenüber den BRICS-Staaten – mit 
der sozialistischen Volksrepublik China 
im Zentrum –  ins Hintertreffen geraten. 
Auch militärisch ist der Alleinvertre-
tungsanspruch des US-Imperialismus in 
Wanken geraten, wie ein Blick auf Syri-

en und den Nahen und Mittleren Osten 
zeigt. Das bietet m.E. einerseits außeror-
dentliche Chancen für einen antiimperia-
listischen Kampf, heißt aber andererseits 
auch: Um diesen tendenziellen Verlust 
seiner Hegemonie zu verhindern, ist 
insbesondere die imperialistische Füh-
rungsmacht USA bereit, immer größere 
Risiken durch offene Aggression einzu-
gehen. Genau das erleben wir derzeit mit 
dem NATO-Manöver „Defender 2020“, 
das militärisch vor allem zeigen soll, dass 
die USA bereit sind, auf europäischem 
Boden einen Konflikt mit Russland aus-
zutragen.

Diese Aggression des US-Imperialis-
mus unterstützt die deutsche Bundesre-
gierung maßgeblich, denn Deutschland 
kommt als Aufmarschgebiet eine zentra-
le Rolle zu und der US-Truppentransport 
wäre durch den logistischen Kraftakt 
der Bundeswehr nicht möglich. Dahin-
ter steht das Interesse der reaktionärsten 
Kräfte der deutschen Monopole, für die 
ein starker US-Imperialismus Garant ist, 

dass auch sie ihre Ausplünderung und 
Ausbeutung weltweit vertiefen können. 
Der Kriegskurs der NATO und auch EU 
ist also eine Überlebensfrage für die deut-
sche Monopolbourgeoisie, um ihre poli-
tische Herrschaft langfristig zu sichern. 
Deshalb setzt die Merkel-Regierung eine 
Kriegspolitik durch, die sich nicht nur 
gegen die Arbeiterklasse richtet, son-
dern gegen breite Bevölkerungsteile – sie 
drückt der gesamten Gesellschaft den de-
struktiven Stempel der Kriegspolitik auf. 

Durch die Aufrüstung im Zuge der 
2%-Vorgabe der NATO werden jetzt 
bereits die Kosten auf dem Rücken der 
Werktätigen abgewälzt: Sie müssen die 
Aufrüstung mit Einsparungen und Strei-
chungen in der öffentlichen Daseinsvor-
sorge bezahlen, wie allein die zusam-
mengebrochene Gesundheitsversorgung 
in der Fläche oder der chronische Leh-
rermangel hier in Brandenburg zeigen 

– von den Straßenschäden, die die US-
Truppentransporte anrichten, jetzt mal 
ganz zu schweigen. 

Doch was uns darüber hinaus 
droht, hat eine ganz andere Qualität: 
Es wächst eine Kriegsgefahr, an dessen 
Ende Deutschland und Europa zu ei-
nem Schauplatz eines atomaren Krieges 
werden können. Das, Genossinnen und 
Genossen, ist der zentrale Taktgeber für 
die Rechtsentwicklung, die wir gerade 
erleben! Und der Kampf gegen diese 
wachsende Kriegsgefahr muss als inte-
graler Bestandteil und Herzstück eines 
antifaschistischen Kampfes begriffen 
werden. Das ist die (!) zentrale Lehre aus 
dem Kampf Thälmanns, der KPD und der 
kommunistischen Weltbewegung gegen 
den Faschismus! […]

Haltung zur NATO als  
Nagelprobe 

Wenn wir in unserer Stadt, in unserer 
Gemeinde oder auch in unserem Dorf am 

kommenden 8. Mai 2020 insbesondere 
der Sowjetunion und der Roten Armee 
als Befreier vom Faschismus geden-
ken – wenn wir eine der zahlreichen 
öffentlichen Gedenkfeiern besuchen, 
dann müssen wir dafür sorgen, dass es 
überall heißt: 75 Jahre Befreiung vom 
Faschismus heißt: Nein zum NATO-
Kriegsmanöver - Ja zu Frieden mit 
Russland! 

Der 8. Mai 2020 kann und muss ein 
Auftakt sein, um die NATO zu schwä-
chen und damit auch das militärische 
Aggressionspotenzial des deutschen 
Imperialismus. Das ist der Grund, wa-
rum wir als DKP und andere Friedens-

kräfte für die Losung eintreten: Deutsch-
land raus aus der NATO – NATO raus 
aus Deutschland! Wir erwarten nicht von 
jedem, dass er dieser Forderung vorbe-
haltlos zustimmt. Wir sind aber davon 
überzeugt, dass die Haltung zur NATO 
eine Nagelprobe ist im heutigen antifa-
schistischen Kampf. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang 
auf die AfD zu sprechen kommen. Ich 
halte es für außerordentlich wichtig, die 
Demagogie der AfD zu entlarven, sich 
als Partei zu geben, die einen friedlichen 
Ausgleich mit Russland suche. So können 
auch Aufforderungen der AfD-Land-
tagsfraktion in Sachsen an die Landes-
regierung, den US-Truppen bei Defen-
der 2020 die Durchfahrt zu verwehren, 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass die 
AfD im Bundestag dem NATO-Manöver 
grundsätzlich zugestimmt hat. Und noch 
mehr: Der Chef der Bundestagsfraktion 
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der AfD – Alexander Gauland – sprach 
sich noch im Dezember für ein stärkeres 
Engagement Deutschlands in der NATO 
aus und ist ein glühender Verfechter, das 
2%-Aufrüstungsziel der NATO einzu-
halten. Das entlarvt die AfD als bürger-
liche Partei, die in ihrer transatlantischen 
Bündnistreue weder der CDU, noch SPD 
und Grünen nachsteht. Allein mit diesem 
Standpunkt befindet sich die AfD außer-
halb eines antifaschistischen Konsenses. 

Aber die ganze Wahrheit ist dann 
auch: CDU, SPD und Grüne befinden 
sich mit ihrer NATO-Treue ebenfalls 
außerhalb eines antifaschistischen Kon-
senses. Und in diesem Sinne können sie 
bei einem Zurückdrängen der AfD nicht 
Teil der Lösung sein, sondern sind Teil 
des Problems. Das Führungspersonal 
dieser Parteien kann nicht Teil einer an-
tifaschistischen Volksfront sein, wie wir 
sie brauchen – darüber müssen wir uns 
im Klaren sein.

Nun kann man mir vorwerfen, dass 
ja niemand mehr übrig bliebe als Bünd-
nispartner in einer antifaschistischen 
Volksfront. Doch genau da liegt m.E. das 

große Missverständnis in unseren Krei-
sen: nämlich in der Beantwortung der 
Frage, wer der Hauptträger – das Rück-
grat – einer antifaschistischen Volksfront 
2020 sein muss. Ich sage: es ist die Masse 
der Werktätigen, die m.E. auf fahrlässige 
Art und Weise von uns in jeder Hinsicht 
sträflich vernachlässigt werden – und da 
schließe ich meine Partei ein. 

Ich möchte das nur an einem Punkt 
deutlich machen: Wir sind in unserem 
antifaschistischen Kampf immer noch 
unfähig zu verwerten, dass Mehrheiten 
in der deutschen Bevölkerung die NATO 
kritisch sehen und eine Entspannungspo-
litik gegenüber Russland befürworten. 
Aber wenn das keine solide Basis ist 
für eine antifaschistische Abwehrfront 
– was dann? Wenn ich dann sehe, dass 
antirussische und antichinesische Hetze 
insbesondere bei den Bürgern auf dem 
Gebiet der DDR an antifaschistischen 
Schutzwällen in den Köpfen abprallen, 
dann – liebe Genossinnen und Genos-
sen – steht es m.E. insbesondere auf dem 
Boden der DDR gar nicht so schlecht um 
unsere Sache. 

Ich mache mir keine Illusionen, wel-
che dicken Bretter wir noch bohren müs-
sen für eine Entfaltung von Massenkämp-
fen in diesem Land. Aber dazu gehört 
auch, was Ernst Thälmann in seiner Rede 
vor 87 Jahre hier in Ziegenhals den Ge-
nossinnen und Genossen ins Stammbuch 
schrieb: „Revolutionäres Selbstbewusst-
sein, Siegeszuversicht, Angriffsfreude 
bei bolschewistischer Nüchternheit! (...) 
Vorwärts in diesem Kampf!  Erfüllt eure 
revolutionäre Pflicht für den Sieg der 
deutschen Arbeiterklasse!“ 

In diesem Sinne: Fangen wir an, un-
sere Pflicht gegenüber den werktätigen 
Massen zu erfüllen! [...]

*Der Abdruck der Rede erfolgt mit 
freundlicher Genehmigung des Autors. 
Sie wurde redaktionell leicht gekürzt, 
mit Zwischenüberschriften versehen und 
kleine Flüchtigkeitsfehler wurden still-
schweigend korrigiert. Die Rede findet 
sich in voller Länge auf der Facebook-
Seite der DKP Brandenburg sowie auf 
blog.unsere-Zeit.de. 

Referat auf der Veranstaltung „Für 
die Umwelt – Gegen die Monopole, 
Nein zur CO2-Steuer!“ am 27. Septem-
ber 2019 im Rostocker Ökohaus*

Wir erleben derzeit, wie ein neues 
Format einer internationalen Umwelt- 
und Klimaschutzbewegung eine be-
merkenswerte Resonanz erhält und eine 
eindrucksvolle Mobilisierungsfähig-
keit zur Entfaltung bringt, die in linker 
Sicht in zweierlei Hinsicht besondere 
Beachtung verdient: zum einen durch 
den offen „systemkritischen“ Gestus, 
den eine Jugendbewegung wie Fridays 
for Future für verschiedene Linke zu 
einem potentiell antikapitalistischen 
Hoffnungsträger werden lässt, zum 
anderen aber dadurch, dass unter Be-
zugnahme auf konkrete Forderungen 
eben dieser Bewegung eine Politik ge-
rechtfertigt und forciert wird, die nur 
als reaktionär bezeichnet werden kann. 
Es handelt sich um eine Politik der 
Neueinführung von Verbrauchssteuern 
– in direkter Form, wie von FFF und 
Grünen gefordert, oder kaschiert – und 
darüber hinaus der Propagierung eines 
„Klimanotstandes“ – auf letzteren gehe 

ich später noch ein. Jüngster Ausdruck 
dieser Politik ist das soeben vorgestell-
te „Klimapaket“ der Bundesregierung, 
das – wenig überraschend – den Grü-
nen lange nicht weit genug geht, eine 
Perspektive, die – und das lässt aufhor-
chen – die parlamentarische („äußer-
ste“) Linke in Gestalt der „Linkspartei“ 
im Kern zu teilen scheint. Und nicht nur 
sie – der Topos, die Bundesregierung 
und die sie stützenden Bundestagsfrak-
tionen täten viel zu wenig, sie ließen 
sich also gewissermaßen auf zu wenig 
„Klimanotstand“ ein, ist auch in der 
nicht parteigebundenen linken Publi-
zistik recht weit verbreitet.

Wir können also in der politischen 
Linken – ganz unabhängig von den 
noch zu erörternden Positionen zu 
dieser Bewegung, die wir als orga-
nisierte Kommunisten einnehmen – 
zwei vorherrschende Grundhaltungen 
vorfinden, die oftmals keineswegs als 
widersprüchlich wahrgenommen, son-
dern durchaus miteinander kombiniert 
werden: Die notwendige Energiewende 
müsse ‚sozialverträglich‘ gestaltet wer-
den, man dürfe die arbeitende Bevöl-

kerung und insbesondere die ärmeren 
Teile der Arbeiterklasse keinesfalls‚ 
die Suppe auslöffeln lassen, die die 
Konzerne als die maßgeblichen ‚Kli-
ma-Killer‘ uns allen eingebrockt ha-
ben. Andererseits wird angenommen, 
die Klimaschutzbewegung verkörpere 
im Kern legitime Anliegen – schließ-
lich gehe man ja der Menschheit in ih-
rer Gesamtheit an den Kragen, wenn 
man nicht auf sie höre –, mehr noch: 
bei konsequenter programmatischer 
Entfaltung dieser Bewegung hätten die 
Banken und Konzerne nichts mehr zu 
lachen. Die Bewegung sei somit objek-
tiv antikapitalistisch bzw. antimonopo-
listisch und könne dazu beitragen, der 
bürgerlichen Klassenherrschaft den 
Garaus zu machen.

Green New Deal?

Wie weit ein solches Lob des Kli-
maschutzes als Instrument der De-
legitimierung „des Kapitalismus“ 
ausgefeilt werden kann, zeigen ganz 
aktuell Lydia Krügers Ausführungen 
in der jW unter dem Titel „Das Klima 

Daniel L. Schikora

Nein zur CO2-Steuer!
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ben des Keynesianismus in den USA, 
die an ihrer proimperialistischen Hal-
tung nie einen Zweifel gelassen haben. 
Hat die deutsche Linke Krüger hier 
vergessen, dass eine keynesianistisch 
orientierte Investitionspolitik nicht 
nur eine monopolkapitalistische Wirt-
schaftsordnung zur Voraussetzung hat, 
sondern dass ihr Hoffnungsträger stets 
– der militärisch-industrielle Komplex 
der imperialistischen Hauptmacht USA 
war? Und im Falle eines sog. Linken 
wie Sanders muss daran erinnert wer-
den, dass diese „Linken“ nicht nur die 
Diktatur der Monopole für im Prinzip 
sozialverträglich, für demokratie- und 
friedensfähig halten, sondern dass 
Sanders und Co. darüberhinausgehend 
auch für Angriffskriege und andere 
aggressive Handlungen gegen andere 
Völker eingetreten sind. So warb San-
ders für eine Unterstützung des Krieges 
gegen Jugoslawien 1999 und stellte 
in einem seiner aktuellen Statements 

heraus, dass er die venezolanische Re-
gierung Maduro ablehne und ein in-
ternationales Eingreifen in Venezuela 
befürworte. Werbung für – in diesem 
Falle US-amerikanische – Kriegstrei-
ber unter dem Banner einer sozialver-
träglichen Klimaschutzpolitik, eines 
Zusammengehens von FFF und Gelb-
westen unter der Schirmherrschaft der 
PDL? Der derzeitige Klimaschutz- und 
(damit verbunden) Menschheitsret-
tungs-Diskurs macht‘s möglich.

Romantischer Antikapitalismus

Damit komme ich zum Kern des 
Problems, dessen sich nicht nur je-
der Kommunist – der reformistische 
Herangehensweisen wie die Krügers 
ohnehin für illusionär halten mag, 

der aber tatsächlich fortschrittlichen 
‚Politikwechseln‘ innerhalb imperi-
alistischer Verhältnisse gleichwohl 
positiv gegenüberstände –, sondern 
auch jeder andere Antimilitarist klar 
sein sollte: Steuererhöhungen – auch 
die CO2-Steuer – helfen dem imperi-
alistischen Staat, nicht nur materiell 
„aufzurüsten“, und zwar selbst dann, 
wenn diese Steuer nicht direkt in den 
Rüstungsetat fließen sollte, den die 
Bundesregierung in horrendem Maße 
aufzustocken plant, um dem Zwei-Pro-
zent-Ziel der NATO gerecht zu werden. 
Vielmehr wäre die herrschende Klasse, 
wäre die deutsche Monopolbourgeoi-
sie dümmer bzw. politikunfähiger, als 
man von ihr leider erwarten muss, lie-
ße sie sich die Gelegenheit entgehen, 
den „Klimanotstand“ in ihrem Sinne 
zu propagieren. Vielleicht werden hier 
einige einwenden, dass dies gar nicht 
in ihrem Interesse sein könne, da sich 
nicht unerhebliche Teile der Klima-
schutzbewegung ja sehr laut „antikapi-
talistisch“ positionierten.

An dieser Stelle können – und 
sollten – wir als Kommunisten Kate-
gorien und Erkenntnisse der Ideolo-
giekritik – also des Verständnisses des 
falschen Bewusstseins, das die Klas-
sengesellschaft produziert und repro-
duziert – in Erinnerung rufen, die uns 
darin hindern, FFF und ähnliche Be-
wegungen in einem allzu rosigen Licht 
wahrzunehmen. Es wäre grotesk, als 
Kommunisten der Illusion zu verfal-
len, ein „antikapitalistischer“ Impetus 
sei in jedem Fall fortschrittlich, und er 
könne von der Reaktion nicht in deren 
Sinne genutzt werden. Peter Hacks, der 
sich in seiner Auseinandersetzung mit 
der „politischen Romantik“ in die Tra-
dition nicht nur von Marx und Engels, 
sondern auch von Heinrich Heine und 
dessen Ziehvater Saul Ascher stellte, 
hat einiges Treffliche zum Wesen grü-
ner Konsumkritik geäußert; seiner Auf-
fassung nach war der Umstand, dass 
die arbeitende Bevölkerungsmehrheit 
selbst unter dem Imperialismus konsu-
mieren könne, mehr oder weniger das 
einzige, was nicht gegen ihn – also die 
Herrschaft der Monopolbourgeoisie – 
spreche.

Hören wir uns an, wie Marx und 
Engels im „Manifest“ eine bestimmte 
Art reaktionärer „Kritik“ am Kapitalis-
mus und deren Träger beschreiben, die 
sie den „feudalen Sozialismus“ nennen: 
„Auf diese Art entstand der feudalis-
tische Sozialismus, halb Klagelied, halb 
Pasquill, halb Rückhall der Vergangen-

retten, nicht die Konzerne“. In ihrem 
zweiseitigen Artikel legt die Mitarbei-
terin der PDL-Fraktionsvorsitzenden 
Sahra Wagenknecht – durchaus sym-
pathisch – dar, dass die Realisierung 
bestimmter Kernforderungen der fran-
zösischen Gilets jaunes (Gelbwesten) 
den „Klimawandel stärker bremsen“ 
könne, als die Umsetzung sämtlicher 
Forderungen der Union, der SPD oder 
der Grünen. Nachdem der reaktionäre 
französische Präsident Macron nicht 
zuletzt in FFF-Kreisen als Hoffnungs-
träger des Klimaschutzes gehandelt 
wurde, rehabilitiert Lydia Krüger nun 
in grün-linker Perspektive die Gelbwe-
sten – eine Bewegung, die im Protest 
gegen Steuererhöhungen, auch „öko-
logisch“ begründete, ihren Ursprung 
hat – als die objektiv besseren Klima-
schützer.

Tatsächlich können gute Argumente 
dafür angeführt werden – und sie wer-
den von Krüger in linkssozialdemo-

kratischer Perspektive vorgebracht –, 
dass Maßnahmen zur Erreichung der 
Pariser Klimaziele sich in durchaus 
produktiver Weise verknüpfen ließen 
mit einer Politik der Verteidigung und 
des Ausbaus demokratischer und sozi-
aler Rechte – wie es von den Gelbwe-
sten eingefordert wird. An der ein oder 
anderen Stelle spricht die Autorin sogar 
aus, dass eine solche – tatsächlich fort-
schrittliche, wenngleich nicht unmittel-
bar systemsprengende – Politik den In-
teressen der monopolistischen Unter-
nehmen frontal entgegengesetzt wäre. 
Was sie jedoch nicht daran hindert, sich 
positiv auf den von „linken“ US-De-
mokraten wie Bernie Sanders und Ale-
xandria Ocasio-Cortez verfochtenen 
„Green New Deal“ zu berufen. Bewor-
ben wird damit ein „Konzept“ jener Er-
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heit, halb Dräuen der Zukunft, mitunter 
die Bourgeoisie ins Herz treffend durch 
bitteres, geistreich zerreißendes Urteil, 
stets komisch wirkend durch gänzliche 
Unfähigkeit, den Gang der modernen 
Geschichte zu begreifen.“

Was mir hier wichtig ist: Diese Unfä-
higkeit reaktionärer „Systemkritiker“, 
„den Gang der modernen Geschichte 
zu begreifen“, darf nicht mit einer poli-
tischen Wirkungslosigkeit verwechselt 
werden. Der „Klimanotstand“ wird ja 
nicht erst seit einigen Monaten propa-
giert, er geht weder auf Greta Thunberg 

und ihr Team noch auf Luisa Neubauer 
oder andere grüne Nachwuchskräfte 
zurück. Vielmehr wurde die Polemik 
gegen die „Trägheit“ der parlamenta-
risch-demokratischen Entscheidungs-
findungsprozesse, die „wir“ uns ange-
sichts der planetarischen Bedrohung 
durch die Erderwärmung nicht mehr 
leisten könnten, bereits vor über zehn 
Jahren im Feuilleton bürgerlicher Leit-
medien breit und nicht ohne Sympa-
thien zur Diskussion gestellt. Mit dem 
in diesem Zusammenhang favorisierten 
„Systemwechsel“ ist gewiss nicht das 
gemeint, was wir als Kommunisten an-

streben: die Beseitigung der Herrschaft 
der Monopolbourgeoisie durch einen 
revolutionären Bruch – sondern die 
Befreiung der Monopolbourgeoisie von 
den ihr mittlerweile lästigen „Fesseln“ 
der bürgerlichen Demokratie. Was aber 
tatsächlich relativ neu ist, ist die Bereit-
schaft weiter Teile der linken Parteien, 
Organisationen, Jugendverbände und 
Presseorgane bis hinein in das sich als 
marxistisch-leninistisch verstehende 
Spektrum, sich solcherart „systemkri-
tischen“ Forderungen anzuschließen. 
Hier trifft der (bisweilen vorschnell an 

Linke erhobene) „Querfront“-Vorwurf 
offenkundig zu.

Contra Großkapital: für eine 
demokratische Klassenpolitik!

Unsere Aufgabe als Kommunisten 
ist es, den Angriffen der äußersten 
Reaktion auf unsere demokratischen 
Freiheitsrechte entschlossen entgegen-
zutreten – auch wenn diese Angriffe 
derzeit umwelt- und klimapolitisch 
„legitimiert“ werden. Andererseits ist 
es geboten, wenn die Kommunistische 
Partei derzeit in noch verstärktem Maße 

für umweltpolitische Zielsetzungen 
eintritt, wie sie auch etwa das kürzlich 
herausgebrachte Kommunalprogramm 
der DKP Rostock enthält. Auch in 
diesem Bereich streben wir antimono-
politische Bündnisse auf breitestmög-
licher Basis an – z.B. um auf lokaler 
oder regionaler Ebene einen Ausbau 
des ÖPNV voranzutreiben, aber auch, 
indem wir der Militarisierung der Ro-
stocker Stadtgesellschaft entgegentre-
ten, die jenen Monopolen dient, die 
bekanntlich auch für ökologische Kata-
strophen in ungeheuerlichem Ausmaße 

verantwortlich sind. Ebenso wenig wie 
der Antifaschismus oder der Friedens-
kampf ist der Umweltschutz eine klas-
senneutrale Angelegenheit. Auch hier 
liegt uns jedwedes Sektierertum fern, 
wie wir auf der anderen Seite für An-
biederungen an die äußerste Reaktion 
– auch an die sich „systemkritisch“ ge-
bende – nicht zu haben sind.

*Der Abdruck erfolgt mit freundlicher 
Genehmigung des Autors. Zwischenüber-

schriften wurden von der Redaktion eingefügt. 
Erstveröffentlichung auf dkp-mv.de. 
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Richtige Einschätzung Weltlage 
und der Kräfte des Widerstands 

[...] Wir stimmen mit den entschei-
denden Einschätzungen [des Leitantrags] 
überein: Vor allem der der gegenwär-
tigen Weltlage, die von den aggressiven 
Maßnahmen des Imperialismus mit den 
USA an der Spitze geprägt ist. Ebenfalls 
der Einschätzung der Politik Russlands, 
Chinas und verbündeter Länder als einer 
zunehmend wirksamen Gegenwehr ge-
gen die Eindämmungsversuche des „We-
stens“ und seines weltweiten Hegemo-
nieanspruchs. Die DKP Hannover fordert 
seit langem „Frieden mit Russland“ – in 
ihrer Kleinzeitung, dem Hannoverschen 
Volksblatt, auf Veranstaltungen und auf 
der Straße etwa beim Ostermarsch. Wir 
stimmen dem Leitantrag zu, wenn er 
konstatiert, dass Russ-
land und China für eine 
friedliche Koexistenz, 
für die Respektierung 
des Völkerrechts und 
eine multipolare Welt-
ordnung eintreten. Ei-
ner Strategie, die dem 
Hauptkriegstreiber, der 
US-geführten NATO 
und ihres treuen Mit-
glieds BRD zuwider-
läuft, für die weltweite 
Friedensbewegung aber 
von größter Bedeutung 
ist, wenn es um eine Eindämmung des 
Imperialismus und den Kampf für eine 
Wende zu Frieden und Abrüstung geht 
[...]. 

Als einen Schritt nach vorne sehen 
wir die detaillierte Charakterisierung der 
Kräfte des Widerstands im Leitantrag, 
die im Zusammenhang mit den Kampf-
feldern eine Diskussion für die näch-
sten Jahre eröffnet, an welchen „neural-
gischen“ Punkten des Klassenkampfes 
ein Aufbrechen der Wut möglicherweise 
erfolgen wird. Als DKP Hannover hal-
ten wir die Verteuerung der Lebenshal-
tungskosten etwa bei Strom, Gas, Miete, 
öffentlicher und privater Mobilität für 
einen Punkt, der größte Aufmerksam-
keit verdient, zum einen, weil wir mei-
nen, dass hier ein zentraler Angriff auf 
die Lebenslage der Werktätigen läuft und 
zum anderen, weil hier die Chance einer 

aktiven Gegenbewegung „von unten“ gut 
stehen. Insgesamt sehen wir im Leitan-
trag mutmachende Ansätze für eine Stär-
kung der DKP.

DKP Hannover-Mitte

Hauptwidersprüche, Rolle der 
DDR-Bürger und Kampffelder 
richtig erfasst

Die Landesorganisation (LO) Bran-
denburg der DKP unterstützt grundsätz-
lich den Entwurf des Leitantrags des 
Parteivorstandes an den 23. Parteitag [...]. 
Aus Sicht der LO Brandenburg zeichnet 
den vorliegenden Entwurf des Parteivor-
standes unter anderem aus:

1. Die Hauptwidersprüche des Impe-
rialismus im Weltmaßstab heute und de-
ren Ableitung insbesondere für die frie-

denspolitische Orientierung der DKP im 
Ringen um Frieden und Freundschaft mit 
der VR China und der Russischen Föde-
ration werden richtig erfasst.

Hierzu gehört die Einschätzung im 
Entwurf, dass der US-Imperialismus ei-
nerseits die „die stärkste ökonomische, 
politische und militärische Macht des 
imperialistischen Weltsystems“ ist, aber 
andererseits darum kämpft, seinen dro-
henden Abstieg als „Hegemon einer 
unipolaren Weltordnung“ zu verhin-
dern. Daraus ergibt sich folgerichtig die 
Bestimmung des „US-geführten Mili-
tärbündnisses NATO“, von dem in der 
momentanen Etappe die „Hauptkriegs-
gefahr“ im Weltmaßstab ausgeht. Der 
Entwurf des Parteivorstandes stellt dazu 
in einen prinzipiellen Widerspruch die 
VR China und die Russische Föderation, 
die gekennzeichnet werden als Kräfte, 

die den „Dominanzanspruch des Im-
perialismus ökonomisch, politisch und 
militärisch zunehmend in Frage“ stellen. 
Die sich daraus ableitenden Kampfbe-
dingungen in Deutschland, wie die Ein-
schätzung, dass die Propaganda unter an-
derem gegen Russland und China „sich 
immer weniger mit den Erfahrungen der 
Menschen in Einklang bringen“ lassen, 
entsprechen den Erfahrungen, die die 
LO Brandenburg in ihrem Landtags-
wahlkampf gesammelt hat. Insbesondere 
auf dem Gebiet der DDR spielt diese spe-
zifische Friedensorientierung der DKP 
aufgrund der besonderen historischen 
Verbundenheit der Menschen mit der So-
wjetunion eine besondere Rolle.

2. Die Bestimmung der besonderen 
Rolle der Bürgerinnen und Bürger auf 
dem Gebiet der DDR in einem anzustre-

benden antimonopolistischen Bündnis 
sind ein Fortschritt in der Strategieent-
wicklung der DKP.

Von besonderer Bedeutung ist dabei, 
dass der Entwurf konkret die spezifisch 
günstigen Bedingungen für eine beson-
dere Rolle der ostdeutschen Bevölkerung 
benennt. Dazu zählt der Entwurf etwa 
„umfangreiche Kenntnisse der Marxis-
mus-Leninismus“, „Erfahrungen beim 
Aufbau eines sozialistischen Staates 
auf deutschem Boden“ und dadurch das 
„Erleben einer Heimat, das geprägt ist 
durch antifaschistische und friedliche 
Entwicklung“. Dazu zählt auch „die 
größte Enteignung von Volkseigentum 
in der deutschen Nachkriegsgeschichte“ 
und eine Durchsetzung aller Ämter des 
öffentlichen Lebens durch westdeutsche 
Eliten im Kolonialstil.

Die LO Brandenburg stimmt der Ein-

Zum 23. Parteitag der DKP
Nachfolgend dokumentieren wir, teils in Auszügen, ausgewählte Beiträge aus der UZ-Diskussionstribüne 

zum Entwurf des Parteivorstands der DKP zum Leitantrag für den 23. Parteitag, der vom 28.02.-01.03. im 
Frankfurt/Main stattfindet. Die jeweiligen Überschriften stammen von uns.
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schätzung des Entwurfs zu, dass „die-
ser Erfahrungsschatz (…) auch Auswir-
kungen auf den Bewusstseinsstand der 
jungen Generation“ im Osten hat und die-
ser Bewusstseinsstand in Form einer Ab-
lehnung des westdeutschen Imperialismus 
und seiner politischen Vollstrecker stän-
dig reproduziert wird durch „Maßnahmen 
der westdeutschen Monopolbourgeoisie“.

3. Dem Entwurf gelingt teilweise 
eine Konkretisierung der antimonopolis-
tischen Strategie durch das Herausarbei-
ten von Kampffeldern im Klassenkampf, 
in denen der Monopolbourgeoisie tenden-
ziell ein Hegemonieverlust droht.

Der Entwurf des Parteivorstandes for-
muliert als Anspruch an die „nächstlie-
genden Aufgaben der DKP, die Entwick-
lung proletarischen Bewusstseins zu för-
dern, den gemeinsamen Gegner in Gestalt 
des Monopolkapitals bewusst zu ma-
chen und für die Aktionseinheit der 
Arbeiterklasse und die Verbindung 
von Arbeiterbewegung und nicht-
monopolistischen Bewegungen zu 
wirken“.

Wenn nicht umfassend, so 
doch punktuell, gelingt es im Ent-
wurf, konkrete Kampffelder zu 
benennen, wo die günstigen Aus-
gangsbedingungen für antimono-
polistische Abwehrkämpfe heute zu 
finden sind. Als diese Kampffelder 
schätzt der Entwurf zum Beispiel die 
„Schnittstellen zwischen der Betriebs- 
und Gewerkschaftsarbeit und 
der Kommunalpolitik, wie der 
Kampf um den Erhalt und 
Ausbau der öffent-
lichen Daseinsvor-
sorge“ ein. Die Er-
fahrungen, die wir 
im Kampf gegen 
den anhaltenden 
P f l e g e n o t s t a n d 
in Brandenburgs 
Krankenhäusern 
und die Formierung von Widerstand un-
ter den Beschäftigten im Schulterschluss 
mit den Bürgern bestätigt die Einschät-
zung des Entwurfs, dass „Kämpfe um 
die kommunale Daseinsvorsorge (…) ein 
Hebel für die Herausbildung antimonopo-
listischer Bündnisse“ sein können.

DKP Brandenburg

Aktuelle Herausforderungen 
der Monopoloffensive richtig 
benannt

Wir begrüßen, dass der PV-Leitan-
trag nicht nur die Notwendigkeit eines 
Festhaltens der Partei an der antimo-

nopolistischen Strategie herausstreicht, 
sondern anhand einer Reihe konkreter 
Herausforderungen, die sich aus der 
Offensive der Monopolbourgeoisie ge-
gen die Arbeiterklasse und die anderen 
nichtmonopolistischen Bevölkerungs-
teile ergeben, aufzeigt, welche Hand-
lungsweisen, Bündnisoptionen usw. sich 
aus ihr ergeben (können). Im Bereich der 
aktuellen energiepolitischen Debatten ist 
es wichtig, im Sinne des Leitantrags die 
Unvereinbarkeit einer Umweltpolitik im 
Interesse der arbeitenden Bevölkerungs-
mehrheit mit den Interessen der herr-
schenden Klasse verstärkt einer mög-
lichst breiten (auch gewerkschaftlichen) 

Öffentlichkeit zu vermitteln. Nur so kann 
den bis weit in die sich als marxistisch 
verstehende Linke hineinreichenden Nei-
gungen, reaktionäre Steuererhöhungs- 
und Klimanotstandsforderungen als im 
Kern doch irgendwie fortschrittlich und 
unterstützungswürdig zu verorten, auf 
marxistisch-leninistischer Grundlage 
entgegengetreten werden.

Für nicht minder bedeutend halten 
wir die klare Parteinahme des Leitan-
trags auf dem Gebiet der internationalen 
Beziehungen, konkret: die Solidarität 
mit den Völkern, deren Souveränität 
durch den Imperialismus mit Füßen ge-
treten werden, anstelle einer verlogenen 

„Äquidistanz“. Zutreffend ist hier die 
Herausstellung des immensen Gewichts 
Russlands und des sozialistischen Chi-
na in der Allianz der Staaten, die sich 
durch imperialistische Sanktionen und 
Kriegsdrohungen nicht einschüchtern 
lassen. Hinsichtlich der Volksrepublik 
China hat die kommunistische Partei un-
seres Landes künftig scharf akzentuiert 
herauszustellen, woran etwa die tägliche 
Berichterstattung eines Leitmediums der 
deutschen Monopolbourgeoisie wie der 
„FAZ“ überhaupt keinen Zweifel lässt: 
dass es bei der Strategie der „Eindäm-
mung“ Chinas auch um Systemkonkur-
renz geht, dass also jeder Schlag gegen 
den Staat, dessen Systemüberlegenheit 
mittlerweile als weithin unübersehbar 
erscheint, sich unmittelbar gegen un-
ser Klasseninteresse richtet, das im Be-
wusstwerden der Besiegbarkeit des Im-
perialismus besteht.

DKP-Gruppenvorstand Rostock

Wichtige Akzente in Friedens-
politik und Antiimperialismus

Wir bewerten die Positionierung 
des Leitantragsentwurfes zum The-
menkomplex Friedenspolitik/Antiim-
perialismus insgesamt als positiven 

Beitrag in die richtige Richtung. Die Ak-
zente, die er setzt, sind richtig, vor allem, 
weil einige Marxisten die abstrakte An-
sicht vertreten, im Kapitalismus/Imperi-

alismus könne es (überhaupt) kei-
nen Frieden geben – was 

faktisch auf eine 
Ger ingschätzung 
der Bedeutung des 
Fr iedenskampfes 
hinausläuft, auch 
wenn das mögli-
cherweise nicht 
bewusst angestrebt 
wird. Natürlich gibt 
es eine Tendenz im 

Kapitalismus, insbesondere in seinem 
imperialistischen Stadium, ökonomische 
sowie geopolitische Widersprüche zu er-
zeugen, die die Gefahr von kriegerischen 
Auseinandersetzungen erhöhen. Jedoch 
sollte man das nicht abstrakt (losgelöst 
von konkreten Umständen) betrach-
ten. Pauschal zu sagen: „Kapitalistische 
Staaten führen letztlich immer Krieg, 
egal, was man dagegen tut“, läuft auf ein 
defätistisches Einknicken vor dem Klas-
sengegner hinaus.

Wir sollten aus den geschichtlichen 
Erfahrungen der Arbeiterbewegung und 
der sozialistischen Staaten lernen. Die 
Arbeiterbewegung mobilisierte vor dem 
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Ersten Weltkrieg stets gegen jegliche 
kriegerischen Maßnahmen der kapita-
listischen Staaten. Engels warnte Ende 
des 19. Jahrhunderts vor einem großen 
imperialistischen Krieg. Die Opposition 
der Arbeiterbewegung zu kriegerischen 
Mitteln erfolgte nicht nur aus taktischen 
Gründen, sondern auch, um zu versu-
chen, das imperialistische Gemetzel tat-

sächlich zu verhindern. Erst als das we-
gen des Verrats der sozialdemokratischen 
Führer nach Kriegsausbruch nicht mehr 
zu verwirklichen war, wurde aufgrund 
einer besonderen historischen Konstel-
lation die Losung „den imperialistischen 
Krieg in einen Klassenkrieg verwandeln“ 
richtigerweise von den Bolschewiki er-
hoben. Es wäre aber falsch, diese Losung 
so zu verstehen, dass der Kapitalismus 
zwangsläufig in jedem Augenblick einen 
Krieg lostreten könnte, dass der Einsatz 
für den Frieden daher implizit irrelevant 
wäre und dass wir stattdessen auf die Ver-
wandlung von imperialistischen Kriegen 
in Klassenkriege drängen sollten. Das 
würde darauf hinauslaufen, eine richtige 
Losung aus ihrem Kontext herauszuzer-
ren und auf eine andere Situation anzu-
wenden, wodurch sie zu einer falschen 
Losung wird.

Die sozialistischen Staaten verfolgten 
immer eine konsequente Friedenspolitik. 

In den 20er und Anfang der 30er Jahre 
bemühte sich die Sowjetunion intensiv 
darum, von den kapitalistischen Staa-
ten anerkannt zu werden und mit ihnen 
positive Beziehungen aufzubauen – und 
somit imperialistische Interventionen zu 
vermeiden. In den 30er Jahren bemühte 
sich die Sowjetunion darum, ein System 
der kollektiven Sicherheit gegen den auf-

strebenden Faschismus in Deutschland 
zu etablieren und unternahm zahlreiche 
weitere Schritte, um den Frieden zu er-
halten.

Die Sowjetunion ging in den 50er 
Jahren davon aus, dass man durchaus 
dem Imperialismus etwas entgegenset-
zen kann. Im Büchlein „Die Grundprin-
zipien der Außenpolitik der Sowjetuni-
on“, das 1953 im Dietz-Verlag erschien, 
wird beschrieben, dass der Imperialismus 
angesichts einer konkreten Kriegsgefahr 
durch die Stärke des Sozialismus, durch 
die Stärke der Friedenskräfte gezwungen 
werden kann, von kriegerischen Mitteln 
abzusehen. Zudem wird die Bedeutung 
des Völkerrechts und der Souveränität 
im Kampf gegen den Imperialismus, für 
den Frieden, richtig dargelegt.

Das ist eine ganz andere Position als 
die, die Gorbatschow vertrat. Er war der 
Ansicht, dass der Imperialismus von sich 
heraus friedensfähig wäre – das war und 

bleibt falsch. Aber er kann in einer kon-
kreten Konstellation aufgrund der Stär-
ke seines äußeren und inneren Gegners 
gezwungen werden, von einer kriege-
rischen Auseinandersetzung abzusehen.

In dieser Hinsicht muss heute die Ori-
entierung sein, einerseits gegen die Spal-
tung der Friedensbewegung einzutreten, 
diese zu stärken und antimilitaristische 

Agitation unter den Werktätigen zu be-
treiben, andererseits die internationalen 
Friedenskräfte zu stärken. Wir Kommu-
nisten sind prinzipiell gegen Angriffs-
kriege und für diplomatische Lösungen 
von Staatenkonflikten. Es gibt mittler-
weile einen starken Pol in der Welt mit 
Russland und China an der Spitze, der 
die Dominanz des Imperialismus in Fra-
ge stellt und um den sich die subalternen 
Staaten langsam sammeln. Dieser Pol 
tritt für die Achtung des Völkerrechts 
ein, für die Achtung der staatlichen Sou-
veränität – im Interesse des Friedens. 
Gerade deswegen ist der Ansatz richtig, 
die nationale Souveränität für eine kon-
sequente Friedenspolitik auszunutzen. 
Der Text des Leitantrages setzt in die-
ser Frage aus unserer Sicht die richtigen 
Schwerpunkte.

DKP Tempelhof-Schöneberg
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Schwerpunkt

Einigkeit ist hochgeschätzt bei Kom-
munisten. Mit gutem Grund haben Marx 
und Engels den Appell an die Proletarier 
aller Länder zur Vereinigung zum Leit-
spruch der entstehenden kommunisti-
schen Bewegung gemacht. Die benötigte 
Einigkeit beruht aber nicht auf einem 
großzügigen „Schwamm drüber“ ange-
sichts von Differenzen. Denn Beliebig-
keit ist keine Basis für Einigkeit, was sich 
bereits in der Vielzahl der Streitschriften 
zeigt, mit denen Marx und Engels gegen 
Positionen vorgingen, die sie für falsch 
und schädlich hielten. Einigkeit in der 
kommunistischen Bewegung kann nur 
auf Grundlage übereinstimmender Ein-
sichten und Überzeugungen bestehen, 
die erarbeitet werden müssen. Die gute 
Nachricht ist, dass wir als Marxistinnen 
und Marxisten hierzu nicht in einen nutz-
losen Meinungsstreit verfallen müssen, 
sondern den Anspruch teilen, auf wissen-
schaftlicher Basis und mit einsehbaren 
Argumenten um richtige Positionen rin-
gen zu können. Die schlechte Nachricht 
ist, dass akkumulierte Fehler, Versäum-
nisse in der Bildungsarbeit und ganz all-
gemein unsere Schwäche dazu beitragen, 
dass wir bei der praktischen Umsetzung 
dieses Anspruchs öfters scheitern.

Ich sehe in wesentlichen Fragen Dif-
ferenzen zu Genossen, mit denen zusam-
men ich in den letzten Jahren für T&P 
gearbeitet habe und die weiterhin für die 
zukünftige Entwicklung von T&P Ver-
antwortung tragen. Diese Differenzen 
erscheinen bei verschiedenen Themen als 
da in unvollständiger Auflistung wären: 
der Charakter der Kriegsgefahr und die 
Frage nach dem Hauptfeind, unser Bezug 
zur Nation, oder auch die Einschätzung 
der Klimaproteste. Doch wie immer gilt, 
wenn wir wahrnehmen, wie und wo et-
was erscheint, sollten Marxistinnen und 
Marxisten auch danach fragen, was da 
erscheint und sich in den verschiedenen 
Erscheinungsformen zum Ausdruck 
bringt. Meine Annahme ist, bei diesem 
„was“ handelt es sich um eine besondere 
strategische Option, unseren – überein-
stimmend als unzureichend ermesse-

nen – Einfluss auf die gesellschaftlichen 
Verhältnisse und Entwicklungen zu 
stärken. Hilfsweise bezeichne ich diese 
Option, die meine Genossen bei T&P 
meiner Einschätzung nach verfolgen, als 
„Links-Populismus“. (Kleiner Einschub: 
Bei dieser Vokabel bin ich verpflichtet, 
einem Missverständnis vorzubeugen. 
Die Bezeichnung „Populismus“ ist ein 
beliebtes Schimpfwort, welches diejeni-
gen, die ihrer Herrschaftspraxis gerne 
ungestört nachgehen wollen, gegen die 
Beherrschten in Stellung bringen, die 
ihnen als „Pöbel auf der Straße“ gelten. 
Meine Verwendung dieser Bezeichnung 
soll natürlich – obwohl ich sie mit Kritik 
verbinde – nicht diese Bedeutung haben. 
Im Gegenteil: Den Populismusvorwurf 
sollten wir, wenn er von den Herrschen-
den und ihren Schreiberlingen gegen uns 
vorgebracht, eher als Ehrbezeichnung 
ansehen.) 

Ich möchte versuchen, den hier als 
Links-Populismus titulierten Ansatz zu 
beschreiben und auch darauf hinweisen, 
worin ich den Fehler dieses Versuches 
sehe. Damit ist sicherlich nicht schon eine 
auch nur ansatzweise vollständige Ana-
lyse und auch keine umfassende Kritik 
geleistet. Das bleibt noch eine Aufgabe, 
die ich allerdings für notwendig erachte. 
Es kann lediglich darum gehen, die gro-
be Linie aufzuzeigen, die mich veran-
lasst, eine solche Ausrichtung von T&P 
nicht mittragen zu wollen, obwohl – oder 
gerade weil – ich die Funktion, die die-
se Zeitschrift mit ihrer Prägung durch 
Hans Heinz Holz und Renate Münder 
ausgefüllt hat, für ein weiterhin unter-
stützenswertes und notwendiges Projekt 
halte. Die Debatte über die Strategie der 
kommunistischen Bewegung, über die 
Frage nach der Bedeutung und dem Cha-
rakter einer zu erkämpfenden Hegemonie 
und über den Weg dorthin wird in meiner 
Auseinandersetzung mit den Genossen 
zwar berührt, aber dazu reicht es natür-
lich nicht, sich lediglich – wie es dieser 
Beitrag hier macht – von einer anderen 
Position abzugrenzen. Dieser Beitrag soll 
also auch nicht eine eigene positive Posi-

tionierung in der Strategiedebatte erset-
zen. Ähnliches gilt auch für die Fragen, 
die ich oben als Themen genannt habe, 
bei denen unsere Differenzen in Erschei-
nung treten.

Weitgehend anerkannt und auch un-
ter uns unumstritten ist, dass es offen-
sichtlich kein erfolgversprechender Weg 
ist, sich sektiererisch von den Menschen 
abzusondern, mit denen wir eine bessere 
Gesellschaft erkämpfen wollen. Es ist da-
her in der Geschichte der Arbeiterbewe-
gung keine neue Erscheinung, wenn der 
Versuch gemacht wird, durch Annähe-
rung an Positionen, die in der Breite der 
Bevölkerung populär sind, den eigenen 
Wirkungsgrad erhöhen zu wollen. Lenin 
forderte die Fähigkeit der revolutionären 
Kommunisten, sich mit den „werktätigen 
Massen zu verbinden, sich ihnen anzunä-
hern, ja, wenn man will, sich bis zu einem 
gewissen Grade mit ihnen zu verschmel-
zen“[1]. Hier sehe ich bei uns noch keinen 
Dissens. Doch ist hier ein genaues Hin-
schauen gefordert, denn diese Empfeh-
lung wurde und wird sehr unterschied-
lich ausgelegt. 

So war und ist es auch keine seltene 
Erscheinung, dass dieser Ansatz so ge-
deutet wird, es gehe bei ihm darum, die 
Akzeptanz und Popularität der Kommu-
nisten in der Bevölkerung zu heben um 
dann – mit so erzeugter Rückendeckung 
– endlich wirksam tätig werden zu kön-
nen. Die passende Bündnisorientierung 
zu dieser Interpretation zielt auf maxi-
male Breite der Bündnisse als Optimum 
und sieht die Aufgabe der Kommunisti-
schen Partei darin, höchstens noch als 
Ideengeber zu fungieren, als diejenigen, 
die stets und verlässlich für möglichst 
umfassende Bündnisbreite eintreten und 
die eigenen „weitergehenden Ideen“ den 
Bündnispartnern lediglich als Theorien 
verkünden. So sieht die opportunistische 
Missdeutung der Massenverbundenheit 
aus und so wurde und wird sie – wenn 
auch mit vielerlei Differenzierungen – 
von der sich verbürgerlichenden Sozi-
aldemokratie, von den Anhängern der 
„Thesen“ des Sekretariats und – beim 

Jürgen Lloyd

Grenzen der Einigkeit
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Thema Antifa und Klimaproteste – auch 
von Hans-Peter Brenner vertreten[2]. Die 
von Lenin betonte spezifisch kommuni-
stische Aufgabe, aktiv für die Hervor-
bringung von Klassenbewusstsein tätig 
zu sein, wird entweder komplett negiert 
oder verkommt – wie bei Brenners Ver-
ständnis marxistischer Bildungsarbeit 
– zum untauglichen Hinterhertheoreti-
sieren.

Die oben von mir Links-Populismus 
genannte Option will sich von solchem 
Opportunismus absetzen. Zu Recht kri-
tisiert sie an der opportunistischen Feti-
schisierung möglichst großer Bündnis-
breite, dass mit ihr das Potential derjeni-
gen vernachlässigt wird, die unzufrieden 
mit den bestehenden Verhältnissen kei-
neswegs mehr bereit sind, sich mit genau 
den wohlanständigen Bündnispartnern 
gemein zu machen, die sie als Verfechter 
eben jener Verhältnisse kennengelernt 
haben. Unzufriedene, die sich ohnehin 
an den Rand gedrängt fühlen oder von 
sozialem Abstieg bedroht sehen, werden 
von den Politikangeboten eines solchen, 
sich links und demokratisch nennenden 
Opportunismus nicht erreicht, sondern 
abgestoßen. Das Paradebeispiel der In-
itiative „Aufstehen gegen Rassismus“ er-
klärt gar selbst, „eine rote Linie“ ziehen 
zu wollen gegenüber den Unzufriedenen, 
sofern diese sich für rassistische Ideolo-
gie empfänglich zeigen. Solchem oppor-
tunistischen Irrweg setzen die Befürwor-
ter einer links-populistischen Linie den 
Ansatz entgegen, im Protest der Unzu-
friedenen eine Artikulation ihrer, durch 
Kapitalismus und neoliberale Politik ver-
letzten Interessen zu sehen.[3] Als prak-
tisch-politische Konsequenz aus diesem 
Ansatz und gelegentlich unter (falscher!) 
Berufung auf die oben zitierte Forderung 
von Lenin nach „Verschmelzung“ mit den 
Massen oder auch auf die Volksfrontstra-
tegie des VII. Weltkongresses wird dann 
die Folgerung gezogen, wir sollten uns 
nun diesem Protest annähern. Die Forde-
rung nach geschlossenen Grenzen gegen-
über Flüchtlingen etwa, oder die Ableh-
nung gegenüber einer Klimabewegung 
seien Anknüpfungspunkte, die wir mit 
unserer antimonopolistischen Strategie 
aufzugreifen hätten. Zweifellos bedeutet 
der Zuzug von Flüchtlingen eine Ver-
schärfung der Konkurrenzkämpfe um 
Arbeitsplätze, Löhne, Wohnungen, usw., 
mit der die Durchsetzungsfähigkeit der 
Arbeiterklasse hier beeinträchtigt wird 
und die deswegen von Kapitalvertretern 
auch begrüßt wird. Ebenso unzweifel-
haft lässt sich die Klimabewegung für 
Kapitalstrategien mit Interesse an neuen 

„grünen“ Anlagemöglichkeiten, an der 
Abwälzung von Kosten für Krise und 
fälligem Umbau von Produktionstechno-
logien, und an der Propagierung von Ver-
einzelungsideologien („jeder muss sein 
Konsumverhalten überdenken“) nutzen. 
Und richtig ist auch: Die Ursachen für 
die Unzufriedenheit von durchaus rele-
vanten Teilen der Bevölkerung mit ihren 
Lebensbedingungen sind allesamt Aus-
prägungen der immanenten Widersprü-
che des monopolistischen Kapitalismus. 
Diese Unzufriedenheit bietet damit An-
knüpfungspunkte für unseren antimo-
nopolistischen Kampf. Aber – und hier 
trennen sich die Wege – der Protest, der 
sich mehr oder weniger[4] spontan gegen 
offene Grenzen, Klimahype, Verletzung 
unserer deutschen Souveränität durch die 
US-Politik, usw. wendet, ist keine Arti-
kulation der vom Kapitalismus verletzten 
Interessen der Bevölkerung, sondern es 
ist „der Herren eigner Geist“[5], der in die-
sem Protest zum Ausdruck kommt. 

Diese Differenzierung ist entschei-
dend! Ich teile die Einschätzung: Wir 
brauchen uns nicht zu beklagen über das 
falsche Bewusstsein der Unzufriedenen, 
die ihren Protest rassistisch äußern. Erst 
recht brauchen wir nicht – wie „Aufste-
hen gegen Rassismus“ – ihnen dies vor-
zuwerfen und sie deswegen hinter eine 
„rote Linie“ zu verbannen. Aber die Ur-
sachen von Unzufriedenheit sind etwas 

anderes als das Bewusstsein, welches sich 
im Protest äußert. Der fatale Fehler der 
Genossinnen und Genossen, die meinen, 
in solchem Protest eine Artikulation anti-
monopolistischer Interessen zu erkennen 
und uns deswegen eine Annäherung an 
ihn empfehlen, liegt darin, die Bewusst-
seinsinhalte, die in diesem Protest zum 
Ausdruck kommen, den Protestierenden 
selbst zuzuschreiben. Aber Bewusstsein 
ist bewusstes Sein. Es erwächst als Wi-
derspiegelung der von der Produktion 
und Reproduktion des eigenen Lebens 
bestimmten Realität. Doch Rassismus 

oder Nationalismus spiegeln nicht – auch 
nicht ideologisch verfälscht – die Reali-
tät der Arbeiterklasse wider, sondern die 
Herrschaftsinteressen der Monopolbour-
geoisie. 

Dies nicht zu erkennen führt – in der 
Konsequenz – dazu, die Frage gering zu 
schätzen, ob das Bewusstsein der Men-
schen von ihren Interessen angemessen 
ist oder nicht. Lediglich ihre Haltung, 
welche sich in ihrer Praxis zeigt, sei ent-
scheidend. Demnach sei es auch unerheb-
lich, ob die Friedensbewegung von einer 
leninistischen Analyse der Kriegsgefahr 
geleitet ist, oder ob sie meint, ein „tiefer 
Staat“ oder andere sich verschwörende 
dunkle Mächte seien die Ursache der 
Kriegsgefahr. Entscheidend sei, ob die 
Losung „Friede mit Russland“ lautet. 
Und nein – ich will auch hier keine sek-
tiererische Verengung der Friedensbewe-
gung befürworten. Es stimmt, dass jede 
Bewegung zu begrüßen, aufzugreifen 
und zu unterstützen ist, in der Menschen 
aktiv sind, deren Interessen denen des 
Monopolkapitals entgegengesetzt sind 
und deren Kampf sich objektiv gegen die 
Monopolherrschaft richtet. Aber damit 
kann uns das Bewusstsein der Mitstrei-
ter doch eben nicht egal sein. Im Gegen-
teil erfordert unsere Aufgabe den Kampf 
gegen „der Herren eigner Geist“, weil 
wir ohne diesen Kampf auch nicht in der 
Lage wären, unserer Verantwortung für 

die tatsächliche Ausrichtung der Kämp-
fe in objektiver Frontstellung gegen die 
Monopole nachzukommen. Lenin hat in 
Bezug auf demokratische Kämpfe, bei 
denen dies nicht gelingt, davon gespro-
chen, die Menschen würden dann „stets 
die einfältigen Opfer von Betrug und 
Selbstbetrug“ bleiben. Das sollten wir 
vermeiden.

Sich über diese Fragen mit Genossin-
nen und Genossen – im wörtlichen Sinn 
– auseinanderzusetzen, ist schmerzhaft 
und kann vordergründig auch nicht kon-
struktiv sein, aber es ist notwendig. Die 
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gemeinsame Arbeit an dieser Zeitschrift 
ist nicht der geeignete Ort, um diese Dif-
ferenzen zu überwinden. Hier hemmt 
der Dissens die Arbeit. Meine Mitarbeit 
im Herausgeberkreis und der Redakti-
on werde ich deswegen mit diesem Heft 
beenden. Dennoch gibt es weder Grund 
noch Berechtigung dafür, den Anspruch 
aufzugeben, weiter zu diskutieren und 
mit guten Argumenten an der Grundla-
ge übereinstimmender Einsichten und 
Überzeugungen zu arbeiten. Dies bleibt 
eine Aufgabe, die in der DKP und ihrem 
Umfeld – zu dem T&P gehört – bewältigt 
werden muss, um unserer Schwäche ent-
gegenwirken zu können. Wenn es dabei 

gelingt, unseren Begriff von Hegemonie 
zu schärfen kann dies sehr konstruktiv 
dazu beitragen, der erstrebten Einigkeit 
eine Grundlage zu verschaffen.

Quellen und Anmerkungen

[1] LW 31, S.9
[2] siehe z.B. die Formulierung im Leitantrag 
zum 22. Parteitag „…sind breiteste Bündnisse 
auch unter Einschluss bürgerlich-antifaschis-
tischer und demokratischer Kräfte einzugehen, 
ohne dass wir unsere marxistische Analyse 
und weitergehende Forderungen aufgeben 
bzw. auf deren Propagierung verzichten.“ oder 
in Bezug auf die Klimaproteste H.P.Brenner 
„Keine Verengung in der Bündnispolitik zu-
lassen“, Redebeitrag auf der 11.PV Tagung 

November 2019, DKP Intern Nr. 06/2019
[3] siehe z.B. den Beitrag von Thomas 
Lurchi, Johannes Magel und Seta Radin 
zu „#aufstehen“ in T&P Heft 46.
[4] Mir erschließt sich nicht, warum die Vertreter 
eines Links-Populismus zwar ein (zu Recht!) 
waches Auge für die interessierte Beeinflus-
sung etwa der Klimabewegung durch Teile 
des Kapitals haben, aber die bereits historisch 
vielfältig belegte Urheberschaft der Monopol-
bourgeoisie und ihrer Propagandaorganisationen 
(z.B. Alldeutscher Verband) für rassistische 
Spaltungsideologien und Nationalismus bei ihrer 
Sicht auf sich rechts äußernden Protestes vernach-
lässigen. Soll heißen: eher weniger „spontan“.
[5] so der Titel einer hervorragenden Schrift 
des deutschen Kommunisten Hans Gün-
ther, in dem dieser 1934 die Ideologie des 
Nationalsozialismus analysierte und die von 
Dimitroff den Delegierten des VII. Weltkon-
gresses zur Lektüre empfohlen wurde.

Wer heute die AfD und andere Rechts-
kräfte in Europa wirkungsvoll bekämp-
fen will, sollte deren subjektive Faktoren 
weder sozial noch psychologisch ignorie-
ren. Und ebenfalls nicht: die historischen 
Prozesse, wie die Klassenkämpfe und die 
Verhältnisse von Arbeit sowie die Ent-
wicklung von Produktion, die auch in-
dividuelle Persönlichkeiten bis ins soge-
nannte Unterbewusste prägen, befreien 
oder hemmen. Die Freud-Schule beach-
tet dies nur unzureichend; hingegen die 
marxistische Psychologie - etwa Leont-
jew, Hiebsch, Holzkamp, Sève - umfas-
send! In jedem Fall: historische Räume, 
die die Linke anderen fahrlässig (über-)
lässt, füllen sich notwendig mit rechter 
Demagogie. Die zentrale Aufgabe für 
antifaschistische Kräfte ist es daher, die 
Hegemonie über den historischen Raum, 
also zunächst via punktueller Meinungs-
führerschaft zu erlangen.

Wir tun also gut daran, darüber nach-
zudenken, wie in der Gesellschaft histo-
rische Räume für uns entstehen können, 
die rot besetzt sind. Dabei müssen wir 
bereits bei der Priorisierung der Themen 
beginnen. Denn der Kampf um Hegemo-
nie wird nicht in erster Linie ausgetragen 
als idealistische Besetzung zahlreicher 
Wunschthemen. Viel wichtiger ist es, 
bereits die Themen selbst zu konzentrie-
ren. So sind grünkapitale Themen, wie 
z.B. „CO2-Steuer“, denkbar ungeeignet 
für eine rote Hegemonie. Eine solche 

lässt sich nur über die soziale Frage, 
also rote Themen selbst, herstellen, wie:  
a) Mobilisierung gegen Alters-Armut und 
-Diskriminierung b) für 10 Milliarden-
Investition p.a. in Public Traffic, sowie c) 
gegen NATO und Defender. Wir erwäh-
nen hierzu auch die glorreiche KPÖ/Stei-
ermark bei der Mietenfrage.

In der Hegemoniefrage ist aus den 
viel zu kurzen Leben von Lenin und 
Gramsci grundsätzlich mehr zu erlernen. 
Was Letzterer in Italien zunächst unter 
Einbeziehung des gescheiterten „roten 
Jahres“ 1920 und in seinen Gefäng-
nisheften als materielle Umstände einer 
nachhaltigen Meinungsführerschaft auf-
gezeichnet hatte, kumulierte bei Lenin in 
dessen historischer Rede vom 26. April 
1917 vor dem Petersburger Bahnhof, um 
von dort aus den Massen neue praktisch-
intellektuelle Schwungkraft zu verlei-
hen, aus seiner Zeit im Schweizer Exil. 
Beide beschreiben das, was ich die Drei-
dimensionalität des historischen Raums 
nenne: die wissenschaftlich-philosophi-
sche Höhe, die sinnlich-ästhetische Tiefe 
und die Breite der praktischen Bewegung 
(Bündnis, dialektisch interaktive Verbin-
dung von Kader und Masse, von Schich-
ten und Klassen für einen antiimperia-
listischen Block). Ohne solcherlei Höhe, 
Tiefe und Breite wird keine linke Be-
wegung Hegemonie einnehmen können. 
Und ohne eigenen historischen Raum ist 
sie dazu verdammt, sich auf „fremdem“ 

(um nicht zu sagen: auf grünem) Terrain 
zu verkämpfen und z.B. über E-Mobilität 
zu fabulieren oder über Toleranzbegriffe, 
die von den monopolkapitalistisch kon-
trollierten Medien suggeriert werden.

Meine These vom „historischen 
Raum“ betrifft besonders die Dialek-
tik vom geistig-Theoretischen und vom 
praktisch organisierten Kampf. Geistige 
Entfaltung und praktische Arbeit an der 
Materie sind zwar niemals identisch, son-
dern Einheit von Widersprüchen. Aber 
ohne eine gewisse geistige Emanzipation 
gelingt keine strategisch-praktische Be-

Diether Dehm

Über Breite, Höhe und Tiefe:  
den historischen Raum erobern!
Zur Strategie einer populär marxistischen Linken
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freiung. Und: Niederlagen, also prakti-
sches Misslingen, vermögen andersrum, 
auch den geistigen Fortschritt einer Be-
freiungstheorie zu verlangsamen.

Populäre Breite des historischen 
Raums

Gramsci reklamiert dieses Aufgaben-
gebiet, indem er das ringende Anknüp-
fen empfiehlt: an den Alltagsgeschmack, 
an der Wirkmacht des Trivialen, also 
an Folklore und Traditionen. Denn eine 
einzige willkürliche Verletzung und lau-
nische Kränkung der ohnehin und histo-
risch Tiefgekränkten kann uns im Nu in 
die Isolation befördern. Jeder unserer 
Fehler kann fatale Folgen haben - bis zu 
unserer organisatorischen Zerschlagung.
Weil selbst eine populäre Linke zunächst 
dem herrschenden, antikommunistischen 
Populismus unterlegen ist (siehe: meine 
Bundestagsrede vom 31. Januar 2020[1]) 
Nur das geduldige und vor allem sensible 
Ringen um wachsende Breite von prakti-
schen Bündnissen mit Andersdenkenden 
gegen NATO-Kriege und Sozialabbau 
schafft die materielle Basis für geistiges 
Dazulernen.

Antiimperialistische Kräfte, die den 
historischen Raum erobern wollen, finden 
in der Geschichte vielfältige Hegemonie-
studien vornehmen. Z.B die Reformation 
des 16. Jahrhunderts. Martin Luther (der 
- bei aller Kritik - mutig vor dem Kaiser 
stand und der selber Lieder schrieb), hatte 
zunächst die Bibel aus dem Griechischen 
übersetzt: „Andare al popolo!“[2](Grams-
ci). Wir jedenfalls haben den Marxismus 
noch lange nicht fürs Volk übersetzt. 
Aus Shitstorm-Angst vor „verkürzter 
Kapitalismus-Kritik“? Sicher, Wissen-
schaftsdispute sind reiner und bequemer, 
bleiben von der ideologisch-populären 
Zuspitzung verschont. Gleichzeitig aber 
ist alles Elitär-Jungfräuliche ganz irdisch 
auch um breite Wirkung und Bewegung 
gebracht.

Nehmen wir also eine andere Hege-
moniestudie: Lenin fuhr im April 1917 
von der Schweiz nach Petersburg. Mit 
an Bord im verplombten Eisenbahnabteil 
waren die kühnsten Frauenrechtlerin-
nen ihrer Zeit. Man darf also annehmen, 
dass sie dort heftig über seine alles ent-
scheidende Rede diskutiert hatten. Kurz 
darauf, auf dem Panzerwagen vor dem 
Bahnhof, verkündete Lenin dann die be-
rühmten drei klassischen Forderungen, 
um der antiimperialistischen Bewegung 
einen neuen Spin zum Sturz der Kriegs-
regierung zu geben: „Frieden, Brot, Land 
für die kleinen Bauern“ - nicht wesentlich 

mehr. Ein Jahr später hatte die Sowjetu-
nion das fortschrittlichste Frauenrecht al-
ler Staaten, ein Rassismus-Verbot in der 
Verfassung und ein radikaldemokratisch 
neues Staatskonzept.[3]

Lenin hatte also keinesfalls andere 
linke Forderungen aus dem Auge verlo-
ren, sondern er hatte auf dem Panzerwa-
gen priorisieren müssen. Wer heute von 
„verbindender Klassenpolitik“ schwa-
droniert, sollte sich zunächst des eigent-
lichen Wortsinnes bewusst werden: wel-
che Klassen und Schichten, die zunächst 
definiert sein wollen, sollen hier eigent-
lich in Bewegung „verbunden“ werden? 
Die Bolschewiki verbündeten die zwei 
Millionen Proletarier (unter den 120 
Millionen Einwohnern) mit der größten 
Klasse Russlands: der werktätigen Bau-
ernschaft. Wer in Deutschland die Arbei-
terklasse „verbinden“ möchte, muss dies 
mit all den Schichten und Klassen un-
terhalb des Monopolkapitals versuchen. 
Wer also bessere Renten fordert, Kran-
kenversicherungen etc. sollte auch für die 
anwachsende Zahl der Soloselbstständi-
gen u.ä. entsprechende Lösungen im 
Blick haben, damit daraus entsprechend 
mobilisierbarer Druck von links entsteht.

Wer dies will, muss - von den Bolsche-
wiki lernend - priorisieren. In Betracht 
kommen: der Kampf für den Mietendec-
kel (der aber seine schärfste Problemlage 
noch nicht auf dem Land, aber um die 
größeren Städten herum und in deren 
Umland aufweist). Dann der Kampf für 
gerechter erhobene Steuermitteln (hier 
ist die steuerverkürzende AfD erfolg-
reich zu treffen!). Und für solidarische 
Rente und gegen Altersdiskrimierung 
(Lucien Seve: „Für einen voll erfüllten 
dritten Lebensabschnitt“); sowie für 
Erstarkung des öffentlichen Güter- und 
Personenverkehrs (mit 10 Milliarden p.a. 
vorzugsweise aus Rüstungsetat und aus 
Flugbenzin-Besteuerung) für preiswerte 
Teilhabe, Pünktlichkeit und Klima; und 
immer wieder gegen NATO-Aufrüstung 
und Regime-Change-Kriege.

Weitere Hegemoniestudien in Sachen 
„Breite in Bewegung“ finden wir durch-
aus auch vor der eigenen historischen 
Haustür: das „Nationalkomitee Freies 
Deutschland“ von Walter Ulbricht, Erich 
Weinert, Bertolt Brecht (wovon Wehr-
machtssoldaten zum Desertieren bewegt 
wurden); dann die Bewegung gegen 
die Notstandsgesetze mit der IG Metall 
und den entsprechenden Künstlern und 
Wissenschaftlern; dann Ostermärsche, 
die Bewegung des „Krefelder Appells“ 
- gemeinhin Friedensbewegung genannt 
- gegen die Atomraketen und die NATO.

Was wir hierfür brauchen, ist eine neu 
angelegt großherzige Bündnispolitik mit 
Gewinnung punktuell Andersdenkender.

Es zeigt sich: Linke Moral ist Movens 
zur Hebung anderer Leuts Besserwerden, 
aber nicht zur moralischen Überhebung 
von einem selbst als „Bessermensch“ über 
andere, angeblich „Bildungsferne“; sei es 
bei Klima, Gendern oder der Migration. 
„So übel sie euch auch mitspielen, gebt 
keinen euresgleichen auf!“[4], ermunterte 
uns Brecht über die Grenzen von Klassen, 
Schichten und Sichten. In diesem Sinne 
muss die Linke populärer und versöhn-
licher werden. Aber unversöhnlich blei-
ben in der Wissenschaft. Fragen stellen, 
gerade wenn diese mit dem Mainstream 
kollidieren. Dafür gilt, was Rosa Luxem-
burg von Ferdinand Lasalle übernommen 
hat: eine revolutionäre Tat beginnt damit, 
„das schonungslos auszusprechen, was 
ist!“ Letztendlich, soweit es geht: auch 
populär (nicht populistisch), auf Reform 
orientiert (nicht reformistisch), ja, auch 
„sexy“ (nicht sexistisch), national (aber 
nicht nationalistisch!).

Auf der Höhe der Zeit

Wenn es auch keine vollkommen un-
ideologische Wissenschaft gibt, so bietet 
die Wissenschaft doch die nützlichsten 
Instrumentarien gegen feindliche Ideo-
logien, die in die eigenen Kräfte einge-
drungen sind (und darin haben Spindoc-
tors und Thintanks des political correcten 
Mainstreams eine gewisse Meisterschaft 
entwickelt).

Die Arbeiterklasse muss zur intellek-
tuellen Höhe fremde WissenschaftlerIn-
nen teilweise bestechen, teilweise locken, 
teilweise aber auch bei ihren eigenen Er-
gebnissen (be-)greifen, denn sie kann zur 
Hegemoniegewinnung (im Unterschied 
zur Bourgeoisie, die vor 1789 ihre Töch-
ter und Söhne an den besten Hochschulen 
der Welt hatte studieren lassen dürfen) 
nicht auf eigene, vollkommen autonome 
Schatzkammern von Wissenschaft und 
Kunst bauen. Das ihr aufgezwungene 
Zeit-, Lohn- und Kulturregime ist zu re-
striktiv, um alle im Proletariat unter Ka-
pitalherrschaft schlummernden intellek-
tuellen Volkskräfte in vollem Umfang zu 
heben und bereits im Schoß imperialisti-
scher Nationalstaaten zu entfalten. Allein 
schon deswegen lohnt sich das Ringen 
um die Mittelschichten und deren Söhne, 
Töchter, aber auch Großväter - welche 
Linke nicht vorschnell als „alte, weiße 
Säcke“ verketzern und weiter kränken 
sollten - und Großmütter - nicht als „alte 
Umweltsäue“.
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Bis hierhin bestünde der historische 
Raum (den der proletarische Antagon 
durchdringen muß, um eine antiimperia-
listische Meinungsführerschaft zu erar-
beiten) lediglich aus intellektueller Höhe 
und populärer Bündnisbreite. Reicht das 
nicht aus? Der große marxistische Ästhe-
tikforscher Thomas Metscher u.a. wer-
den nicht müde, auf die dritte Dimension 
zu pochen: die Tiefe!

Die Tiefe des Raumes:  
Alltagsästhetik und Kunst

Früher wurden linke Aufmärsche 
vorzugsweise von der Polizei zerstreut, 
heute gibt es dafür eine ganze Zerstreu-
ungsindustrie. Es geht also (auch psycho-
logisch) bei der Dreidimensionalität des 
historisch hegemonialen Raums um die 
affektiv-tiefe Verwurzelung, gegen die 
Verstreuung und Zerstreuung der Werk-
tätigen, um humanistische Bindekräfte 
mit Musiken, Bildern und Literatur. Also 
geht es auch um Popularästhetik und 
Schulung, um die Dialektik aus Tradition 
und Avantgarde.

Auch hierfür lohnt sich ein Blick in 
die historischen Erfahrungen. Lenin 
leuchtet jene Formulierung im Kommu-
nistischen Manifest neu aus, wonach die 
Arbeiterklasse, zwar abstrakt-inhaltlich, 
international gegen das weltweite Groß-
kapital kämpft, aber, zunächst im alltäg-
lichen Kampf, also der konkreten Form 
nach, „national“ bleibt. und zwar „weil 
jedes Proletariat mit seiner (!) eigenen 
Bourgeoisie fertig werden muss“. In den 
„Kritischen Bemerkungen zur nationalen 
Frage“ schrieb Lenin 1913: „Es gibt zwei 

Nationen in jeder modernen Nation... Es 
gibt zwei nationale Kulturen in jeder na-
tionalen Kultur.“ 

Ich würde in Bezug auf Lenins „zwei-
te Kultur“ mehrere „zweite Kulturen“ 
(städtische, bäuerliche, religiös-klerika-
le, traditionell-folkloristische, gewerk-
schaftliche, kleinbürgerliche etc.) setzen, 
welche die linken Kräfte - ohne jede 
Überheblichkeit! - entfalten, aber auch 
zurückdrängen muss. Und zwar priori-
sierend vernetzt: anstatt „Multikulti“, 
anstatt also Verschiedenartiges nur ad-
ditiv und unpriorisiert im bloßen Neben-
einander zu „tolerieren“. Denn die herr-
schende Kultur ist Ergebnis von straffen-
den Konzentrationsprozessen, während 
die beherrschten Kulturen als Ergebnisse 
der Klassenkämpfe zunächst noch inkon-
sistent, lose und locker sind. So sind viele 
Charaktere aus „Dorftheatern“ selten zur 
Nationalkultur aufgestiegen. Ebensowe-
nig wie unsere Arbeiterlieder. Während 
Gesänge für bürgerliche Rechte, Frei-
heiten und Einigkeit ungehemmter zur 
nationalhegemonialen Verbindlichkeit 
aufsteigen konnten.

Lenin schreibt weiterhin: „In jeder 
nationalen Kultur gibt es - seien es auch 
unterentwickelte - Elemente einer demo-
kratischen und sozialistischen Kultur.“ 
Als Karl Liebknecht populär seine Sicht 
auf die „nationale Dialektik“ zuspitzte, 
war dies mit dem Satz: „Der Hauptfeind 
steht im eigenen Land!“ Dabei fällt auf, 
dass er vom „eigenen“ Land sprach – ähn-
lich der nationalen Verfasstheit proleta-
rischen Klassenbewusstseins im „Kom-
munistischen Manifest“. Damit war und 
ist nicht das eigene Land der Kapitali-

sten, sondern - „This Land is my Land“ 
(Woody Guthrie) - vor allem das eigene 
Land der von ihm so Angesprochenen ge-
meint gewesen. Wer heute gegen „Bayer-
Monsanto, Blackrock, Rheinmetall und 
Deutsche Bank“ kämpft, kämpft auch um 
und für sein eigenes Land, damit diese 
Hauptfeinde dort ausgeschaltet werden. 
Und damit die werktätigen Lebensum-
stände im eigenen Land demokratisierter 
werden.

Damit wird deutlich: die Rechten mit 
roten Themen zu schlagen, heißt auch, 
ihnen nicht die Frage der Heimat kampf-
los zu überlassen. Das hatte schon Ernst 
Bloch gefordert. Stattdessen muss sie zu-
sammen mit der sozialen Frage definiert 
werden, so wie es die Linke seit August 
Bebel und Friedrich Engels schon immer 
gemacht hat. Auch das ist Teil der zweiten 
Kultur. Heimat ist wichtig. Sie braucht ei-
nen Sozialstaat und sie braucht Frieden 
und Abrüstung. Dazu gehört auch: Re-
spekt zu haben vor den Menschen, die 
Heimat mit traditionellen Gefühlen ver-
binden. Man kann die Folklore in ihren 
Köpfen gut oder schlecht finden, aber sie 
ist da. Und wenn die Linke die Hegemo-
nie über die Köpfe erlangen will, muss 
sie sich mit dem befassen, was die Men-
schen in ihrem Herzen umtreibt. Als die 
KPD und andere Linke dies in Weimar 
verstanden und die Frage der Heimat in 
Programmatik übernommen hatte, haben 
die Nazis bei der Novemberwahl 1932 
prompt 1,4 Millionen Stimmen verloren.

Thomas Metscher führt dazu aus, die 
zweite Kultur sei, „Teil der Lebenstätig-
keiten unterdrückter Klassen. Sie ist Teil 
ihrer sozialen Praxis... erste Äußerung 
auch kulturellen Widerstands gegen die 
Mächte der ersten Kultur ...“[5]. Metscher 
zitiert in diesem Aufsatz Eugene Geno-
veses Studien zur Sklavenkultur als eine 
„demonstration of the beauty and power 
of the human spirit under conditions of 
extreme oppression.“

Ähnlich hat Peter Weiss in seiner „Äs-
thetik des Widerstands“ kristallisiert, wie 
„Hass gegen oben“ zur Selbstbehauptung 
entfremdeter und ausgebeuteter Werktä-
tiger selbstvergewissernd dazugehört.

Friedrich Engels hat in „Lage der ar-
beitenden Klassen in England“ beschrie-
ben, wie, „unter den Bedingungen der 
Verelendung und Ausbeutung, der Ar-
beiter seine Menschheit nur durch den 
Hass und die Empörung gegen die Bour-
geoisie retten kann; im Protest gegen die 
Tyrannei der Besitzenden.“[6] Kein einzi-
ges Feld sei dem Proletarier überlassen, 
als „die Opposition gegen seine ganze 
Lebenslage“. Wohlbemerkt: diese op-
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positionellen Affekte sind zunächst um-
kämpft, umfunktionierbar und von rechts 
umprägbar.

Also Vorsicht, wenn sich Regierungs- 
und Nichtregierungs-Institutionen gele-
gentlich gefallen mit teuer bedruckten 
Banderolen: „Gegen Hass und Gewalt!“. 
Dies kann nämlich, in seiner sozial indif-
ferenten Sanftmut, schnell gegen demo-
kratisierenden (Klassen-)Hass und ge-
gen demokratische Gewalt (wie Streiks, 
Aufstände, zivilem Ungehorsam etc.) 
gewendet werden. Warum sollten also 
nicht auch Gewalt und Hass zivilisations-
fördernd sein? Warum dürfen den „klei-
nen Leuten“ jene Monopolkapitalisten, 
die auf Krieg, Dürre, Hunger und andere 
Nöte mit Aktien spekulieren, nicht fremd 
erscheinen? Bis hin zum Hassen? Und 
imprägniert nicht gerade kluger Umgang 
mit Hass - zivilisierend, klassenspezi-
fisch bildend - sozial angelegte Hassaf-
fekte gegen rechts? Und zwar ja gerade, 
damit diese nicht chauvinistisch okku-
piert werden? Ohne ein vernünftiges 
Feindbild, das auf Chefetagen fokussiert, 
gedeihen die Sündenböcke und demago-
gischen Ablenkungsmanöver von rechts!

Wo das Herz ist

Damit muss die Hegemoniearbeit an 
der sinnlichen Tiefe aufgerufen werden, 
also: linke Kulturarbeit. Diese war in der 
Siebziger/Achtziger-BRD, sogar, als es da 
nur die kleine DKP und die Schmidtsche 
SPD mit Linksablegern gab (mit „UZ-
Pressefesten“, „Pläne-Verlag“, „Künstler 
für den Frieden“, Gegen-BILD-Stellen, 
IG-Metall-Chören, SPD-Kulturinitiative 
mit Grass, Böll, Hildebrandt, Mangels-
dorff, Dauner, Staeck u.ä.) wirkmächti-
ger, als heute. ND, jW, Freitag, UZ streiten 
z.T. mit selbstgemachten Scheuklappen, 
statt sich wenigstens finanzlogistisch zu 
vernetzen. Linke missliebige Positionen 
werden in sozialen Medien härter befeh-
det, als faschistische. Ähnlich werden 
auch KEN.FM, russische, palästinen-
sische, kurdische u.ä Portale   im Sinne 
der “herrschenden Meinung” mit politi-
cal correcten Vorhaltungen überzogen. 
Nachdenkseiten, Weltnetz.tv, Rubikon, 
Eulenspiegel-, Westend- u.ä. Verlage, Os-
sietzky und Konstantin Weckers Auftrit-
te (und sein `Hinter-den-Schlagzeilen´) 
können die immer klaffenderen Wissens- 
lücken noch längst nicht ausgleichen. 
Viele Künstler, besonders jüngere, haben 
- auch angesichts des geheimdienstlichen 
Blacklistings bei großen Medien - Angst 
bei antiimperialistischen Projekten öf-
fentlich gesehen, fotografiert und dann 

zur Strafe ins Out gelenkt zu werden - 
und dort ihr Publikum weggenommen zu 
bekommen. (Über diese modernen Zen-
surmaßnahmen habe ich gerade bei Eu-
lenspiegel „Meine schönsten Skandale“[7] 
veröffentlicht).

Um aus Obigem zunächst drei von 
vielen Zuspitzungen vorzunehmen: wir 
brauchen a) eine „Rentenoffensive“, b) 
milliardenstarke Aufrüstung der Bahn 
und c) NATO-Abrüstung. Dafür sollten 
wir:

1. Intellekt, neue Fakten und Wissen-
schaft intensiver bemühen;

2. Bündnisse um Schichten, Klassen, 
Gewerkschaften, SOVD, Kirchen, Aus-
zubildenen-Initiativen mit Sozialdemo-
kratinnen, Kommunisten und anderen 
Linken massiv verbreitern und erweitern;

3. Unterhaltungs- und andere Künste 
(weit über wohlfeile Pro-Flüchtlings-, 
Pro-Klima und Anti-AfD-Bekenntnisse) 
anstiften. 

In Kunst, Publizistik und Unterhal-
tung müssen viel mehr ökonomische In-
teressen kulinarisch bloßgelegt werden, 
die hinter allem Politischen stehen, und 
damit statt grünlichem Moralisieren rote 
Lebensfreude kultivieren lernen, mit dem 
antagonial-archimedischen Fixpunkt: die 
Arbeit mit ihren wachsenden Befreiungs-
potentialen.

Die Grünen pflegen gegenwärtig eine 
Inszenierung öder, kosmopolitischer EU-
fixierter Konfessionen, die antithetisch 
an den Resonanzraum der Nationalisten 
gefesselt ist. Dies zu kopieren würde eine 
auf werktätige Mehrheiten gestützte und 
orientierte, linkspopuläre Politik auf den 
Holzweg ins Nirwana führen. Wir brau-
chen keine zweite grüne Partei. Vielmehr 
ist gegen rechts nur erfolgreich, was mit 
Leonhard Frank „links, wo das Herz ist.“

Quellen und Anmerkungen

[1] https://www.bundestag.de/mediathek?vide-
oid=7424781#url=L21lZGlhdGhla292ZXJsYXk/
dmlkZW9pZD03NDI0NzgxJnZpZGVvaW-
Q9NzQyNDc4MQ==&mod=mediathek
[2] Im Deutschen etwa: Geh‘ zu den Leuten!
[3] Dass die SDAPR sich nicht auch gleich-
zeitig als Kind der französischen Revolution, 
Aufklärung und Gewaltenteilung verstanden 
hatte, war nicht zuerst ihrer Entfernung zu 
Paris geschuldet, sondern vor allem Bürger-
krieg und imperialistischem Würgegriff, den 
Aufstiegsbedingungen Stalins und Trotzkis.
[4]  Bertolt Brecht, GW Bd. 9, S. 570, Ffm 1969
[5] E. Hahn, Th. Metscher, W. Seppmann (2016): 
Kritik des gesellschaftlichen Bewusstseins: Über 
Marxismus und Ideologie. Hamburg, S. 261
[6] MEW, Bd. 2, S. 431
[7] Diether Dehm; Meine schönsten Skan-
dale: Von Ruf- und anderen Morden; Verlag 
Das Neue Berlin; 1.Auflage 2019

Gebt keinen Euresgleichen auf 

Wie immer sie euch mitspielen 
Gebt keinen euresgleichen auf! 

Der Bauer, der den steinigen Acker 
gepflügt hat 
Mag euch mißtrauen wie einem 
Viehhändler 
Und euch aus seiner Tür jagen: 
Der ein Pferd zu wenig hat 
Hat Ohren euch zu hören. 
Gebt keinen euresgleichen auf! 

Der Arbeiter, der die Maschine geölt 
hat 
Die ihm nicht gehört, mag euch ver-
raten 
Viermal, dann vertraue ihm das 
fünfte Mal! 
Setzt nichts aufs Spiel, aber setzt ihn 
in die Rechnung ein: 
Gebt keinen euresgleichen auf! 

Der Soldat, dem der Sieg nichts 
nützt 
Mag seine Oberen fürchten und euch 
An das Rad des Geschützes binden, 
dennoch 
Ist er euer Helfer an dem bestimmten 
Tag 
Wo ihr ihm die Augen geöffnet habt: 
Gebt keinen euresgleichen auf! 

Ihrem Feind folgen sie, wenn sie 
blind sind 
Aber euch folgen sie, wenn sie sehen. 
Gebt keinen euresgleichen auf!

Bertolt Brecht, GW Bd. 9, S. 570, Ffm 1969
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Klaus Linder

„Kampf gegen Rechts“ - vorgeschobene 
und reale Gefahren [1]

„Mögen andere von ihrer Schande 
sprechen, ich spreche von der meinen.“ 
(Brecht) Ich werde vornehmlich über 
Deutschland reden.

Mein Thema heißt: „Kampf gegen 
Rechts“. Diese Wortprägung bezeichnet 
eine Legitimationsideologie des deut-
schen Imperialismus und der EU. Eine 
Gegen-Rechts-Demagogie wurde der 
Kriegspolitik der imperialistischsten 
transatlantischen Kreise angekoppelt, 
seit es hieß, der Krieg gegen Jugoslawien 
würde „wegen Auschwitz“ geführt. Die 
Annexion der DDR war Voraussetzung 
für diesen Krieg. Auch die Konterrevo-
lution von 1990 wird heute als „gegen 
Rechts“ dargestellt. In Wirklichkeit be-
zeichnet sie den größten, und letztlich 
einzigen, „Rechtsruck“ der deutschen 
Geschichte seit dem Ende des zweiten 
Weltkriegs.

Seit der diesjährigen Jubelkampagne 
für die EU „gegen Rechts“ sollte deutlich 
sein, dass es sich um eine zentrale Leer-
formel zur Herrschaftssicherung handelt. 
Seit kurzem ist es üblich, zahlreiche in-
nen- und außenpolitische Gegner nicht 
mehr „Rechtspopulisten“, sondern „Fa-
schisten“ zu nennen. Das ist Verharm-
losung des Faschismus. Einer der reak-
tionären Parteien, der AfD, scheint dabei 
die Rolle einer Bad Bank zugeschrieben, 
die den ehemaligen „Volksparteien“ im 
Konkurs noch einmal Kredit verschafft.

Lüge und Wahrheit der Formel „ge-
gen Rechts“ läßt sich nur aufzeigen, wenn 
wir sie durch das ersetzen, was unausge-
sprochen dahintersteht: „Rechts“ kann 
nur „Faschismus“ bedeuten und „gegen 
Rechts“ Antifaschismus.

Faschismus und Antifaschismus

Wer über Faschismus redet, sei es als 
Bewegung, sei es als Herrschaftsform, 
muss über Imperialismus reden. Wer den 
Faschismus bloß für ein Sammelsurium 
falscher Bewusstseinsinhalte und nicht 
für die politische Herrschaftsform einer 
Klasse hält, wird ihn nicht bekämpfen. 
Das ist der Ausgangspunkt der marxi-
stisch-leninistischen Theorie.

Demnach ist die Grundlage der impe-
rialistischen Herrschaft das ökonomische 

Monopol, das nach der Errichtung auch 
des politischen Monopols strebt. Die All-
macht der Monopole durchdringt „mit 
absoluter Unvermeidlichkeit alle Gebiete 
des öffentlichen Lebens, ganz unabhän-
gig von der politischen Struktur.“[2]Das 
ist auch die Grundlage der Faschisierung 
und der faschistischen Diktatur. Auch 
ohne Faschismus drängt die Diktatur 
der Monopolbourgeoisie zur Reaktion 
auf der ganzen, nicht nur ökonomischen 
Linie. Das gilt auch für die BRD heute, 
das gegenwärtige Zentrum der Reakti-
on in Europa und natürlich für die EU. 
Imperialistische Herrschaft geht nicht 
ohne innere Widersprüche vonstatten, 
sowohl zwischen den imperialistischen 
Ländern als auch innerhalb Gruppen 
der Bourgeoisie eines Landes. Aufgabe 
des Staates ist, eine imperialistische Ge-
samtlinie zu vermitteln und auszufüh-
ren, auch unter Opferung unmittelbarer 
Profitmöglichkeiten. Nicht hinter jeder 
Linienschwankung steht eine separate 
Kapitalfraktion. Es gilt, insbesondere im 
faschistischen Staat, der Primat des Poli-
tischen. Denn die Herausbildung der Mo-
nopole, die Jagd nach Extraprofiten, hebt 
die Konkurrenz nicht auf, sondern ver-
schärft sie. Unter ihrem Gesetz steht die 
imperialistische Neuaufteilung der Welt, 
also auch die „Geopolitik“, nämlich dem 
Gesetz der ungleichmäßigen Entwick-
lung der imperialistischen Länder, das 
sie zur Austragung ihrer Widersprüche 
durch reine Stärke, letztlich militärisch 
drängen wird; das sie aber ebenso zu 
Allianzen und Militärbündnissen gegen 
ihre Konkurrenten oder nichtimperia-
listischen Gegner drängt. Die bedeu-
tendste internationale Gegenkraft einer 
Nichtunterwerfung unter die Diktate der 
imperialistischen Hauptländer liegt heu-
te in einem fortschreitenden Zusammen-
schluss von Russland und China, sowie 
anderer Länder, Parteiungen und Kräfte. 
Die Negierung dieser Kräfte schwächt 
den Antifaschismus hier, im eigenen 
Land.

Faschismus an der Macht

Die mit den Referaten und Diskussio-
nen des VII. Weltkongresses der Kommu-

nistischen Internationale 1935 vorgelegte 
Faschismustheorie ist eine Erweiterung 
der Leninschen Imperialismusanalyse. 
Deshalb steht Dimitroffs Referat zum 
Faschismus in engstem Zusammenhang 
zu Togliattis Referat über den imperia-
listischen Krieg. Sie müssen zusammen 
gelesen werden, denn der Kampf gegen 
den drohenden imperialistischen Krieg 
wurde als Hauptkettenglied zur Fortfüh-
rung des revolutionären Weltprozesses 
erkannt; so steht es auch heute. Die an-
tifaschistische Strategie ist die Einheits-
front- und Volksfrontstrategie. Die Ak-
tionseinheit der Arbeiterklasse und ihrer 
Organisationen ist Voraussetzung und 
treibender Kern der Volksfront. Sie ori-
entiert auf die Heranführung an die pro-
letarische Demokratie, ist aber zugleich 
die Absage an jeden Utopismus, der ir-
gendeinen der nötigen Zwischenschritte 
überspringen will. Eine auf die Inter-
essenlagen der schwankenden Mittel-
schichten gegründete Bewegung ergibt 
keine antifaschistische Volksfront. Eine 
unter der Leitung der Monopolbourgeoi-
sie geführte Mittelstands-Bewegung mag 
sich als Protest gebärden, bleibt aber das 
Gegenteil einer antifaschistischen oder 
antiimperialistischen Bewegung, auch 
wo sie mit revolutionärer Rhetorik vor-
gibt, „den Systemwechsel“ im Gepäck zu 
führen. Das ist bei einer Vielzahl soge-
nannter Bewegungen im gegenwärtigen 
Deutschland der Fall.

Von Dimitroff wurde auf dem VII. 
Weltkongreß die berühmte Faschismus-
Definition vorgetragen. Sie lautet: „Der 
Faschismus an der Macht, Genossen, 
ist, wie ihn das XIII. Plenum des EKKI 
richtig charakterisiert hat, die offene ter-
roristische Diktatur der reaktionärsten, 
am meisten chauvinistischen, am meisten 
imperialistischen Elemente des Finanz-
kapitals.“[3]

Bemerkenswert ist erstens der Su-
perlativ: Es geht um die am meisten re-
aktionären usw. Elemente. Das heißt: 
Im Faschismus ist die Diktatur der Mo-
nopolisten kein geschlossener Block, 
so „totalitär“ ihr Staat inklusive Propa-
gandaapparat auch erscheint. Und es gibt 
Teile der Bourgeoisie, die nicht der Mo-
nopolbourgeoisie angehören. Das aus-
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zunutzen ist für die Volksfront und jede 
antimonopolistische Strategie wichtig. 
Ohne dieses Wissen und Handeln hätte 
es die Nelkenrevolution in Portugal nicht 
gegeben; auch nicht die antifaschistisch-
demokratische Ordnung der DDR und 
nicht die mit der Volksfront erkämpften 
sozialen Errungenschaften der französi-
schen Werktätigen, deren revolutionäre 
Verteidigung die Gelbwesten ins Leben 
rief. Das ist die vielschichtige Realität, 
so wie auch souveräner Nationalstaat 
und Selbstbestimmung eine sind, die 
für die Volksfrontstrategie in der gegen-
wärtigen Etappe von größter Bedeutung 
bleibt. Solche Realitäten als Bedingung 
und Rahmen des Kampfes erfassen, heißt 
nicht, dem eigentlichen Klassenkampf 
untreu werden. Das umfasst die Notwen-
digkeit, gegebenenfalls Bündnisse auch 
mit Kapitalisten zu schließen und mit 
Kadern ihrer Klassenmacht aus dem Mi-

litär-, Sicherheits-, und Staatsapparat. Es 
heißt, den Unterschied zwischen Natio-
nalkonservativen und Faschisten erken-
nen zu können. Aber das Wesen solcher 
Bündnisse muss antimonopolistisch und 
antiimperialistisch sein, und zwar so 
eindeutig, dass die Arbeiterklasse weiß, 
dass darin ein Kern für ihre Interessen 
die Stoßrichtung des Ganzen trägt und 
auf die Eroberung der Macht gerichtet ist.

Dass wir innerhalb der Bourgeoisie 
zu differenzieren haben, deutet darauf 
hin, dass der Übergang zum Imperialis-
mus Veränderungen im Klassengefüge 
brachte. Nicht nur durch Herausbildung 
der Finanzbourgeoisie, sondern auch der 
Arbeiteraristokratie, also eines Teils der 
Arbeiterklasse, der in gewissem Maße an 
den Extraprofiten der weltweiten Raub-
züge beteiligt wird. Arbeiteraristokratie 
bedeutet nicht, dass eine nationale Ar-
beiterklasse als solche eine „Schmarot-
zerklasse“ gegenüber dem Proletariat 

der dritten Welt wäre. Sie bezeichnet 
die Spaltung der Klasse innerhalb eines 
imperialistischen Landes und erschwert 
allerdings die internationalistische So-
lidarität. Nur die Überwindung dieser 
Spaltung kann zur einer wirksamen Stra-
tegie gegen die Faschisierung führen. Für 
Lenin gehören im übrigen natürlich auch 
die Arbeitslosen zur Klasse.

Ein Trugschluss kann sich einstellen 
mit der Frage: Woran erkennt man denn 
die am meisten imperialistischen Krei-
se? Man erkennt sie daran, welche Inter-
essen welcher Klasse diese Politik zum 
Ausdruck bringt. Man erkennt sie nicht 
an der variablen Ideologie, die ihnen als 
Instrument zur Überrumpelung der Mas-
sen gegen deren Interessen dient. Darum 
ist die Definition des Faschismus die sei-
nes Klassenwesens und nicht die seiner 
wechselhaften Demagogie. Faschismus 
ist keine Ideologie, obwohl Ideologie eine 

seiner gefährlichsten Waffen ist.
Zweitens geht aus dieser Definition 

hervor: Faschismus ist nicht die Macht des 
Kleinbürgertums, der Lumpenproletarier 
o.ä. Er ist ihr Feind. Die Hauptfunktion 
des Faschismus besteht in der gewaltsa-
men Unterwerfung und Niederhaltung 
der Arbeiterbewegung und der Arbei-
terklasse. Konstante aller faschistischen 
Ideologien ist der Antikommunismus. Er 
erscheint in der heute vorherrschenden 
Ausprägung als „Totalitarismusdoktrin“. 
Durch diese kann der Antikommunismus 
ebenfalls als „Kampf gegen rechts“ mas-
kiert werden. Mit weiterer Vertiefung der 
Widersprüche wird der Gegner die Ver-
anstaltung als das kenntlich machen, was 
sie ist: Kampf gegen Links.

Drittens geht aus der Definition her-
vor: Faschismus ist die Macht der Finanz-
bourgeoisie (realiter in Kombination mit 
anderen Klassenteilen, in Deutschland 
damals z.B. den Junkern). Das heißt: 

Diktatur einer Klasse, deren soziale Ba-
sis so schmal ist, dass sie auf Bündnisse 
angewiesen ist. Das ist ihre Achillesferse. 
Sie ist, mit den Worten Dimitroffs, „eine 
grausame, aber keine feste Macht“.

Und viertens, das dürfte auch Über-
legungen zum „Tiefen Staat“ betreffen 
: Der Faschismus ist nicht eine verselb-
ständigte Staatsstruktur, die sowohl über 
dem Proletariat als auch über der Bour-
geoisie stünde.[4]

Die Aufgabe der bürgerlichen Fa-
schismustheorien, insbesondere in der 
Variante „Totalitarismusdoktrin“, ist in 
letzter Instanz: die Monopolmacht zu 
verschleiern und den Antikommunismus 
zum äußersten zu treiben. Damit stehen 
sie allerdings in der Kontinuität des Fa-
schismus selber. Genau das ist das Pro-
blem des heute in Deutschland und der 
von ihm dominierten EU propagierten 
„Kampfes gegen Rechts“.

Faschisierende Tendenz und 
Vielfalt der faschistischen Herr-
schaftsform

Die statische Definition des bereits in 
die Macht eingesetzten Faschismus war 
nur ein Teil der Darlegung auf dem VII. 
Weltkongreß. Der größere galt der Frage 
der Übergänge und der zahlreichen Va-
rianten, unter denen auch der deutsche 
Faschismus der 30er-40er Jahre nur ein 
Spezialfall ist.

Dimitroff begann sein Referat mit den 
Worten: „Der (VI.) Kongreß wies darauf 
hin, daß ‚faschistische Tendenzen und 
Keime einer faschistischen Bewegung 
in mehr oder weniger entwickelter Form 
fast überall zu finden sind.“[5]

Daraufhin wurde er konkreter, näm-
lich „daß vor der Errichtung der fa-
schistischen Diktatur die bürgerlichen 
Regierungen in der Regel verschiedene 
Etappen durchlaufen und eine Reihe re-
aktionärer Maßnahmen durchführen, die 
den Machtantritt des Faschismus vorbe-
reiten und unmittelbar fördern. Wer in 
diesen Vorbereitungsetappen nicht gegen 
die reaktionären Maßnahmen der Bour-
geoisie und gegen den anwachsenden Fa-
schismus kämpft, der ist nicht imstande, 
den Sieg des Faschismus zu verhindern, 
der fördert ihn vielmehr.“[6]

Er beharrte auf der Vielfalt an Über-
gängen: „Die Entwicklung des Faschis-
mus und die faschistische Diktatur selbst 
nehmen in den verschiedenen Ländern 
verschiedene Formen an, je nach den hi-
storischen, wirtschaftlichen und sozialen 
Verhältnissen, je nach den nationalen 
Besonderheiten und der internationalen 
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Stellung des betreffenden Landes. In ge-
wissen Ländern, vor allem dort, wo der 
Faschismus keine breite Massenbasis 
besitzt und wo der Kampf zwischen den 
einzelnen Gruppierungen im Lager der 
faschistischen Bourgeoisie selbst ziem-
lich stark ist, entschließt er sich nicht 
sofort das Parlament zu liquidieren, und 
beläßt den anderen bürgerlichen Parteien 
und auch der Sozialdemokratie eine ge-
wisse Legalität.“[7]

Die berühmte Definition führt uns 
somit nicht auf eine in Stein gemeißelte 
Form, die sich hinter dem Wort „Faschis-
mus“ verbirgt: Von Keimen, Tendenzen, 
vorbereitenden Etappen, Bewegungen, 
konkurrierenden Gruppierungen ist die 
Rede. Deshalb sollten wir uns nicht ein-
reden lassen, dass die Durchleuchtung 
faschisierender Tendenzen und vorberei-
tender reaktionärer Maßnahmen eine „In-
flationierung“ des F-Wortes sei; das hieße 
in den falschen Umkehrschluß verfallen, 
dass wir noch in einer intakten bürgerli-
chen Demokratie leben würden, aus der 
nur ein nicht bestimmbarer Sprung in die 
Diktatur führen könnte. Wir wären dann 
dauernde Warner vor dem Faschismus 
und wären zugleich faschismusblind. 
Diese Auffassung muß den Blick auf die 
inneren Tendenzen der sich seit dreißig 
Jahren fortfressenden Konterrevolution 
und die sich allseitig aufblähende Fäul-
nis des imperialistischen Stadiums ver-
schleiern. Die faschisierende Tendenz 
innerhalb der gegenwärtigen gesell-
schaftlichen Bewegung zu erschließen, 
ist keine „Inflationierung“ des Faschis-
musbegriffs. Sofern der Klasseninhalt 
bestimmbar ist, erkennen wir vor allem 
eines als inflationär: den heutigen Ge-
brauch der Worte „Antifaschismus“ und 
„Antifa“.  

Faschistische Parteien sind bürgerli-
che Parteien, faschistische Regierungen 
bürgerliche Regierungen. Faschistische 
Bewegungen sind immer gegen die Pro-
duzenten des gesellschaftlichen Reich-
tums gerichtet, auch wenn ihre Demago-
gie das Gegenteil behauptet. Faschisti-
sche Bewegungen, Parteien, Regierun-
gen müssen in Deutschland immer und 
grundsätzlich gegen das Erbe der DDR 
gerichtet sein. Schon diese wenigen Kri-
terien zeigen, dass es in der deutschen 
Parteien- und „Bewegungs“landschaft 
heute relativ schwierig sein dürfte, ein 
Alleinstellungsmerkmal zu entdecken, 
das als Indikator einer „faschistischen 
Reserve“ für eine von ihnen taugt. Bei 
allen Übergangs- und Mischformen ist 
jedoch stets zu beachten: „Der Machtan-
tritt des Faschismus ist nicht ein Regie-

rungswechsel, sondern ist die Ablösung 
einer Staatsform der bürgerlichen Klas-
senherrschaft durch die andere.“[8]

Der faschistische Staat ist kein 
„Doppelter Staat“

Wir hörten, dass auch in dieser 
Staatsform verschiedene Monopolisten 
miteinander konkurrieren und genötigt 
sind Arrangements zu treffen, auch bluti-
ge Kämpfe auszutragen, um die Diktatur 
über die Mehrheit aufrechtzuerhalten.

Häufig ist neuerdings zu hören, wir 
hätten es mit einer selbständigen Dop-
pelstruktur zu tun, einem „dualen Staat“. 
Die Machtkämpfe in den USA seit 
Trumps Wahl z.B. scheinen das an der 
Oberfläche zu bestätigen. Es springt ins 
Auge, dass bei dieser Deutung die trotz 
Widersprüchen einheitliche Klassenba-
sis zu kurz kommt, da ja die Diktatur 
der Finanzbourgeoisie die eigentliche 
Tiefe dieses Staates ausmacht. Die Rede 
vom „dualen Staat“ geht zurück auf eine 
Deutung des Nazi-Staates, die Ernst Fra-
enkel 1941 unter dem Titel „The Dual 
State“ vorlegte.[9]Dies wurde einer Kritik 
unterzogen in dem schon 1944 vollende-
ten bemerkenswerten Buch „Behemoth. 
Struktur und Praxis des Nationalsozia-
lismus 1933-1944“[10] des linken Sozial-
demokraten Franz Neumann. Neumann 
führt bei seiner Analyse des „Dritten 
Reichs“ den Begriff des „Un-Staats“ ein, 
den ich hier aus Platzgründen ich nicht 
ausführen kann.

Für unser Thema möchte ich allge-
meinere Schlußfolgerungen assoziieren: 
Staatlichkeit, die Sicherung des Nor-
menstaats gegen jede Verschiebung zum 
Maßnahmenstaat, Einhaltung des Lega-
litätsprinzip zu verlangen, muss keines-
wegs ein Merkmal sogenannter autoritä-
rer Einstellungen und eines autoritären 
Staates sein. Es ist irreführend die Forde-
rung nach Recht und Ordnung mit „Law 
and Order“ gleichzusetzen oder gar als 
„rechtsaffin“ zu diffamieren; desgleichen 
die nach nationaler Souveränität und 
zwischenstaatlichen Beziehungen gemäß 
dem Völkerrecht. Das Legalitätsprinzip 
etwa ist eine Errungenschaft politischer 
Emanzipation. Sein Bruch wäre der Über-
gang zu subjektivem Recht. Wenn z.B. 
Regelverstöße, Gesetzesbrüche und Pro-
vokationen von Ausnahmezuständen von 
oben in der Absicht gefördert werden, re-
aktionäre Maßnahmen oder Alleingänge 
der Exekutive als Begehren sogenannten 
zivilgesellschaftlichen Protests erschei-
nen zu lassen, oder aber funktionieren-
de Staatlichkeit und Gewaltenteilung zu 

destabilisieren und die Bevölkerung zu 
spalten, so sollte gerade die Erfahrung 
mit dem Faschismus uns davor warnen, 
darin eine Morgenröte des Widerstands 
zu erblicken. Anti-Etatismus ist keine 
genuin antifaschistische oder auch nur 
fortschrittliche Forderung. Ein Blick auf 
die imperialistische EU-Ideologie mit ih-
ren vier neoliberalen Freizügigkeiten er-
weist schnell, dass Anti-Etatismus durch 
die herrschenden Klassen selber befeuert 
wird, ob der Neoliberalismus nun in der 
konservativen oder anarcholibertären 
Variante auftritt. Ebenso zeigen uns die 
„Maidane“ und „bunten Revolutionen“, 
dass Bewegungen, die den gezielten 
Regelbruch propagieren, sei es auch als 
„ziviler Ungehorsam“ verbrämt, die fa-
schisierende Tendenz verstärken können, 
oder - Bsp. Ukraine, Honkong - offen als 
faschistische Stoßtruppen der internatio-
nalen Imperialisten wirken. Manipulier-
te „Bewegungen“, die die reaktionären 
Maßnahmen des Staatsmonopolistischen 
Kapitalismus als außerparlamentarischer 
Arm der Regierungen aktionistisch vor-
tragen, können, mitsamt der kalkulierten 
Störung des inneren und zwischenstaat-
lichen Friedens, Elemente einer gesell-
schaftspolitischen Entwicklung zum 
Neumannschen Un-Staat loslassen.

Ideologie und Massenbewegung

Wer darauf besteht, die faschistischen 
Gefahren lägen heute in einer Wiederho-
lung der Umstände „vor 1933“, der verab-
solutiert leicht die damaligen internatio-
nalen Kräfteverhältnisse und nationalen 
Erscheinungsformen.

Der Kapp-Lüttwitz Putsch scheiterte 
am Widerstand der Arbeiterklasse. Auch 
der von Hitler und Ludendorff. Daraus 
„zogen die Politiker der imperialistischen 
deutschen Bourgeoisie die Lehre, ange-
sichts der Stärke der organisierten Arbei-
terschaft in Deutschland, künftig keinen 
Putschversuch mehr zuzulassen, sondern 
die Weimarer Republik auf kaltem Wege, 
‚verfassungsmäßig‘ und ‚legal‘, zu besei-
tigen. Hitler schwenkte bereits 1924 auf 
diese Linie ein.“[11]

Wäre nicht mit der Arbeiterbewegung 
zu rechnen gewesen, hätte die herrschen-
de Klasse nicht soviel Zeit und Geld auf-
wenden müssen, eine sozialimperialisti-
sche Demagogie zur Überrumpelung der 
Massen auszuarbeiten und eine künstliche 
„Nationale Arbeiterpartei“ aufzupäppeln. 
Im Wettbewerb der für die „legale Macht-
übernahme“ geeigneten Ideologien setzte 
sich die sogenannte völkische durch. Um 
sie ganz knapp zu charakterisieren, soll 
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uns der Buchtitel des Naziautors Hans 
Grimm ausreichen: „Volk ohne Raum“. Als 
vermeintlicher Antikapitalismus hatte der 
Antisemitismus unter anderem die Auf-
gabe, den rationalen Begriff des Finanz-
kapitals durch den irrationalen Ausdruck 
„jüdisches Bankkapital“ zu ersetzen.

Es waren die Klassenkräfteverhält-
nisse, die die Monopolherren zur Schaf-
fung einer eklektischen Massendemago-
gie zwangen, die auf die gegnerische 
Klasse austrahlen sollte. Es war der 
langwierigere, aber einzige Weg zur Be-
seitung der Demokratie und Realisierung 
der Kriegsziele sowie zur Ausrottung der 
Arbeiterorganisationen. Um es in heu-
tiger Sprache zu sagen: keine Graswur-
zelbewegung, sondern Astroturfing in 
höchster Regie.

Unzulässig ist nun für Antifaschisten, 
die Sache auf den Kopf zu stellen und zu 
behaupten, das Vorhandensein sogenann-
ter völkischer oder anderer Ideologien sei 
ausreichender Indikator für eine akute fa-
schistische Bewegung auf dem Marsch an 
die Macht. Der widerspruchsvolle Weg an 
die Macht wird nicht durch Ideologie ge-
ebnet. An diesem Punkt vollzieht sich die 
Auf-den-Kopf-Stellung von Antifaschis-
mus in subjektiven Idealismus: Faschis-
mus wird mit einem Bewußtseinsinhalt 
verwechselt, dem ein besserer Bewußt-
seinsinhalt entgegenstünde. Die DDR 
lehrte uns hingegen, dass der ideologische 
Kampf gegen den Faschismus nur geführt 
werden kann, wenn man seine materielle 
Grundlage zerstört: durch die Enteignung 
der Naziiaktivisten, der kriegsverbre-
cherischen Monopolherren und Junker, 
durch Bodenreform und Sozialisierung 
der Schlüsselindustrien und Banken. Die-
sen Punkt müssten wir in jeder Volksfront 
vertreten, wenn sie eine sein soll: Die 
herrschende Demagogie des Pseudo-Anti-
faschismus beruht auf der Durchdringung 
mit einem System des subjektiven Idealis-
mus, der die materiellen Grundlagen, die 
die der herrschenden Politik selber sind, 
ausblendet. Ein auf subjektiven Idealis-
mus gegründeter „Kampf gegen Rechts“ 
ist somit ein Baustein zur ideologischen 
und organisatorischen Entwaffnung der 
Arbeiterklasse.

Sie mögen enttäuscht sein, dass ich 
kaum auf die neoliberale, „Kerneuropa“-, 
pro-NATO, pro-Aufrüstungs- und Anti-
DDR-Partei AfD eingehe. Das hätte nur 
Sinn, wenn man auf die Rolle der anderen 
Parteien und „Bewegungen“ ebenfalls ein-
ginge, die ihr, entgegen dem propagierten 
Trugbild, keineswegs als antifaschistische 
Front gegenüberstehen, sondern sich dem 
internationalen Faschismus verbünden.

Was ich kurz am Beispiel AfD zeigen 
möchte, ist nicht ihr eigener Charakter, 
sondern wie in Medien etc., anstatt die 
übergreifende faschisierende Tendenz 
zu entlarven, die Grundlagen des Anti-
faschismus selber zerstört werden. Es 
entsteht eine Schein-Entlarvung leerer 
Zeichen, die immer nur bei ihrer eigenen 
vorgegebenen Setzung landet, wer a prio-
ri als Faschist zu betrachten sei und wer 
nicht. Der Faschismus wird damit zu ei-
ner Art „Ding an sich“, von dem niemand 
weiß, wie es in die Köpfe kommt.

Zahlreich sind die Fälle angeblicher 
Überführung gewisser Politiker, der 
„völkische Ideologie“ durch die Medien. 

Man konfrontiert zum Beispiel mit Aus-
sagen, wo einer das Wort „Lebensraum“ 
benutzt; oder „eine Wende unserer Erin-
nerungskultur um 180 Grad“ fordert – um 
dann das F.-Wort anzuwenden. Sie ver-
stehen, dass ich hier weder die Zeichen 
noch das Bezeichnete verteidige. Aber 
was würde echte Entlarvung bedeuten?

Käme heraus, dass sich hinter „Le-
bensraum“ die Osteuropakonzepte zwei-
er imperialistischer Weltkriege verber-
gen – dann muss hinzugefügt werden, 
dass eben diese gleich nach 1990 bei den 
Ministern Kinkel, Scholz etc. auferstan-
den - ohne Anklänge an völkische Ideo-
logie vorgetragen und den Bedingungen 
der NATO angepasst. Eine Konsequenz 
ist die neue Ostfront vor der russischen 

Westgrenze und im Baltikum.
Will man „Wende der Erinnerungs-

kultur“ entlarven, ist zu sagen, wie sie 
gerade durch die Regierenden ins Werk 
gesetzt wird: Nämlich in der schändli-
chen Resolution des EU-Parlaments vom 
19. September, wonach Rußland als ein 
Verursacher des Zweiten Weltkriegs zu 
betrachten und weitere antikommunisti-
sche Verbote durchzusetzen seien – eine 
verordnete „erinnerungspolitische Wen-
de um 180 Grad“. Goebbelssche Propa-
ganda wird den europäischen Völkern als 
Staatsräson aufgedrängt – von all jenen, 
die angeblich „gegen Rechts“ kämpfen, 

indem sie bloße Wörter auf den Index 
setzen.

Will man aufweisen, dass einer die 
Beseitigung der Demokratie im Schilde 
führt – ist darauf hinzuweisen, dass die 
Truppen der „bunten Revolution“ das-
selbe tun, dass etwa zahlreiche Organe 
der sogenannten Klimabewegung in ein-
deutigen öffentlichen Äußerungen über 
die Unvereinbarkeit von Demokratie und 
„Nachhaltigkeit“ weitreichende antide-
mokratische Panikmache schüren – nur, 
dass sie das „unvölkisch“ als „Transfor-
mation der Demokratie“ bezeichnen.

Die offizielle Demagogie der EU-
Herrschaft lautet heute eben nicht „Volk 
ohne Raum“, sondern „Raum ohne 
Volk“. Dass es einzig „völkische Ideo-
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logie“ sei, die hier als Gegner in Frage 
kommt, ist unglaubhaft. Mit derselben 
pseudo-sprachkritischen Methodik wur-
de zuvor Sahra Wagenknecht niederge-
macht, weil man ihre Auffassung von 
antimonopolistischer Strategie kurzer-
hand zum „National-Sozialismus“ und 
„Wagenknecht-Rassismus“ erklärte; mit 
linkem Applaus.

Erst wenn das alles zusammenge-
dacht wird, erhalten wir Anhaltspunkte 
des übergreifenden Charakters der fa-
schisierenden Tendenz für den Aufbau 
einer antifaschistischen Strategie und 
einer Volksfront. Was man uns stattdes-
sen bietet, ist subjektivistischer, fiktiver 
Antifaschismus der Eliten, die ihrerseits 
auf eine Verschiebung vom Normenstaat 
zum Maßnahmenstaat drängen.

Ohne Massenbasis wäre es dem hi-
storischen deutschen Faschismus also 
nicht möglich gewesen, den Übergang an 
die Macht zu vollziehen. Aber nicht die 
Millionen kleinbürgerlicher Naziwähler 
bestimmten den Klassencharakter auch 
dieses Übergangs, sondern die Finan-
zierung durch die Monopolherren. Und 
noch ein Faktor kam hinzu: „Ihr Kampf 
hatte schließlich Erfolg, weil im Grunde 
genommen die Führer aller bürgerlichen 
Parteien der gleichen Auffassung waren 
und auf einen Abbau der parlamentari-
schen Demokratie hinarbeiteten, was sie 
folgerichtig zur Zustimmung zum Er-
mächtigungsgesetz vom 23. März 1933 
führte.“[12] Darüber hinaus erweisen alle 
Erfahrungen mit tatsächlichen Volks-
fronten, dass das Kleinbürgertum kein 
unveränderliches Reservoir des Faschis-
mus ist. Halten wir fest: Eine künstliche 
Massenbewegung ergibt noch kein fa-
schistisches Subjekt.

Fazit

Während die DDR die antifaschi-
stisch-demokratische Ordnung aufbaute, 
wurden im westdeutschen Separatstaat 
die Grundlagen von imperialistischer 
Herrschaft und Militarismus gerettet. 
Die Politik der imperialistischen Be-
satzungsmächte verfolgte das Ziel „den 
deutschen Imperialismus als Konkurren-
ten auszuschalten, aber der imperialisti-
schen Welt sein Potential zu erhalten.“[13] 
Die westdeutsche Großbourgeoisie unter 
USA-Hegemonie hatte verstanden, dass 
sie ihre Ziele nur sehr langfristig im 
Schoße eines imperialistischen Paktsy-
stems würde verwirklichen können, zu 
dem die „europäische Integration“ unter 
westdeutscher Hegemonie kam. Diese 
Ziele scheinen heute verwirklicht. 

Doch statt der propagierten Frie-
densordnung sieht die Lage so aus: völ-
kerrechtswidrige Kriege, Vorbereitung 
weiterer Kriege und NATO-Ostfront; 
eine verheerende Weltwirtschafts- und 
allgemeine Krise; dramatischer Fall der 
Profitraten bei brutaler Umverteilung von 
unten nach oben; unaufhaltsame zentri-
fugale Tendenzen der EU; Niedergang 
der Zentralmacht USA und, seit Trump, 
erfreuliche Irritationen der transatlanti-
schen Beziehungen. Eine tiefe Spaltung 
Deutschlands als Ergebnis der vollzoge-
nen Konterrevolution. Die unlöslichen 
Widersprüche von Produktionsverhält-
nissen und Produktivkräften sollen aktu-
ell durch das Flickwerk eines Green New 
Deal überbückt werden, ein Ausplünde-
rungsprogramm sondergleichen.

Gleichzeitig gelingt es der deutschen 
formierten Gesellschaft, sogar den Pro-
test auf der Straße unter ihre Agenda zu 
stellen und damit den Linksradikalismus 
einzubinden. Der Linksradikalismus 
scheint eine der verlässlichen Stützen des 
Merkelregimes geworden zu sein.

Mehr denn je braucht die Großbour-
geoisie eine „Gemeinwohl-Ideologie“, 
die analog zur Nazilosung „Gemein-
nutz geht vor Eigennutz“ arbeitet und 
Klassenkampfziele neutralisiert und zur 
Klientelpolitik herabdrückt.Das Expe-
rimentieren mit einer solchen Ideologie 
wird aktuell als unauflöslicher Dreiklang 
geführt. Seine Bestandteile sind:

1. Die imperialistisch gewendete 
Klimapropaganda, um reaktionäre Maß-
nahmen durchzusetzen, für deren Auf-
schub angeblich keine Zeit mehr bleibt. 
2. Übergreifend: Die imperialistisch ge-
wendete „Gegen-Rechts“Propaganda zur 
moralischen Stützung des Regimes.

3. Die imperialisisch gewendete „su-
pranationale“ „Grenzen auf - Nieder mit 
dem Nationalstaat“ Propaganda zur Spal-
tung der Bevölkerung und unterdrückten 
Klassen.

„Wozu brauchen sie den Faschis-
mus?“ fragte der VII. Weltkongreß. Di-
mitroffs Antwort: Zur Durchführung 
ihrer Kriegspolitik und zur Abwälzung 
der vollen Krisenlasten auf breiteste Be-
völkerungsschichten. In welche Richtun-
gen müssen wir heute blicken, um ihn zu 
verhindern?

Ich möchte mit einem Hinweis Kurt 
Gossweilers von 1973 schließen: „Es ist 
dem Imperialismus nach dem zweiten 
Weltkrieg allerdings noch nirgends ge-
lungen, eine faschistische Massenbasis, 
wie in den dreißiger Jahren in Deutsch-
land, zu schaffen.“... „Gegenwärtig geht 
die Hauptgefahr für die demokratischen 

Rechte der Massen und für den bürgerli-
chen Parlamentarismus in den imperiali-
stischen Hauptländern nicht von den dort 
vorhandenen faschistischen Organisatio-
nen aus, sondern von den Hauptparteien 
der imperialistischen Bourgeoisie (…), 
von den reaktionären Regierungen und 
den imperialistischen Militärkoalitio-
nen, insbesondere von der NATO. Das 
Beispiel Griechenland hat demonstriert, 
daß beim Ausbleiben einer faschistischen 
Massenbasis die NATO an deren Stelle 
treten kann, um zu helfen, in einem als 
strategisch wichtig angesehenen Lande 
eine faschistische Diktatur gegen das 
Volk in den Sattel zu heben.“[14]

Diese Richtung sollten wir un-
ter den fortbestehenden hegemoni-
alen Verhältnissen im Auge haben. 
Hüten wir uns also vor Einseitig-
keiten, die das Blickfeld verengen. 
Hüten wir uns vor:

	● einseitiger Fixierung auf den Fa-
schismus an der Macht

	● einseitiger Fixierung auf den Fa-
schismus als Ideologie

	● einseitiger Fixierung auf den Fa-
schismus als Massenbewegung

	● einseitiger Fixierung auf den histo-
rischen Nazifaschismus.

Und jagen wir die „Totalitarismusthe-
orie“ zum Teufel!

Quellen und Anmerkungen

[1] Vortrag auf der Konferenz „Der tiefe Staat – 
oder: Wer regiert den Westen?“ des Deutschen 
Freidenker-Verbands in Stuttgart am 16. Novem-
ber 2019; der Abdruck erfolgt mit freundlicher 
Genehmigung des Autors; der Text des Vortrags 
wurde von der Redaktion leicht gekürzt.
[2] LW22, 241.
[3] Dimitroff in: Die Offensive des Faschis-
mus und die Aufgaben der Kommunisten im 
Kampf für die Volksfront gegen Krieg und Fa-
schismus. VII Kongress der Kommunistischen 
Inernationale, Dietz Verlag Berlin 1957, S.85
[4] A.a.O. S. 87.
[5] A.a.O. S. 85.
[6] A.a.O. S. 89.
[7] A.a.O. S. 88.
[8] A.a.O. S. 88.
[9] Ernst Fraenkel 1941, The Dual State; deut-
sche Ausgabe Der Doppelstaat, F.a.M. 1974.
[10] Franz L. Neumann, Behemoth. Struktur 
und Praxis des Nationalsozialismus 1933-1944, 
Fischer Taschenbuch; 5. Auflage, 1984.
[11] Kurt Gossweiler, Aufsätze zum Faschis-
mus, Akademie Verlag Berlin 1986, S. 320.
[12] A.a.O. S. 305.
[13] Imperialismus und Weltanschau-
ung, Dietz Berlin 1966, S. 29.
[14] Gossweiler, A.a.O. S. 339f.
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Zum Beginn eine Bemerkung über 
den gesunden Menschenverstand. 

Viele unter uns werden das folgende 
Zitat aus der Schrift „Die Entwicklung 
des Sozialismus von der Utopie zur Wis-
senschaft“ von Friedrich Engels kennen: 
Allein der gesunde Menschenverstand, 
ein so respektabler Geselle er auch in 
dem hausbacknen Gebiet seiner vier 
Wände ist, erlebt ganz wunderbare Aben-
teuer, sobald er sich in die weite Welt der 
Forschung wagt; und die metaphysische 
Anschauungsweise, auf so weiten, je nach 
der Natur des Gegenstands ausgedehnten 
Gebieten sie auch berechtigt und sogar 
notwendig ist, stößt doch jedesmal früher 
oder später auf eine Schranke, jenseits 
welcher sie einseitig, borniert, abstrakt 
wird und sich in unlösliche Widersprüche 
verirrt, weil sie über den einzelnen Din-
gen deren Zusammenhang, über ihrem 
Sein ihr Werden und Vergehn, über ihrer 
Ruhe ihre Bewegung vergißt, weil sie vor 
lauter Bäumen den Wald nicht sieht [2] 

Wir sind also gewarnt, insbesonde-
re ist der Referent gewarnt! - Die sog. 
Klimadebatte ist über die deutsche Lin-
ke in diesem Jahr mit so verheerender 
Wucht hereingebrochen, dass es schwie-
rig ist, einen klaren Kopf zu bewahren. 
Angesichts der behaupteten drohenden 
Menschheitskatastrophe, scheinen gesi-
cherte Erkenntnisse des wissenschaftli-
chen Sozialismus wie weggeblasen. 

Das Wissen über den Zusammenhang 
des Kampfes um Reformen und Perspek-
tive der sozialistischen Revolution, die 
Kunst, den Tageskampf, anknüpfend an 
die unmittelbaren sozialen Interessen 
der Werktätigen, mit dem Kampf für ein 
revolutionäres Ziel zu verbinden – das al-
les ist Schnee von gestern, so scheint es. 

Meiner Ansicht nach wird die Linke, 
zumindest die in Deutschland, einige Zeit 
brauchen, bis sie zu einer wissenschaft-
lich fundierten Kritik des Klimahypes in 
der Lage sein wird. Bis dahin werden wir 
uns, wohl oder übel, mit unserem gesun-
den Menschenverstand behelfen müssen. 
D.h. auch, dass wir mit dem Werkzeug 
arbeiten müssen, das wir kennen und 
beherrschen. Was wir darüberhinaus 
benötigen, werden wir uns aneignen, in-
dem wir uns an dem Gegenstand unseres 
Interesses abarbeiten. 

Johannes Magel 

Greta sagt: Ich will, dass ihr in Panik geratet, dass ihr die Angst spürt, die ich jeden Tag spüre. 
Die Überschrift dieses Vortrags lautet: 

Kein Grund zur Panik [1]

Im Kommunistischen Manifest findet 
sich im Kapitel II „Proletarier und Kom-
munisten“ der Satz: 

Die Kommunisten sind also prak-
tisch der entschiedenste, immer wei-
tertreibende Teil der Arbeiterparteien 
aller Länder; sie haben theoretisch vor 
der übrigen Masse des Proletariats die 
Einsicht in die Bedingungen, den Gang 
und die allgemeinen Resultate der pro-
letarischen Bewegung voraus.[3]Was den 
ersten Halbsatz angeht, werden wir uns 
noch erheblich Mühe geben müssen, dort 
wieder hinzukommen. Was den zweiten 
Halbsatz angeht, wollen wir ein wenig 
selbstbewusster sein: Davon haben wir 

einiges verstanden und davon verstehen 
wir einiges, also kein Grund zur Panik. 

Ich werde jetzt versuchen, mich dem 
Thema Schritt für Schritt zu nähern. 

Is there a Man-Made Climate 
Change? 

Für die Zwecke dieses Vortrags lasse 
ich es bei dieser Vorbemerkung: Wladi-
mir Wladimirowitsch Putin gilt als gut 
informierter Politiker und hat sich inso-
weit selten blamiert [4]: 

Zur Einigkeit der Ansätze und 
Einschätzungen. Hier wird es wahr-
scheinlich nie so eine Einigkeit geben. 
Schließlich geben Experten auf verschie-
denen Gebieten, die auf die eine oder 
andere Weise versuchen, die Frage nach 
den Ursachen des Klimawandels zu be-
antworten, keine eindeutigen Antworten 
zur Ursachen des Klimawandels. Es gibt 
verschiedene Standpunkte, ich habe sie 
selbst gehört. 

Es gibt diejenigen, die sagen, 
dass der Grund eine Art von globa-

len Veränderungen im Sonnensystem 
sind und dass die Erde periodisch da-
von betroffen ist und es dabei große 
Veränderungen gibt. Ich war selbst bei 
dem Fluss Lena, unserem Fluss im hohen 
Norden, da gibt es riesige, hohe Küsten 
mit Sedimenten, in denen deutlich tropi-
sche Säugetiere und tropische Meere zu 
sehen sind. Aber die Lena ist im hohen 
Norden. Es gab dort also mal ein solches 
Klima. Gab es damals von Menschen 
verursachte Emissionen? Nein, natürlich 
nicht. Verstehen Sie, es gibt keine eindeu-
tige Antwort. 

Dennoch ist meine Position, dass, 
wenn die Menschheit auch nur irgen-

deinen Einfluss auf den 
Klimawandel hat und 
diese Veränderungen 
schlimme Folgen haben, 
wenn es also etwas gibt, 
was wir tun können, um 
diesen Prozess zumindest 
zu verlangsamen und die 
negativen Folgen zu ver-
meiden, dann müssen wir 
das Maximum dafür tun. 
Das ist unsere Position. 
Trotz aller Widersprüche 

werden wir diesen Prozess in der Welt 
zur Bekämpfung des Klimawandels 
unterstützen. 

So W. W. Putin im Oktober 2019 
bei der Podiumsdiskussion des Valdai-
Klubs. 

Zugegebenermaßen verstecke ich 
mich hier ein wenig hinter W.W. Putins 
breitem Kreuz. Die Behauptung, dass 
wir es hier mit „setteled science“, also 
gesicherten Erkenntnissen, zu tun hätten, 
ist nicht so unumstritten, wie FFF und 
ähnlich alarmistische Bewegungen dies 
glauben machen wollen. Eine ernsthafte 
Aneignung der wissenschaftlichen De-
batte über Ursachen des Klimawandels 
verlangt m. E. primär solide physika-
lische Kenntnisse, verbunden mit der 
aktuellen Theorie der Partiellen Diffen-
tialgleichungen und den entsprechen-
den numerischen Methoden. Wer dieses 
Repertoire beherrscht und die Kernbe-
standteile des Marxismus-Leninismus 
verstanden hat, ist die Frau der Stunde! 
Evtl. könnten auch Männer dieser Auf-
gabe gewachsen sein. 
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Und wenn doch? 

Winfried Wolf, einer der klugen 
Köpfe der deutschen Linken, schreibt in 
den Marxistischen Blättern Nr. 1-2019: 

Die Klimakonferenz von Katovice 
vom Dezember 2018 machte es nochmals 
deutlicher: Wenn die Weltgesellschaft 
nicht drastisch umsteuert und die das 
Klima schädigenden Emissionen nicht 
radikal reduziert, dann wird es zu einer 
Erwärmung des Planenten von mehr als 
zwei Grad Celsius kommen – mit unab-
sehbaren Folgen für das menschliche 
Leben. 

Auch dieser kluge Kopf, der es unter-
halb der „Weltgesellschaft“ erst gar nicht 
tut, aber angesichts der Zeitnot zunächst 
auf die „Weltrevolution“ verzichtet, ist 
also dem Klimahype erlegen. 

Nehmen wir das mit der drohenden 
Katastrophe und der „extinction“ für den 
Moment einmal für bare Münze, dann 
gibt es nur zwei Möglichkeiten, dem 
Weltuntergang zu entgehen: a) radikale 
Beendigung der industriellen Produkti-
onsweise [5], mit der Folge massiver Ver-
elendung in den kapitalistischen Metro-
polen und erst recht an deren Peripherie; 
oder b) Beibehaltung der industriellen 
Produktionsweise bei Umstellung der 
energetischen Basis auf Kernenergie. 

Kernenergiegewinnung erzeugt be-
kanntlich kein CO2, gilt in Deutschland 
aber als unvertretbar gefährlich; gemes-
sen am drohenden Weltuntergang im-
merhin das kleinere Übel? [6] 

Greta spricht zu uns 

Meine Botschaft ist, dass wir Euch 
beobachten! Das hier ist alles falsch, 
ich sollte hier nicht sein, ich sollte 
zurück in der Schule sein auf der ande-
ren Seite des Ozeans - aber Ihr kommt 
immer noch zu uns jungen Menschen, 
um Euch Hoffnung zu geben! 

Wie konntet Ihr es wagen, meine 
Träume und meine Kindheit zu stehlen 
mit Euren leeren Worten? Wir stehen 
am Anfang eines Massenaussterbens 
und alles, worüber Ihr reden könnt, ist 
Geld und die Märchen von einem für 
immer anhaltenden wirtschaftlichen 
Wachstum - wie könnt Ihr es wagen? 

Wenn Ihr die Situation wirklich 
verstehen würdet und uns immer noch 
im Stich lassen würdet, dann wärt Ihr 
grausam und das weigere ich mich zu 
glauben. Wie könnt Ihr es wagen zu 
glauben, dass man das lösen kann, 
indem man so weiter macht wie bis-
lang - und mit ein paar technischen 

Lösungsansätzen? Ihr seid immer noch 
nicht reif genug zu sagen, wie es wirk-
lich ist. 

Ihr lasst uns im Stich. Alle kommen-
den Generationen haben euch im Blick 
und wenn Ihr Euch dazu entscheidet, 
uns im Stich zu lassen, dann entscheide 
ich mich zu sagen: ‚Wir werden Euch 
das nie vergeben! Wir werden Euch 
das nicht durchgehen lassen!‘ [7] 

Luisa Neubauer, das deutsche Ge-
sicht von Fridays for Future (FFF), 
verteilt oft und gern das Etikett alter 
weißer Mann, wenn es darum geht, den 
Gegner auszumachen. Diese Redewei-
se setzt ganz bewusst darauf, die Ge-
genseite zu verhöhnen und moralisch 
zu diskreditieren. Besonders perfide ist 
es, wenn vielfältig privilegierte, junge 
Frauen aus der Mittelschicht sich hier 
in antirassistischer Pose als Opfer des 
weißen Mannes kostümieren. 

In dem pseudolinken Lifestyle-
Blatt taz fordert die Redakteurin Jo-
hanna Roth [8], den Alten das Wahl-
recht zu entziehen. Voller moralischer 
Überhebung formuliert sie: Unschul-
dige vor einer in fundamentalen Fra-
gen inkompetenten Wählerklientel zu 
schützen. Das ist genau der hate speech, 
die Sprache der Diskriminierung und 
der Denunziation, die ansonsten in 
diesem Milieu immer scheinheilig 
angeprangert wird, die hier als Mittel 
angewandt wird, um eine extrem anti- 
demokratische Positionierung der sog. 
Klimabewegung durchzusetzen. 

Den jungen, weißen, karrierebe-
wussten Frauen der Fridays for Future 
(FFF) Bewegung und der Grünen in 
Deutschland rufe ich an dieser Stel-
le mit Diether Dehm zu: Sie sollten 
gelegentlich mal alte weise Männer 
anhören, bevor sie ihren Mund aufma-
chen. Vom menschenverachtenden Jar-
gon derer, die alten Säcken, Greisen, 
Rentnern, Gestrigen [9] das Wahlrecht 
entziehen wollen, bis zum sozialdarwi-
nistischen Jargon, der das unsägliche 
Bild von den unnützen Essern her-
vorgebracht hat, ist es nicht weit. Am 
Schluss dieses Abschnitts halte ich als 
These fest: 

Fridays for Future und ähnliche Be-
wegungen sind ein Mittel der Spaltung 
der Werktätigen. Sie dienen dazu, Teile 
der Werktätigen gegeneinander aufzu-
hetzen, sie unfähig zum Widerstand 
zu machen, die Widersprüche von arm 
und reich von oben und unten, kurz: die 
Klassenwidersprüche, zu verdecken. 

Ich komme noch einmal auf diese 
These zurück. 

Bill Clinton weiß Bescheid 

It‘s the economy, stupid! ist eine Wahl-
kampfparole von Bill Clinton aus dem 
Jahr 1992 [19]. Bieder übersetzt: Es ist die 
Wirtschaft, Dummkopf! Wir übersetzen 
es hier einmal korrekt: Es geht um die 
Profitmacherei, ihr Idioten! 

Unter dem Deckmantel des sog. 
Klimaschutzes findet gegenwärtig eine 
großangelegte Reorganisation des Fi-
nanzkapitals statt. Entscheidende Teile 
des Monopolkapitals suchen nach einer 
strategische Antwort auf die strukturel-
le Überakkumulation des Kapitals und 
die sich erneut anbahnende ökonomische 
Krise. Mit sog. grünen Anleihen, durch 
Spekulation mit CO2- Emissions-
rechten u.ä. sollen neue Anlage- und 
Verwertungsmöglichkeiten geschaffen 
werden. Das zum einen, zum anderen 
geht es um einen staatsmonopolistisch 
forcierten Umbau der wissenschaftlich-
technische Basis der Produktion; hierher 
gehören etwa die Initiative „Industrie 
4.0“ der Bundesregierung zur Digitali-
sierung der Wirtschaft und die Durch-
setzung der sog. Elektromobilität. Die 
für diesen Umbauprozess erforderlichen 
enormen Mittel sollen über verschie-
dene Wege der staatsmonopolistischen 
Ausplünderung aus den Werktaẗigen 
und aus anderen nichtmonopolistischen 
Schichten herausgepresst werden. 

Hier sei die Einführung der CO2-Steu-
er als Musterbeispiel für den Angriff auf 
die elementaren Grundbedürfnisse der 
Menschen, wie Wohnen und Mobilität, 
genannt. Dazu gehört ebenso eine neue 
Runde des Arbeitsplatzabbaus und der 
Flexibilisierung der Arbeitszeit im Rah-
men der digitalen Transformation, die 
nicht nur Produktionsarbeiter, sondern 
auch mittel- und hochqualifizierte Ange-
stellte treffen wird. 

Diese These zu beweisen, d.h. ihre 
Stichhaltigkeit zu belegen, verlangt ernst-
hafte, wissenschaftliche Arbeit durch 
Ökonomen, die ihr Handwerk verstehen 
und und keine Angst vor der heulenden 
Meute der Verteidiger der Kapitalinteres-
sen haben. Ich will hier zumindest einige 
Indizien beibringen. 

Ungefähr ab 2013 beginnen westli-
che Konzerne sog. grüne Konzernan-
leihen oder Climate Bonds aufzulegen. 
Dazu gehören Apple, SNCF und die 
französische Bank Credit Agricole, Tesla 
Energy u.a. Nach Angaben der sog. Cli-
mate Bonds Initiative sind derzeit grüne 
Anleihen von mehr als 500 Milliarden 
US-Dollar ausgegeben worden [11]. 

Der frühere britische Finanzmini-
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ster Philip Hammond hat im Juli 2019 
ein Weißbuch herausgegeben: „Grüne 
Finanzstrategie: Die Transformation der 
Finanzen hin zu einer Grünen Zukunft“. 
In dem Papier heißt es: „Eine der ein-
flussreichsten Initiativen dabei ist die Pri-
vate Task Force on Climate-Related Fi-
nancial Disclosure (TCFD) des Financial 
Stability Board, unterstützt von Mark 
Carney und unter Vorsitz von Michael 
Bloomberg. Dies wurde von Institutionen 
empfohlen, die 118 Billionen US-Dollar 
an Vermögen weltweit repräsentieren.“[12] 
Dazu ein wenig who‘s who. Die Task 
Force on Climate-Related Financial 
Disclosure(TCFD) ist eine Einrichtung 
des Financial Stabilty Board (FSB). Das 
FSB seinerseits ist eine Einrichtung der 
Bank for International Settlements, auf 
deutsch der Bank für Internationalen 
Zahlungsausgleich (BIZ) – d.h der Bank 
der Zentralbanken. Mark Carney war von 

2011 bis 2018 Vorsitzender des FSB, seit 
2008 Direktor der Bank of Canada und 
ist seit 1. Juli 2013 Gouverneur der Bank 
of England. 

Die Wall Street-Bank Goldman Sachs, 
die unter anderem den scheidenden EZB-
Präsidenten Mario Draghi und den eben 
genannten Mark Carney, hervorgebracht 
hat, stellte im Juli 2019 den ersten globa-
len Index der am höchsten rangierenden 
Umwelt-Aktien vor. Die Indizes haben 
so schöne Namen wie Euronext CDP En-
vironment World EW für den Handel in 
Amerika, Kanada und Europa sowie Eu-
ronext CDP Environment Eurozone EW 
für deneuropäischen Raum. Diese Indi-
zes konzentrieren sich auf Klimawandel, 
Wassersicherheit und Abholzung.[13] [14] 

Im September 2019 haben 515 „insti-
tutionelle Investoren“ „die Politik“ aufge-
fordert, die Maßnahmen zur Bekämpfung 
des Klimawandels zu verstärken. Im 
Einzelnen sprechen sie sich für einen 

globalen Kohleausstieg, die Einführung 
eines höheren CO2-Preises, die Abschaf-
fung staatlicher Subventionen für fossile 
Energieträger und eine Verschärfung der 
nationalen Klimapläne aus. Nach eigener 
Darstellung verwalten diese „ Investoren“ 
ein Vermögen von 35 Billionen US-Dollar. 
Zu ihnen gehören die deutschen Unter-
nehmen Allianz, DWS, Munich ReVen-
ture Partners sowie Union Investment.[15] 

Soviel zumindest als Illustration, dass 
wir vor einer großangelegte Reorganisati-
on des Finanzkapitals stehen und es nicht 
nur mit einer widerwilligen, partiellen 
Anpassung zu tun haben

Nichts fällt vom Himmel, auch 
Greta nicht 

Die Sache mit Greta ist nicht schwie-
rig zu verstehen. Hier könnten wir uns 
getrost auf unseren gesunden Menschen-

verstand und unsere Klassenkampfer-
fahrungen mit mehr oder minder hy-
sterischen Kampagnen im Interesse der 
herrschenden Klasse verlassen – vom 17. 
Juni 1953 bis zu den sog. Farbrevolutio-
nen. Es ist schlicht absurd, davon auszu-
gehen, dass die auf Twitter geäußerten 
Angstvorstellungen einer überspannten 
16jährigen Jugendlichen so mir nichts, 
dir nichts eine Bewegung von einigen 
hunderttausend Jugendlichen in den 
westlichen Metropolen vom Zaun bre-
chen können. 

Ich will mich dennoch mit zwei As-
pekten des Phänomens befassen: Wie ist 
die Marke „Greta Thunberg“ bzw. „FFF“ 
entstanden? und Welche politische Funk-
tion hat die FFF Bewegung? Dabei 
stütze ich mich ganz wesentlich auf die 
verdienstvolle Analyse von Cory Mor-
ningstar „The Manufacturing of Greta 
Thunberg – for Consent: The Political 
Economy of the Non-Profit Industrial 

Complex“[16]. Denjenigen, die es ge-
nauer wissen möchten, empfehle ich, den 
umfangreichen Text selbst zu lesen. Ich 
gebe hier lediglich einige Schlaglichter 
wieder. 

	● Am 20. August 2018 wurde ein 
“tweet“ mit einem Foto von „einem 
schwedischen Mädchen“, das auf 
einem Bürgersteig sitzt, von Ingmar 
Rentzhog dem Chef des von ihm 
gegründeten Technologieunterneh-
mens We Don’t Have Time veröf-
fentlicht: Ein 15-jähriges Mädchen 
bestreikt ihre Schule vor dem schwe-
dischen Parlament bis zum Wahltag 
in in 3 Wochen.[..] Stell dir vor, wie 
einsam sie sich hier fühlen muss. 
Leute die nur achtlos vorbeigingen, 
weitermachten mit dem Business as 
usual. Aber die Wahrheit ist. Das 
können wir nicht und sie weiß es! 
In diesem „tweet“ wurde auf fünf 
Twitter Accounts Bezug genommen, 
u.a auf Al Gores Climate Reality 
Project. 

	● Über Rentzhog kann man einiges 
wissen: Er ist Gründer von Lai-
ka, einem führenden schwedischen 
Kommunikationsberatungsunter-
nehmen, das Dienstleistungen für 
die Finanzindustrie anbietet. Am 24. 
Mai 2018 wurde er zum Vorsitzenden 
des Think Tanks Global Utmaning 
(Global Challenge auf Englisch) er-
nannt. Rentzhog ist Mitglied von Al 
Gores Climate Reality Organization 
Leaders, wo er Teil der European 
Climate Policy Task Force ist. Seine 
Ausbildung erhielt er im März 2017 
beim ehemaligen US-Vizepräsi-
denten Al Gore in Denver, USA, und 
im Juni 2018 erneut in Berlin. 

	● In einem Werbevideo von We Don’t 
Have Time veröffentlicht am 6. April 
2018 heißt es: Entscheidungsträger – 
Politiker, Unternehmen, Organisati-
onen, Staaten – erhalten eine 

	● Klimabewertung, die auf ihrer Fähig-
keit basiert, der Initiative der Nutzer 
gerecht zu werden. Wissen und Mei-
nung versammeln sich an einem Ort 
und die Nutzer üben Druck auf die 
Entscheidungsträger aus, um einen 
schnelleren Wandel herbeizuführen. 

	● ..Die Haupteinnahmequellen kom-
men von kommerziellen Akteuren, 
die eine hohe Klimabewertung und 
das Vertrauen in die Mitgliederbasis 
von We Don’t Have Time erhalten 
haben. 

	● ...Das Einnahmemodell wird der so-
zialen Plattform des Geschäftsmo-
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dells von TripAdvisor.com ähneln, 
das mit seinen 390 Millionen Nut-
zern jährlich über 1 Milliarde Dollar 
an guter Rentabilität generiert.... Wir 
werden mit strategischen Partnern 
wie Climate Reality Leaders, Klima-
organisationen, Bloggern, Influen-
cern und führenden Experten auf 
diesem Gebiet zusammenarbeiten. 

	● Mit Stand vom Februar 2019, wo 
Morningstar ihre Analyse veröffent-
licht hat, ist bekannt, dass das 2006 
gegründete Climate Reality Project 
von Al Gore einer der Partner von We 
Don’t Have Time ist und dass die We 
Don’t Have Time Foundation zwei 
spezielle Jugendberater und Treu-
händer (youth advisors and trustees) 
nennt: Greta Thunberg und Jamie 
Margolin, eine weitere jungendliche 
Klimaaktivistin. 

Das soll an dieser Stelle genügen, um 
einen Einstieg in eine Analyse des Netz-
werks zu geben, das hinter der Marke 
„Greta Thunberg“ bzw. „FFF“ steht. 

Was deutsche Verhältnisse angeht, 
halte ich bezüglich Funktion und Charak-
ter von FFF und verwandten Bewegungen 
als These fest: Diese Bewegungen sind 
eine Art Schaumkrone auf einer schon 
länger laufenden Woge, die in Deutsch-
land ungefähr mit der Herausbildung der 
„Grünen“ Partei als Bestandteil des deut-
sche Parteiensystems einhergeht. Etwas 
weniger lyrisch: Dem Monopolkapital ist 
es gelungen, eine Art “Grüne” Massen-
basis zu etablieren. Diese dient ihm zur 
autoritären Formierung der Gesellschaft 
für den Zweck der Durchsetzung elemen-
tarer, strategischer Interessen unter dem 
Deckmantel des sog. Klimaschutzes. 
Es hat damit die nichtmonopolistischen 
Schichten tief gespalten, indem es den 
Klima- bzw. Umweltschutz erfolgreich 
gegen die soziale Frage ausgespielt hat. 
Im einzelnen: 

	● Es hat dazu für eine Art ideologische 
Umorientierung zumindest bei Tei-
len der nicht- monopolistischen 
Schichten gesorgt, damit diese bereit 
sind, den Gürtel enger zu schnallen 
- sei es aus der festen Überzeugung 
heraus, dass der sog. Klimaschutz 
eine Art höheren Wert darstellt, für 
den es sich zu leiden lohne oder sei 
es aus Angst vor einem baldigen Un-
tergang der Erde im Zuge einer sich 
ausbreitenden, apokalyptischen Un-
tergangsstimmung. 

	● Diese Massenbasis dient dem Mono-
polkapital ferner als Alibi, auf das es 
sich bei der Umsetzung unpopulärer 

Maßnahmen, wie bei der Durch-
setzung einer CO2-Steuer, berufen 
kann. So waren laut Allensbach-In-
stitut zum Zeitpunkt des Beschlusses 
des sog. Klimakabinetts immerhin 
fast 80% der Bevölkerung gegen 
die Einführung der CO2-Steuer. Im 
“Klima” der gesellschaftlichen De-
batte hat sich diese deutliche Mehr-
heit allerdings nicht widergespiegelt; 
sie war stattdessen von der Alibi ge-
benden Massenbasis des Monopol-
kapitals dominiert. 

	● Darüberhinaus dient diese Massen-
basis dem Monopolkapital bei Bedarf 
als Antreiber, wenn es darauf ange-
wiesen ist, politische Maßnahmen zu 
ergreifen, um etwaigen Widerstand 
gegen die sozialreaktionären Aus-
wirkungen seiner Klimapolitik zu 
unterbinden oder offen zu bekämp-
fen. Hierzu gehört zum Beispiel die 
Forderung, dass Kommunal- und 
Landesparlamente oder die Bun-
desregierung den “Klimanotstand” 
ausrufen sollen, um ohne Rücksicht 
auf die Mechanismen der parlamen-
tarischen Demokratie Maßnahmen 
“zur Rettung des Klimas” umzuset-
zen.

	● Weiterhin stellt diese Massenbasis 
auch die Grundlage für die Erzeu-
gung eines Auffangpotentials dar, 
um antikapitalistischen Protest ge-
gen die Umweltzerstörung durch die 
Banken und Konzerne umzulenken 
und systemkonforme, d.h. in für das 
Monopolkapital nützliche Bahnen 
abzuleiten - z.B. indem dieser Protest 
umfunktioniert wird für die Durch-
setzung der CO2-Steuer.

Die Grüne Agenda 2010 

Präziser müsste ich wohl Grüne Agen-
da 2020 sagen, aber ich belasse es bei 
Agenda 2010; der Name bürgt schließlich 
für Qualität. 

Die Kernforderungen der deutschen 
Sektion von FFF sind einfach [17]: „Koh-
leausstieg“ bis 2030 und CO2-Steuer von 
180 Euro je Tonne emittiertes CO2. Die 
Umsetzung dieses Programms durch die 
Bundesregierung ist bereits in vollem Gan-
ge und bedeutet im Kern die Erhebung eines 
Tributs von den Werktätigen und anderen 
nichtmonopolistischen Schichten. Dieser 
Tribut wird mit einem Bündel staatsmono-
polistischer Zwangsmaßnahmen durchge-
setzt. 

Die unmittelbaren wirtschaftlichen Fol-
gen des „Kohleausstiegs“ und der „Beprei-
sung“ von CO2- Emissionen sind einfach 

zu begreifen und bedeuten eine Steigerung 
der Energiekosten. Soweit diese Kosten im 
Rahmen der Warenproduktion anfallen, 
gehen sie schlicht in die Kalkulation ein 
und führen zu einer Verteuerung der Wa-
ren, an der der Staat per Mehrwertsteuer 
auch noch partizipiert. Diese Erhöhung der 
Energiekosten trifft den „Endverbraucher“ 
zusätzlich unmittelbar über höhere Preise 
für Strom und Kraftstoff. D.h. im großen 
und ganzen, Beheizung von Wohnraum 
und Autofahren wird drastisch teurer. Ge-
nau das ist ja auch gewollt. 

Diese „Mechanik“ bzw. diesen „Wir-
kungszusammenhang“ präzise zu quanti-
fizieren und im Detail zu untersuchen, um 
nachzuweisen, welcher Anschlag auf die 
Lebenslage der Werktätigen hier im Gange 
ist, wird noch einigen Ökonomenfleiß for-
dern. Ich diskutiere hier nur exemplarisch 
die Stromkosten. 

So sieht es derzeit aus, also noch ohne 
die CO2-Steuer [18]: 
Staatliche Strompreisanteile: Steuern, 
Abgaben, Umlagen 		  54 %
Netzentgelte 			   25 %  
Strombeschaffung und Betrieb 	 21 % 

Dabei ist der fetteste Brocken der 
staatlichen Strompreisanteile die EEG-
Umlage, 2019 mit 6,405 Cent pro Ki-
lowattstunde nebenher rund 32-mal so 
hoch wie zu ihrer Einführung im Jahr 
2000. Dank dieser Umlage ist die Rui-
nierung von Ackerflächen durch sog. 
Energiepflanzen, die Verspargelung der 
Landschaft durch Generatoranlagen und 
die Bepflasterung von Hausdächern, 
Industriehallen und Ackerflächen mit 
Photovoltaikanlagen profitabel. Über 
die Netzentgelte wird übrigens auch der 
Umbau der Leitungsnetze für Strom aus 
Offshore-Windenergieanlagen finan-
ziert. 

Wie gesagt, so sieht es jetzt schon 
aus, noch ohne die CO2-Steuer! Für 
einfältige Gemüter wird regierungs-
amtlich „überlegt“, nach Einführung 
der CO2-Steuer die EEG-Umlage evtl. 
zu senken. Wer‘s glaubt ... Das Beispiel 
zeigt, warum ich von einem staatsmono-
polistischen Tribut spreche. 

Das Wunschprogramm der Klimahy-
per ist damit noch lange nicht erledigt. 
Neben „Atomausstieg“ und „Kohleaus-
stieg“ sind hier zu nennen: 

	● „Ende der Automobilgesellschaft“ 
	● Verbot der industriell basierten 

Landwirtschaft: Pflanzenschutz, 
Düngung, Tierhaltung 

	● Verbot von privaten Flugreisen, des 
Massentourismus insgesamt 

	● Verbot des Fleischverzehrs und an-
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dere „gesunde“ Restriktionen der 
Ernährung 

	● Verbot der maritimen Transportin-
dustrie 

	● Ende der Zementerzeugung
Das Programm ist typisch für die 

deutschen „oberen Mittelschichten“, die 
seit dem 19. Jahrhundert ein verkitsch-
tes Naturverständnis pflegen, bei denen 
es zum guten Ton gehört, wenn man von 
Naturwisschaften und Technik keine Ah-
nung hat. Insgesamt ist es Ausdruck einer 
reaktionären, technik- und fortschritts-
feindlichen Utopie. So wirklichkeitsfremd 
vieles davon erscheint, möchte ich doch 
festhalten, dass dies das Programm eines 
umfassenden Angriffs auf die Lebenslage 
der Werktätigen ist. Nebenher würde es 
dazu führen, dass die „schmutzigen“ Tei-
le der Produktion noch mehr in die kapi-
talistische Peripherie verlagert würden. 
Die Teile des Kapitals, die unmittelbar am 
industriellen Profit hängen, werden sich 
womöglich gegen Teile dieser Agenda weh-
ren. Allerdings ist hier nicht die Lebenslage 
der Werktätigen, sondern die Profitrate der 
Maßstab. Und wenn die genügend hoch ist, 
darf die Agenda gern auch „Grün“ sein. 

Insofern bringt es Dagmar Henn po-
lemisch, aber durchaus präzise, auf den 
Punkt: Das deutsche Bürgertum schaut, 
nicht das erste Mal, nach hinten; wünscht 
dem Pöbel das 18. Jahrhundert an den 
Hals, erwartet aber, selbst im 21. verblei-
ben zu dürfen. Das geht durchaus konform 
mit einer Oligarchie, die gern das Rad der 
Geschichte zurückdreht, weil inzwischen 
nicht nur politisch, sondern auch technisch 
der nächste Schritt der Menschheit nach 
vorn über sie hinweggehen wird, und deren 
Leidenschaft, Bildung, Gesundheit, Was-
ser und Luft zu Grundlagen des Profits zu 
machen, mit dem Versuch einher geht, den 
Kräften der Produktion Einhalt zu gebie-
ten.[19] 

Не впадайте в панику! 
Сохраняйте спокойствие и 
излучайте уверенность! 

Don‘t panic! - Keep calm and 
radiate confidence! 

Ich schließe mit einer historischen Re-
miniszenz, die wir bitte als Metapher ver-
stehen sollen.

Am 13. Dezember 1991 veröffentlichte 
die Zeit einen längeren Artikel von Karl-
Heinz Janßen über die Schlacht vor Moskau 
vom Oktober bis zum Dezember 1941[20], 
bei der die deutsche Wehrmacht scheiterte. 
Dieser Text ist der historischen Wahrheit 
verpflichtet und noch nicht im Geist des 

heute gängigen Geschichtsrevisionismus 
geschrieben. Hier einige kurze Passagen: 

Kaum hatte Radio Moskau gemeldet, 
die Lage an der Westfront habe sich ver-
schlechtert, war kein Halten mehr in der 
Stadt. Eine Panik brach aus. Alle Bahnhöfe 
wurden gestürmt, alle Straßen nach Osten 
waren verstopft. Zehntausende, mit oder 
ohne Erlaubnis, flohen mit Autos oder zu Fuß 
vor den Deutschen. Direktoren ließen ihre 
Fabriken, Funktionäre ihre Ämter im Stich. 
Warenhäuser und leerstehende Wohnungen 
wurden vom Mob geplündert. Lagerhäuser 
verschenkten ihre Lebensmittelvorräte an 
die Bevölkerung. 

Anderntags standen alle Betriebe in 
Moskau still, niemand arbeitete mehr. 
Während aus der Ferne das dumpfe Grollen 
der Geschütze zu hören war und jede Nacht 
deutsche Flugzeuge ihre Bomben über Mos-
kau abwarfen, schwirrten Gerüchte durch 
die Stadt: Stalin sei gestürzt, der NKWD 
aufgelöst, die Regierung geflohen. 

...Doch nach längerem Nachdenken 
kam Stalin selber zu der einzig vernünftigen 
Erkenntnis: Wenn der Oberste Befehlsha-
ber Moskau verließe, wäre das in den Au-
gen der Verteidiger und der Bevölkerung 
Verrat; die Kampfmoral würde sinken, 
Moskau nicht mehr zu retten sein. 

Über die Hauptstadt wurde der Bela-
gerungszustand verhängt, mit nächtlicher 
Ausgangssperre. Panikmacher und 
Plünderer durften auf der Stelle erschossen 
werden. Allmählich kehrten wieder Ruhe 
und Zuversicht ein, um so mehr, als Schu-
kow einen geordneten, durch tapfere Nach-
huten abgedeckten Rückzug auf eine neue 
Verteidigungsstellung eingeleitet hatte. 

... Auch NKWD und Stadtverwaltung 
faßten wieder Mut: Sie strichen die Brotfa-
briken und Kühlhäuser von der Sprengliste. 

Bitte sehen Sie mir diese pathetische 
Bezugnahme nach. Es ist mir sehr wohl 
geläufig, dass wir hier über einen Abschnitt 
im ideologischen Klassenkampf und nicht 
über den Krieg sprechen. Allerdings soll-
ten wir auch die Dramatik der Situation 
nicht verkennen: Es geht um einen neuen 
strategischen Großangriff des Kapitals auf 
die Lebenslage von Millionen Werktätiger. 
Der ideologische Klassenkampf ist kein 
herrschaftsfreier akademischer Diskurs. 
Hier werden Kontrahenten gesellschaft-
lich geächtet, „fertiggemacht“, bis an den 
Rand des psychischen Zusammenbruchs 
getrieben und Berufskarrieren vernichtet. 
Also: Lassen wir uns nicht von den Pa-
nikmachern einschüchtern, bewahren wir 
einen klaren Kopf, gewinnen Ruhe und 
Zuversicht zurück, strengen uns an, den als 
„Klimakampf“ getarnten Angriff auf die 
Lebenslage der Werktätigen abzuwehren! 
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Replik auf K. Baumann (in T&P Heft 
47) und auf Th. Lurchi et al. (in T&P Heft 
46)[1]

Der springende Punkt für die Bewer-
tung jeglicher politischer Bewegungen 
ist die Frage, ob es sich ihrem politischen 
Inhalt nach um eine demokratische Be-
wegung handelt. Der Begriff „demo-
kratisch“ soll hier, im Anschluss an 
Reinhard Opitz, definiert werden als die 
Übereinstimmung einer politischen For-
derung, Bewegung oder Partei mit den 
objektiven Interessen der Lohnabhän-
gigen.[2] Letztendlich ist das der sprin-
gende Punkt für die Bewertung jeglicher 
politischer Bewegung und genau hieran 
entfachte sich letztlich auch der Streit um 
die Bewertung der Bewegung #aufstehen 
in T&P. Das ist nicht weiter verwunder-
lich, da es sich dabei, erstens, um eine 
neue Bewegung handelt und sie, zwei-
tens, nicht einheitlich ist.

Wenn hier jetzt vielleicht etwas zu 
lange nach dem Hype nochmal die Frage 
nach der Bewertung der Bewegung #auf-
stehen gestellt wird - obwohl sie heute 
bei weitem nicht mehr die politische Be-
deutung hat, die ihr zum Zeitpunkt ihrer 
Gründung zumindest von einigen Ge-
nossen zugerechnet wurde -, dann dient 
dies vor allem zu einer grundsätzlichen 
Diskussion darum, wie wir als Kommu-
nisten auch in Zukunft den Charakter 
von sozialen Bewegungen und unser Ver-
hältnis zu ihnen bestimmen sollten.

Die Bewegung #aufstehen…

Der Hauptfehler von Kurt war es, 
#aufstehen mit Erscheinungen wie #un-
teilbar auf eine Stufe zu stellen und sie 
gleichermaßen als, zwar verschiedene, 
Varianten sozialliberaler Integration ein-
zuschätzen. Was für #unteilbar zwar zu-
traf, galt für #aufstehen nicht ohne Wei-
teres. Um das festzustellen, reichte ein 
Blick in den Gründungsaufruf, für den 
sehr weitgehend eine „Übereinstimmung 
der politischen Forderungen mit den ob-
jektiven Interessen der Lohnabhängigen“ 
festgestellt werden kann: Außenpolitisch 
gibt es bei #aufstehen eine klare Absage 
an antirussische Hetze, Aufrüstung und 
Kriegspolitik sowie die Benennung von 
Krieg als Fluchtursache und damit ein-

hergehend die richtige praktische Ori-
entierung auf die Ostermärsche und die 
Kampagne „Abrüsten statt Aufrüsten“. 
All das fehlte, wenig überraschend, bei 
#unteilbar, woraus leicht geschlossen 
werden kann, wer da auf Linie des Mo-
nopolkapitals war und wer nicht. Noch 
deutlicher wird die Sache an den Positi-
onen von #unteilbar zur EU, dem zentra-
len Projekt des deutschen Imperialismus, 
das von der Bewegung letztlich verteidigt 
wurde.[3] Sozialpolitisch liegt die Sache 
ähnlich: Während sich #unteilbar ledig-
lich zu einer Erwähnung des allgemeinen 
Sozialabbaus durchringen konnte, der 
allerdings keinerlei konkrete Forderung 
folgte, ist gerade das, wie Thomas, Jo-
hannes und Seta richtigerweise betonen, 
eine der Stärken bei #aufstehen. 

Genauso wichtig ist die sich daraus 
ergebende Orientierung auf eine kämp-
ferische Perspektive, die Druck auf die 
Regierung aufbauen will, als potentiell 
wirksame antifaschistische Strategie. 

Von „Aufstehen gegen Rassismus (AgR) 
bis #unteilbar und vergleichbaren Bünd-
nissen, die es bis heute in nahezu jeder 
Stadt gibt, wird ausschließlich auf eine 
moralische Verurteilung des dummen 
Volkes gesetzt, das sich – von der Ge-
sellschaft abgehängt fühlend, in die Fän-
ge der Faschisten begibt. #wirsindmehr 
hätte eigentlich #ihrseidunsegal heißen 
müssen. 

Eine wirksame antifaschistische 
Strategie ist hingegen vor allem dadurch 
gekennzeichnet, dass sie die nicht-mono-
polistischen Schichten für ihre eigenen 
Interessen mobilisiert und so gegen die 
Demagogie der Faschisten immunisiert. 
Eben deshalb sagte Dimitroff auf dem 

7. Weltkongress: „Die Kommunistische 
Internationale stellt für die Aktionsein-
heit keinerlei Bedingungen, mit Ausnah-
me einer einzigen, elementaren, für alle 
Arbeiter annehmbaren Bedingung, und 
zwar, daß die Aktionseinheit sich gegen 
den Faschismus, gegen die Offensive des 
Kapitals, gegen die Kriegsgefahr, gegen 
den Klassenfeind richtet. Das ist unsere 
Bedingung.“[4]

Auf heute übertragen, etwas ver-
einfacht und konkretisiert, könnten die 
Bedingungen vielleicht lauten: Gegen 
die Kriege von NATO und EU und ihre 
Hochrüstungspläne, gegen die Agenda 
2010 und die Verarmungspolitik der Bun-
desregierung, gegen die Reichen und Su-
perreichen, gegen die Polizeigesetze und 
alle Formen des Abbaus demokratischer 
Rechte. Wie sich jemand zu diesen Be-
dingungen stellt, wäre unser Kriterium 
für die Aktionseinheit und dass sich dies 
bei AgR, #unteilbar und #wirsindmehr 
anders verhält als bei #aufstehen, ist ge-

nau der qualitative Unterschied, den Kurt 
nicht sehen will.

Kurt betont dagegen ausschließlich 
den integrativen Charakter. Der Fehler 
liegt aber in der Absolutheit dieser Sicht-
weise. Letztendlich wirft der Beitrag 
die Frage auf, ob es nach Meinung des 
Autors außerhalb der KP überhaupt eine 
nicht-integrative politische Bewegung 
geben kann.

… und ihre Widersprüchlich-
keit

Es reichte jedoch schon damals, zur 
Hochphase des Hypes nicht, #aufstehen 
ausschließlich anhand des Gründungs-

Jann Meier

Anmerkungen zur Debatte um die 
Einschätzung der Bewegung #aufstehen
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aufrufs zu beurteilen. Die Online-Un-
terstützung von vielen Zehntausenden 
mag ein Indiz für in der Bevölkerung 
vorhandene Zustimmung zu einer echten 
Opposition gewesen sein, eine wirkliche 
Bewegung war das jedoch noch nicht 
und ist es auch bis heute kaum geworden 
- über die Gründe dafür mögen sich ande-
re an anderer Stelle auslassen. So richtig 
Thomas, Johannes und Seta die demokra-
tische Tendenz der Bewegung beschrie-
ben haben, so wenig scheinen sie aber die 
gleichzeitigen sozialliberalen Integrati-
onstendenzen gesehen zu haben, die, da-
rin ist Kurt zuzustimmen, durchaus ange-
legt waren und bis heute noch sind. Schon 
die damalige Besetzung der Führung und 
die Veröffentlichung der Präambel eines 
„Regierungsprogramms“ machten deut-
lich: Hier wird ganz massiv an der Per-
spektive einer rot-rot-grünen Bundesre-
gierung gearbeitet. Und auch seit wann 
die „klassische“ Sozialdemokratie „die 
nicht-monopolistischen Schichten für 
ihre Interessen und gegen das Monopol-
kapital“ mobilisiere, bleibt ein Geheimnis 
der Genossin und der Genossen. 

Hier werden auf gefährliche Art und 
Weise „Schein und Sein“ verwechselt 
und zwar an einem zentralen Punkt, an 
dem sich zeigt, ob es sich um Integration 
- klassischerweise durch die soziallibe-
rale Sozialdemokratie - handelt oder eben 
nicht. Und genau hier bleibt die Position 
von Sahra Wagenknecht ambivalent. Ihr 
politisches Programm ist das illusorische 
„Zurück“ in den sozialdemokratischen 
Wohlfahrtsstaat, wenn auch mit richtigen, 
potentiell antimonopolistischen Reform-
forderungen. Offen bleibt dabei aber der 
Weg: Regierungsbeteiligung oder Klas-
senkampf? 

Vieles deutet bei ihr - und damit auch 
von Anfang an bei #aufstehen - auf Erste-
res hin: Wagenknecht propagierte schon 
lange eher eine (paternalistische, stellver-
treterische) „vernünftige Politik für die 
einkommensschwachen Schichten“ statt 
einer Politik der „einkommensschwa-
chen Schichten“ für sich selbst (vulgo: 
Klassenkampf). Das wird noch verstärkt 
dadurch, dass sowohl Wagenknecht als 
auch #aufstehen fast jeglicher Bezug zu 
den betrieblichen Auseinandersetzungen 
fehlt. 

Auch die tendenziell richtige Linie 
für den antifaschistischen Kampf, wie sie 
Thomas, Johannes und Seta für #aufste-
hen erkennen, gibt es bei Wagenknecht 
nicht. Während #aufstehen die Migrati-
onsdebatte wohltuend auf die soziale Fra-
ge zurückführt, entgleiste Wagenknecht 
ihrerseits immer wieder:

„Neben der unkontrollierten Grenz- 
öffnung ist da die kaputtgesparte Polizei, 
die weder personell noch technisch so 
ausgestattet ist, wie es der Gefahrenlage 
angemessen ist“.

„dass über eine gewisse Zeit eine 
Grenzsituation zugelassen wurde, wo 
wir noch nicht mal wussten, wer ins Land 
kommt. Natürlich ist das ein Problem. 
Die Zahl der Gefährder hat sich in der 
Zeit mehr als verdoppelt. Das muss man 
einfach zur Kenntnis nehmen. Das sind 
die Zahlen des Innenministeriums.“[5]

Sowas sind eben keine „taktisch 
klugen“ Versuche, der AfD ihre Anhänger 
abspenstig zu machen und auch keine in-
ternationalistischen Positionen, sondern 
gerade ein Abgehen von der wirksamen 
antifaschistischen Strategie wie sie oben 
beschrieben wurde. Man kann schlechte 
Arbeitsbedingungen von Polizisten the-
matisieren oder die (meist nur gefühlte) 
Zunahme von Straftaten. Diese Themen 
nicht den Faschisten zu überlassen, wäre 
klug. Wagenknecht drückt aber etwas 
anderes aus: Sie rückt die eine (von den 
Rechten erfundene) unkontrollierte Gren-
zöffnung in einen Zusammenhang mit ei-
ner nicht näher beschriebenen Gefahren-
lage, der gegenüber die Polizei dann als 
hilflos erscheint – es geht hier also nicht 
um bessere Arbeitsbedingungen von Po-
lizisten. Das gleiche Schema im zweiten 
Zitat: Die mit den neuen Polizeigesetzen 
neu eingeführte Kategorie „Gefährder“, 
die selbst mit bürgerlich-demokratischen 
Rechtsvorstellungen kaum vereinbar ist, 
u.a. weil sie keine klare Rechtsgrund-
lage hat und es daher im Ermessen von 
Polizei und Geheimdiensten liegt, wer 
Gefährder ist und damit auch wie viele 
(!) es davon gibt und deren Anstieg daher 
nichts aussagt – gerade diese Kategorie 
rückt Wagenknecht in den Kontext einer 
vermeintlich unkontrollierten Migration. 
Das ist „Wasser auf die Mühlen“ anstelle 
eines „Wasser-Abgrabens“. 

Es gibt einen Unterschied zwischen 
der richtigen Feststellung, dass der brain 
drain durch die Flucht von Fachkräften 
den Herkunftsländern natürlich schadet 
und der falschen Schlussfolgerung, dass 
deswegen die Kritik an der Migration 
etwas Fortschrittliches sei. Das ist sie 
nur, wenn sie immer mit der Benennung 
des Imperialismus als Fluchtursache ein-
hergeht – ohne dies ist sie reaktionär. So 
wird aus der Kritik der Migration schnell 
die Kritik am Migranten. 

Wir hatten in der DKP stattdessen 
mal die richtige Losung „Unsere Will-
kommenskultur – gemeinsam kämpfen“ 
aufgestellt. Genau darauf hatte zumin-

dest Wagenknecht nicht orientiert. Sie 
setzte stattdessen auf die Spaltung der 
Klasse, in der trügerischen Hoffnung, 
dass die richtig erkannte und ernst ge-
nommene Verschärfung der Konkurrenz 
auf dem Arbeitsmarkt, bei KiTas, Sozi-
alleistungen etc. mit einer (vom bürger-
lichen Staat organisierten) Begrenzung 
der Arbeitsmigration beizukommen sei. 
Das ist eben nicht „zusammen kämpfen“, 
und sei es auch nur für unmittelbare Re-
formforderungen, sondern die Bitte um 
Stellvertretung durch einen klassenneu-
tral vorgestellten Staat.

Unsere Aufgaben

Kurt stellt gegen Ende seines Beitrags 
richtig fest: „Es geht den allermeisten si-
cher aufrichtig um Frieden und sozialen 
Fortschritt. Aber wenn sie nicht lernen zu 
kämpfen, wenn sie nicht lernen, sich zu 
organisieren und auch weltanschaulich 
den Gegner zu erkennen, werden sie kei-
ne Instrumente erhalten, sich ein besse-
res Leben zu erkämpfen. Das alles kann 
nur die kommunistische Partei in den 
Kämpfen vermitteln.“ Denn Integration 
oder kämpferische Orientierung schlie-
ßen sich zwar in ihrer reinen, abstrakten 
Form aus, praktisch existieren sie jedoch 
miteinander – als widersprüchliche be-
wusstseinsmäßige Verarbeitung der An-
griffe des Kapitals. Das trifft auch auf die 
Bewegung #aufstehen zu (bzw. auf das, 
was von ihr übrig geblieben ist). Unsere 
Aufgabe wäre es gewesen, der Linie der 
„kämpferischen Orientierung“ zur Hege-
monie zu verhelfen. Das wäre dann viel-
leicht ein Schritt in Richtung kommunis-
tischer Partei als eigenständiger Faktor. 
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Eine der Fragen, die zuletzt die kom-
munistischen Gemüter berührt hatte, war 
die nach dem Hauptfeind[1]. Ich glaube, 
dass ein großes Missverständnis in der 
Debatte aus der Verwechslung der Haupt-
feindfrage, die eine Frage des Friedens-
kampfes ist, mit der nationalen Phase des 
Klassenkampfes resultiert, wie sie Marx 
und Engels im Kommunistischen Mani-
fest beschrieben haben, dass also, „der 
Form nach der Klassenkampf des Prole-
tariats gegen die Bourgeoisie zunächst ein 
nationaler“ sei [2]. Ich denke, die Erkennt-
nis, dass der Klassenkampf der deutschen 
Arbeiterklasse zunächst auf nationalem 
Terrain geführt und gegen die deutsche 
Monopolbourgeoisie und ihren Staat 
gerichtet sein muss, dürfte in unseren 
Kreisen unbestritten sein. Es handelt 
sich hierbei um ein abstrakt-allgemeines 
Prinzip des Klassenkampfes. Dass es 
sich aber bei der Hauptfeind-Kategorie 
nicht ebenso um einen abstrakt-allgemei-
nen theoretischen Begriff handelt, son-
dern um eine Art „aktual-empirische“ 
Kategorie der konkreten Analyse einer 
konkreten Situation, scheint mit weniger 
gesetzt zu sein. Darauf möchte ich im fol-
genden eingehen [3].

Liebknechts „Hauptfeind im 
eigenen Land“...

Als Liebknecht während des Ersten 
Weltkriegs sein berühmtes Flugblatt 
verfasste, befanden sich er und seine 
Zeitgenossen in einem zwischenimpe-
rialistischen Krieg, in dem alle Kriegs-
parteien gleichermaßen aufrüsteten und 
gegeneinander um ihren Anteil bei der 
Neuaufteilung der Welt rangen. Zwar wa-
ren der deutsche und der österreichische 
Imperialismus die “Hauptschuldigen 
am Kriegsausbruch”, wie Liebknecht 
schrieb, aber dieser war wiederum le-
diglich “das Signal für die Neuverteilung 
der Welt und rief mit Notwendigkeit alle 
kapitalistischen Raubstaaten auf den 
Plan” [4]. Die Beziehungen der imperia-
listischen Großmächte waren hier durch 
Konkurrenz und Eskalation dominiert. 
Das Prinzip der Konkurrenz war also das 
bestimmende Moment in der Dialektik 
der imperialistischen Beziehungen und 
nicht das Prinzip der Kooperation, wie 
es heute momentan der Fall ist.

Thomas Lurchi

Nochmal zum Hauptfeind:  
Eine Frage der Handlungsfähig 

Und weil die deutsche Regierung da-
mals, 1915 den Kriegseintritt Italiens in-
strumentalisieren wollte, um mit anti-ita-
lienischer Hetze das eigene, kriegsmüde 
Volk zu mobilisieren, machte Liebknecht 
darauf aufmerksam, dass aber die deut-
sche Regierung genauso Schuld an die-
sem Krieg war, wie die Italiener und die 
anderen imperialistischen Mächte. Es 
gab also nicht den einen Haupt-, sondern 
viele verschiedene Kriegstreiber. 

In dieser konkreten Situation betonte 
Liebknecht daher, dass der „Hauptfeind 
eines jeden Volkes“ im eigenen Land ste-
he. Die Frage nach dem Hauptfeind stellte 
sich also überhaupt nur, weil es eben kei-
nen alleinigen Hauptkriegstreiber gab. 
So rief Liebknecht dazu auf, den „Feind 
im eigenen Lande zu bekämpfen [...] zu-
sammenwirkend mit dem Proletariat der 
anderen Länder, dessen Kampf gegen 
seine heimischen Imperialisten geht“.

Wir können von Liebknecht demnach 
folgendes lernen: Er hatte die Kategorie 
des Hauptfeindes damals als eine histo-
risch-konkrete verwendet: Er fragte in 
der Situation der kriegerischen Eskalati-
on der zwischenimperialistischen Bezie-
hungen danach, wer in dieser Situation 
der Hauptfeind des deutschen Volkes 
sei. Diese Frage stellte sich überhaupt 
nur, weil die Frage nach einem alleinigen 
Hauptkriegstreiber obsolet war.

… und unsere historisch-kon-
krete Situation

Heute ist es jedoch genau anders-
herum: Wir befinden uns gegenwärtig 
nicht, wie Liebknecht damals, in einer 
Situation, die maßgeblich durch zwische-
nimperialistische Konkurrenz und poli-
tisch-militärische Eskalation zwischen 
den imperialistischen Staaten geprägt 
ist. Unsere gegenwärtige Situation ist 
durch Kooperation der imperialistischen 
Staaten und deren gemeinsamen Kampf 
gegen China und Russland geprägt. Da-
her stellt sich die Frage nach dem Haupt-
feind im Liebknecht’schen Sinne im 
Moment nicht. Sie zielt, wie damals im 
Ersten Weltkrieg, eben auf die Identifi-
zierung des Gegners, in einer Situation, 
in der zwischenimperialistische Kon-
flikte eskalieren und die Arbeiterklasse 
gegen einen anderen imperialistischen 

Gegner der eigenen imperialistischen 
Bourgeoisie mobilisiert werden soll. Die 
deutsche Bourgeoisie hat aber momentan 
alles andere als ein Interesse daran, die 
eigene Arbeiterklasse gegen die Kriegs- 
und Aufrüstungspolitik des US-Imperia-
lismus aufzuhetzen. Ganz im Gegenteil 
ist ihr zur Durchsetzung ihrer eigenen 
Interessen sehr daran gelegen, dass die 
USA ihrer Rolle als „Weltpolizist“ nach-
kommen.

In dieser Situation nach dem “Haupt-
feind im eigenen Land” zu fragen, ver-
kennt nicht nur die historisch konkrete 
Situation, in der wir uns befinden, son-
dern läuft vor allem Gefahr, von der 
Hauptaufgabe, die aus der Analyse eben 
dieser historisch konkreten Situation re-
sultiert abzulenken: nämlich von der Mo-
bilisierung gegen den Hauptkriegstreiber 
US-Imperialismus und seiner Einkrei-
sung und Bedrohung Russlands und Chi-
nas im Rahmen der NATO-Kooperation; 
gleichzeitig gegen die sozial- und in-
nenpolitischen, aber auch ideologischen 
Folgewirkungen, die sich daraus für die 
Arbeiterklasse in Deutschland ergeben - 
z.B. im Zusammenhang mit der Aufsto-
ckung des Militärhaushaltes im Zuge der 
Erfüllung des 2%-Ziels der NATO.

In dieser Situation stattdessen die 
Hauptfeindfrage in den Vordergrund zu 
rücken, würde uns hingegen zu einer 
falschen Analyse der konkreten Situati-
on führen, nämlich ausgehend vom Pa-
radigma einer dominierenden zwische-
nimperialistischen Konkurrenz, mit der 
Tendenz zur baldigen Eskalation. Dies 
wiederum wäre eine falsche Ausgangsla-
ge für die Entwicklung unserer Strategie 
und würde damit unsere Handlungsfä-
higkeit als Kommunistische Partei oder 
als Friedensbewegung blockieren.

Aus den Fehlern der Vergangen-
heit lernen

Was die Konsequenzen solcher stra-
tegischer Fehlentwicklungen sind, lässt 
sich anhand vergangener Fehler ver-
anschaulichen. Sie vermitteln uns einen 
Eindruck davon, wie eine Verzerrung der 
Analyse der konkreten Situation durch das 
Hauptfeind-Paradigma einer Stärkung der 
kommunistischen Bewegung und Orientie-
rung der Friedensbewegung im Wege steht.
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Zwei solcher Fehler möchte ich beispiel-
haft kurz in Erinnerung rufen: Erstens, das 
Versäumnis, bereits während des Beginns 
der Ukraine-Krise, uns und die Friedens-
bewegung nicht konsequent und eindeutig, 
an vorderster Front auf der richtigen Seite, 
nämlich der Rußlands positioniert zu haben 
[5], sodass wir hier das massive Unbehagen 
der Massen viel zu lange kampflos der De-
magogie von rechts überlassen haben. Die-
ser politische Fehler hat entscheidend mit 
dazu beigetragen, die AfD stark und zu 
einem einflussreichen politischen Faktor 
im Klassenkampf werden zu lassen. Dieser 
Fehler fällt den demokratischen Kräften in 
unserem Land bis heute vor die Füße. 

Ohne eine Desorientierung durch die 
Hauptfeindfrage und mit einer klaren Ori-
entierung gegen den Hauptkriegstreiber 
sowie der daraus abgeleiteten exakten Ein-
ordnung der Rolle und Bedeutung Russ-

lands innerhalb des imperialistischen Welt-
systems, hätten wir zumindest die Chance 
gehabt, diesen Fehler zu verhindern. Statt-
dessen haben wir aber mit dazu beigetra-
gen, dass die Dynamik im Massenbewusst-
sein nicht zu einer Stärkung der Friedens-
kräfte in unserem Land, sondern sogar zu 
deren Spaltung geführt hat, nämlich durch 
die Erscheinung einer „neuen Friedensbe-
wegung“ (Montagsmahnwachen, Friedens-
winter), die wir - und dies ist der zweite 
große Fehler - dann zu allem Überfluss 
auch noch sektiererisch bekämpft haben [6]. 
Auch damit haben wir unfreiwillig die AfD 
gestärkt.

Auch dieser zweite große Fehler wäre 
uns mit der richtigen Orientierung er-
spart geblieben. Wir wären dann besser 
gewappnet gewesen, gegen die massiven 
Spaltungs- und Denunziationsversuche der 
Friedensbewegung - und damit meine ich 
insbesondere die „Antiamerikanismus“ 
bzw. „Antisemitismus“-Keule der libe-
ralen, aber auch der ultraradikalen Linken 
(Stichwort: Querfront). Es ist kein Zufall, 
dass sich letztere dabei massiv der mystifi-
zierenden Hauptfeindfeind-Phrase bedient 
haben und damit insbesondere in unseren 

Reihen verfangen konnten. 

Mehr Dialektik wagen

Aus diesen Fehlern zu lernen, hieße: 
ohne wenn und aber anzuerkennen, dass 
unsere konkrete historische Situation durch 
eine Zusammenarbeit des westlichen Impe-
rialismus im Rahmen der NATO bestimmt 
ist, die einer gemeinsamen strategischen 
Stoßrichtung dient: gegen Russland und 
gegen China. Die Losung vom „Hauptfeind 
im eigenen Land“ lenkt im Friedenskampf 
davon ab, dass nicht der deutsche Imperi-
alismus, sondern der US-Imperialismus 
der Hauptaggressor ist. Von ihm geht die 
Hauptgefahr für den Frieden aus. Er ist 
der Hauptkriegstreiber und ihm muss der 
Hauptschlag der Friedensbewegung gelten. 
Daraus folgt als Hauptaufgabe der deut-
schen Friedensbewegung und der Kom-
munisten, unseren eigenen Imperialismus 
daran zu hindern, die Aufrüstung und 
Kriegspolitik des US-Imperialismus im 
Rahmen der NATO weiter zu unterstützen. 
Das ist der Schlag, den wir als Friedensbe-
wegung in Deutschland der US-geführten 
NATO verpassen müssen. Und das ist das 
strategische Ziel, das hinter der Initiative 
gegen Defender 2020 steckt, hinter dem 
Kampf gegen die US-Militärstützpunkte in 
Deutschland und auch hinter dem Wider-
stand gegen die Umsetzung des 2%-Ziels. 

Wer dennoch weiter den „Hauptfeind 
im eigenen Land“ in den Vordergrund 
seiner Friedensagitation stellt, muss sich 
den Vorwurf gefallen lassen, bestenfalls: 
die politische Folklore höher zu hängen, 
als die gegenwärtigen Probleme des Klas-
senkampfs, schlimmstenfalls jedoch: den 
Friedenskampf bewusst zu desorientieren 
und zu demontieren, indem er die Einheit 
der Friedensbewegung gegen Defender 
2020, gegen die US-Militärstützpunkte und 
schließlich für die Solidarität mit dem rus-
sischen und dem chinesischen Volke unter-
miniert. Wer hingegen mit ausdrücklicher 
Referenz zu Liebknecht von einem Haupt-
feind USA redet, liegt zwar inhaltlich nicht 
wirklich verkehrt, nimmt aber bewusst 
eine unnötige Provokation in Kauf. Unse-
re Zeit ist keine Hauptfeind-Zeit im Lieb-
knecht‘schen Sinne. Für uns stellt sich die 
Frage, wie und womit wir den deutschen 
Imperialismus daran hindern können, 
die den gemeinsamen Interessen entspre-
chende aggressive Strategie der NATO ge-
gen Russland und China und unter Führung 
des US-Imperialismus umzusetzen. 

Aus dieser Perspektive, und nicht aus 
der Perspektive des Hauptfeindes im eige-
nen Land, müssen wir daher auch unsere 
Kritik am Aufbau der EU-Armee oder an 

der Hochrüstung der Bundeswehr formu-
lieren: weil es Schritte sind, mit denen der 
deutsche Imperialismus zur Realisierung 
und Radikalisierung des gegenwärtigen 
Kriegskurses der NATO, unter der Führung 
des US-Imperialismus beiträgt.

Damit ist überhaupt nicht gesagt, dass 
sich die Situation nicht auch wieder än-
dern könnte und wir wieder in eine Lieb-
knecht‘sche Konstellation hineinschlittern 
könnten, in der die imperialistischen Bezie-
hungen wieder untereinander eskalieren. 
Nur sieht es im Moment eher nicht danach 
aus [7]. Es ist also nicht die konkrete Situati-
on, in der wir uns jetzt befinden und in der 
wir jetzt Handlungsfähigkeit entwickeln 
müssen. Es ist also nichts, was unsere ak-
tuelle Strategie bestimmen kann. Als histo-
rische und dialektische Materialisten müs-
sen wir unsere Strategie aus der konkreten 
Analyse der Weltläufte entwickeln - und 
nicht aus einer Spekulation über mögliche 
zukünftige Entwicklungen, denn das wäre 
idealistisch. Wir dürfen nicht eine Konstel-
lation die (noch) nicht wirkmächtig ist, zur 
Grundlage für eine Strategie machen, die 
jetzt Wirkmächtigkeit entfalten muss [8]. 
Diese Flexibilität müssen wir als Dialek-
tikerinnen und Dialektiker in der Praxis 
haben, sonst werden wir handlungsunfähig 
und stehen uns selbst im Weg! [9]
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Mit ihrem Aufsatz Die Gefahr eines 
Weltkrieges wächst! Breite Antikriegsbe-
wegung tut not! setzen Inge und Harald 
Humburg eine Diskussion fort, die auch 
in T&P , zögerlich zwar und lückenhaft, 
aber immerhin geführt wird. 

Die beiden, im Folgenden H&H, wis-
sen, dass Antikriegsbewegung hierzulande 
gar nicht so recht stattfindet. Dabei, so ihre 
Aussage, drohe nichts weniger als die Ge-
fahr eines neuen Weltkrieges. Dies hervor-
gerufen durch die Konkurrenz des ökono-
misch und politisch im Abstieg begriffenen 
führenden Hauptkriegstreiber USA und 
seinem wichtigsten Widersacher, der VR 
China. Also bedürfe es einer angemessenen 
Antwort von eben solcher Antikriegsbewe-
gung. 

H&H versehen ihre Analyse mit einem 
Katalog von Zielsetzungen aktiver Frie-
denspolitik (Austritt aus der NATO, strikte 
Neutralität, etc.) und resümieren dann am 
Ende: „...müssen wir der deutschen Bour-
geoisie jeden der notwendigen Schritte in 
Richtung Frieden und zur Verteidigung un-
serer Lebensinteressen abringen.“  Dieser 
Anspruch ist korrekt formuliert, seine Aus-
arbeitung aber in ihrem Text erweist sich 
als nicht zu Ende gedacht.

Antikriegsbewegung braucht 
eine angemessene Leitlinie 

Eine Friedensinitiative wie z.B. Ab-
rüsten statt Aufrüsten zielt mit eher be-
schränktem Blick lediglich nach Innen und 
im Resultat zu kurz : Fast das Doppelte fürs 
Militär, was könnte dafür wohl alles für so-
ziale Projekte getan werden! Gleichzeitig 
ist diese und sind andere Antikriegs-Kam-
pagnen vor allem wegen ihrer Äquidistanz-
haltung gegenüber allen imperialistischen 
Staaten auf der einen und Russland bzw. 
China auf der anderen Seite politisch nur 
sehr begrenzt wirksam. Sie verstellen den 
Blick auf das Wesentliche, wenn sie alles 
zu einem einzigen reaktionären Brei ver-
rühren. 

Sind denn etwa die herrschenden im-
perialistischen Klassen, sagen wir beispiel-
haft, der Benelux-Staaten, diejenigen, von 
denen Kriegefahr ausgeht? Wenn dem aber 
nicht so ist, welche Schlüsse müssen daraus 
gezogen werden? Wem nützt es, wenn z.B. 
die DFG-VK in diesem Sommer bei Stra-

ßenaktionen Trump und Putin parodierend 
einander zuprosten läßt, ohne zu berück-
sichtigen, wer hier Hammer und wer Am-
boß ist? Nicht die Russische Föderation steht 
vor den Grenzen der USA, sondern umge-
kehrt, die USA als führendes NATO-Land 
steht mit den anderen NATO-Mächten sehr 
aggressiv und mit geballter Militärmacht 
an der Westgrenze Russlands.

Von den politischen Repräsentanten 
der Bundesrepublik müßte all das gefordert 
werden, was Verbesserung der Handels- 
und Kulturbeziehungen speziell zur VR 
China und der Russischen Föderation un-
terstützt. Und zwar in einer Weise, die sich 
eben nicht den US-Sanktionen unterwirft. 
Diese Sanktionspolitik der USA breitet sich 
in der internationalen Sphäre galoppierend 
aus und mündet durchaus konsequent z.B. 
in der US-Forderung nach einem Anteil in 
Höhe von 2% des BIP an den Staatsausga-
ben der NATO-Staaten in Hinblick auf de-
ren Rüstungshaushalt. 

Die Friedensbewegung kann diese 
Verhältnisse nicht vor allem dadurch zum 
Tanzen bringen, dass sie von den bürger-
lichen Regierungen verlangt. statt bei 2% 
dann nur bei, sagen wir, 1,6% stehen zu 
bleiben, sondern vor allem dadurch, dass 
der Sanktionspolitik gegenüber Russland 
und China nicht Folge geleistet und eben 
globale Multipolarität gefördert wird. Dies 
wäre dann politisch genau jene Qualität, die 
eine wirksame Friedensbewegung sehr gut 
gebrauchen könnte. 

Erinnert sei in diesem Zusammenhang 
an den großen Schub nationaler Befreiungs- 

und Unabhängigkeitsbewegungen, der in 
den 1960er bis 1980er Jahren zu verzeich-
nen war. Egal, wie man zur damaligen So-
wjetunion oder zur VR China stand, letzt-
genannte waren allein kraft ihrer Existenz 
eine Konkurrenz zu USA und Westeuropa 
und andere junge Staaten konnten das für 
ihre Entwicklung nutzen.         

Ebenso ist der „offiziellen“ Politik der 
Bundesrepublik vorzuwerfen, dass sie sich, 
wie es derzeit der Fall ist, an konfrontativen 

Versuchen von NATO und EU zu militä-
rischer und wirtschaftlicher Einkreisung 
Russlands und Chinas beteiligt. Es reicht 
nicht, bloß ein Ende der Sanktionspolitik 
von USA und EU zu fordern. Positiv ge-
wendet: „Frieden mit Russland“ und „Frie-
den mit China“ müßten dabei mindestens 
für KommunistInnen die geradezu obliga-
torische Leitlinie abgeben. Für diese Leit-
linie gibt es in der Bevölkerung nachweis-
bar einen großen Vorrat an Verständnis 
und Billigung – übrigens bis hinein in das 
Lager der deutschen Monopolbourgeoisie, 
wiewohl dort natürlich mit ganz eigenen 
Motiven.

Leider ist von einer solch klaren Ak-
zentuierung bei H&H nicht die Rede. 
Auch wenn man den Ansatz von H&H, 
den Friedenskampf in Deutschland auf der 
Basis einer materialistischen Analyse zu 
entwicklen, positiv würdigen muss, bleibt 
ihre Analyse dennoch schematisch. So ver-
bleiben sie mit ihrem Forderungskatalog  in 
den Denkmustern der  Friedensbewegung 
der 1980er Jahre befangen und grenzen 
sich nicht deutlich von einer falschen aber 
gleichwohl weit verbreiteten Äquidistanz-
haltung ab.  

Aus der Geschichte der kommu-
nistischen Weltbewegung lernen 

H&H wissen, dass KommunistInnen 
mindestens auf zwei herausragende Quel-
len von Imperialismusanalyse zurückgrei-
fen können: Lenins Schrift Imperialismus 
als höchstes Stadium des Kapitalismus 
(1916) zum einen und die Dokumente des 
7.Weltkongresses der Komintern (1935) auf 
der anderen Seite. 

Auf den ersten imperialistischen Welt-
krieg folgte die Oktoberrevolution, auf den 
zweiten folgte die Bildung eines breiten 
sozialistischen Lagers und die VR China 
startete ihre Erfolgsgeschichte als zweiter 

großer sozialistischer Staat. In beiden Fal-
len gab es in der Folge auch eine „Diversifi-
zierung“ imperialistischer Macht, eine Rei-
he neuer Nationalstaaten mit eigenen mate-
riellen und ideellen Interessenslagen sowie 
neue imperialistische Machtgruppen. Es 
gab und gibt imperialistische Staaten mit 
sehr aggressiven Monopolbourgeoisien 
und solche, die - aus historisch erklärbaren 
Gründen - deutlich weniger aggressiv wa-
ren und sind. Genau so, wie Lenin in der zi-

Frank Braun

Diskussionswürdig,  
aber nicht zu Ende gedacht
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tierten Schrift bereits von ungleichmäßiger 
Entwicklung sprach und daraus auch im po-
litischen Handeln Konsequenzen ableitete.

Lenin, und noch mehr die anderen füh-
renden KommunistInnen nach der Okto-
berrevolution, mussten mit dem Umstand 
fertig werden, dass ein einziges Anrennen 
gegen die imperialistischen Mächte nicht 
den globalen Sozialismus herbeiführen 
kann. Sie mußten sich den Kopf darüber 
zerbrechen, wie die vielfältigen innerimpe-
rialistischen Widersprüche zu nutzen sind, 
wie internationale Bündnispolitik gestaltet 
werden kann. Lernten sie es nicht, waren 
sie dazu verdammt, zuzulassen, dass die 
soziale Revolution in den Ländern, die aus 
dem imperialistischen Weltsystem ausge-
brochen waren, unter dem Druck der in-
ternational agierenden  Kapitalistenklasse 
ersticken würde. Sie mussten und müssen 
es lernen, egal, ob es sich dabei um Kom-
munistInnen an der Macht oder solche in 
der legalen oder illegalen Opposition, ob 
es sich um VertreterInnen von Massenpar-
teien oder nur von kleinen und kleinsten 
Kollektiven handelt.

KommunistInnen müssen in der Anti-
kriegsbewegung für eine politische Hege-
monie, für die politischen Interessen der 
Arbeiterklasse eintreten, damit, sollte es 
erneut zum Krieg kommen, die herrschen-
den Klassen der imperialistischen Kriegs-
mächte um ihre Macht fürchten müssen

In diesem Zusammenhang sei daran er-
innert, dass es sich auch bezüglich der öko-
nomischen Verteilungskämpfe unter dem 
Motto „Klasse gegen Klasse“ als jeweils 
vorteilhaft herausstellt, wenn klar ist, wel-
che Sanktionspolitik da im Hintergrund, 
sozusagen als zusätzlicher als Kostgänger, 
die Verteilungsmasse wegbeißt. Hätten wir 
gerade in den baltischen Staaten, in Polen 
und in der Ukraine fähige Organisationen 
der Arbeiterklasse, so wären diese gut bera-
ten, wenn sie darauf hinweisen würden, daß 
z.B. die Energiekosten dort deswegen sehr 
hoch liegen, weil das US-Sanktionsregime 
diesen Staaten das eigene teuere Flüssig-
gas auflastet und die traditionellen Han-
delsbeziehungen zu Russland vollständig 
unterminiert hat. Es bleibt abzuwarten, ob 
nicht die Entwickung um North Stream 2, 
wo die US-Regierung eine Pressionspolitik 
mithilfe von Sanktionen versucht, ähnliche 
Resutate zeitigen wird. 

Wer also von einer realen Weltkriegs-
gefahr ausgeht, muss alle Mittel und Wege 
nennen, die diese Gefahr bannen können. 
H&H nennen diese Mittel und Wege nicht, 
v.a. nicht im Klartext. Klar ist aber schon 
jetzt, dass eine Friedensbewegung schei-
tern wird, die auf eine Leitlinie wie „Frie-
den mit Russland und China“ verzichtet.

Konkurrenz USA vs. China ist 
unausweichlich, aber „It takes 
two to tango...“ 

H&H wollen im Widerspruch zwischen 
den USA und der VR China jenen Wider-
spruch entdeckt haben, der zu einem neuen 
Weltkrieg führen wird. Dabei führen sie im 
Wesentlichen Fakten aus der ökonomischen 
Sphäre an (BIP, Kapitalexportmargen, 
Handelsbilanz und -hegemonie,  Dominanz 
in Sachen internationaler Handelswege). 
Sie fragen nicht nach anderen möglichen 
Verlaufsformen sich zuspitzender Erschei-
nungen einer globalen kapitalistischen 
Krise. Sie fragen auch nicht danach, ob die 
Volksmassen in China weltkriegerische At-
tacken überhaupt mitmachen würden und 
auch nicht danach, ob die führende Partei 
in der Volksrepublik, die KPCh, so einen 
Weg überhaupt gehen würde. Ich glaube, 
ohne eine hinreichende Antwort auf diese 
Aspekte, kann eine Feststellung wie die von 
H&H, nach der Unausweichlichkeit eines 
Krieges zwischen den beiden Mächten, 
nicht überzeugen.

 Einmal davon abgesehen, dass es 
sich bei der VR China in meinen Augen 
um einen sozialistischen Staat mit einer 
starken und aktiven KP an der Spitze han-
delt -  natürlich auch bekämpft und freilich 
auch durchsetzt von VertreterInnen der 
bürgerlichen Klasse- und auch abgesehen 
davon, dass diese Art Regierung einen An-
griffs- oder Vernichtungskrieg gegen einen 
äußeren Feind kraft internen Widerstands, 
mindestens aber kraft interner Verwei-
gerung wohl kaum überleben würde: Die 
Chinesen tun auch jetzt schon eine ganze 
Menge in ihren Außenbeziehungen, was 
kolonialen oder spätkolonialen Traditions-
linien klassischer imperialistischer Mächte 
wie den USA nicht entspricht. Das gesamte 
Konzept der Neuen Seidenstrasse etwa lebt 
von der Einbindung lokaler Ökonomien in 
ein langfristiges suprakontinentales Ge-
samtprojekt. Dort engagierte lokale Öko-
nomien machen mit, weil sie in Sachen In-
vestitionen und Revenue gute Chancen für 
die eigene Entwicklung erwarten können, 
weil sie im Fall eigener Probleme, z.B. mit 
krisenhaft sinkender Inlandsnachfrage. in 
einem größeren Handels- und Absatzmarkt 
dennoch Chancen auf  Fortbestehen haben 
können.

Was die Russische Föderation betrifft, 
so liegen dort die Dinge etwas anders, 
denn das gesamte russische Staatswesen 
und natürlich dessen ökonomische Basis 
ist tatsächlich in einer imperialistischen 
Entwicklung begriffen. In jedem Fall wäre 
es aber falsch anzunehmen, dass Russland 
derzeit nach Weltherrschaft streben könnte.  

Das kann es nicht, denn dafür sind die Fak-
toren der ökonomischen Sphäre speziell 
in puncto Kapitalexport viel zu schwach 
entwickelt. Die Ära Jelzin, in der reichlich 
Tafelsilber an eine Vielzahl neoliberaler 
Oligarchen verscherbelt wurde und wo 
die staatliche Einheit stark in Frage stand, 
wurde ja gerade dieser Tage überhaupt erst 
überwunden. Und dann musste Russland 
auch noch große Anstrengungen unterneh-
men, um nicht angesichts von  Attacken 
des globalen Imperialismus (Zentralasien, 
Georgien, Ukraine) vollends zerrieben zu 
werden. 

Aber trotz dieser Attacken läßt sich 
keine aggressive imperialistische Attitude 
der russischen Föderation herauslesen. Im 
Gegenteil, Russland nützt denjenigen, die 
ihre nationale Unabhängigkeit verteidigen 
müssen, nützt den bedrängten Völkern und 
Nationen derzeit deutlich mehr, als sein 
vormaliger Weg der 1990er Jahre in ein Oli-
garchenregime mit etwas Sozialstaatstün-
che zunächst erwarten ließ. Putin genießt 
in Russland ein hohes Ansehen als patrio-
tische Autorität. Die Russen halten es mit 
großer Mehrheit für richtig, dass und wie 
der NATO/EU-Aggression in Georgien und 
der Ostukraine begegnet wurde und wird. 
Es ist nicht zu erkennen, dass die Putin-Ad-
ministration einen Angriffs- und Vernich-
tungskrieg im politischen Repertoire hat. 
Und selbst wenn dem so wäre, würde sie 
ihn nicht erfolgreich führen können.

Die VR China und die Russische Fö-
deration sind beide nicht Teil des Problems 
Gefährdung des Weltfriedens. Sie unter-
nehmen vielerlei Friedensinitiativen (Sy-
rien, Iran, Venezuela, Westbalkan, Verzicht 
auf atomaren Erstschlag etc.) und gehören 
damit eindeutig zur globalen Antikriegs-
bewegung als ein Teil der Lösung, der Si-
cherung des Weltfriedens. Dass H&H dies 
nicht aussprechen wollen, offenbart wohl 
das Problem vieler KommunistInnen die-
ser Tage: Vor lauter Abwägerei, ob dieses 
oder jenes gerade noch sozialistisch ist oder 
schon nicht mehr ganz oder noch nie war, 
vergisst man zielführend zu handeln. Die 
Analyse von H&H wird so zu einer nicht 
allseitigen, ja, hölzernen und seltsam unpo-
litischen Angelegenheit.

Quellen und Anmerkungen 

Der Autor ist Mitglied im Deut-
schen Freidenker-Verband (DFV) und 
außerdem aktiv in der lokalen Initiative 
‚Frieden mit Russland‘ in Hannover
Der Betrag nimmt Bezug auf einen Arti-
kel „Die Gefahr eines Weltkrieges wächst! 
Breite Antikriegsbewegung tut not!“ von 
Inge und Harald Humburg, der im Novem-
ber 2019 auf blog.unsere-zeit.de erschieden 
ist; http://blog.unsere-zeit.de/?p=2938
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 Michael Bröning, Lob der Nation. 

Warum wir den Nationalstaat nicht den 
Rechtspopulisten überlassen dürfen, Ver-
lag J.H.W.Dietz Nachf. GmbH, 112 Seiten, 
12,90 Euro ISBN 978-3-8012-0528-7 

Ein „Lob der Nation“ - und das von 
einem hochrangigen Mitarbeiter der so-
zialdemokratischen Friedrich- Ebert-
Stiftung (FES)? Das muss einfach neugierig 
machen. Der Autor des Buches, Michael 
Bröning, zeichnet in der FES als Projekt-
verantwortlicher für das Onlinejournal „In-
ternationale Politik und Gesellschaft“ (IPG) 
verantwortlich. In diesem Journal kommen 
immer wieder auch Wissenschaftler und 
Journalisten zu Wort, die vom Mainstream 
der heutigen kulturalistischen Linken nicht 
beachtet, ja von ihr sogar offen angefeindet 
werden, wie etwa Wolfgang Streeck, Nils 
Heisterhagen und Wolfgang Merkel. Raum 
erhalten dort aber auch Politiker wie der 
tschechische Sozialdemokrat Luboš Bla-
ha oder die dänische Ministerpräsidentin 
Mette Frederiksen, um die Flüchtlingspoli-
tik ihrer Länder zu verteidigen. Das Pub-
likationsangebot der IPG ist daher sehr viel 
offener und pluraler als das der Rosa-Lux-
emburg- Stiftung, die der Partei DIE LIN-
KE nahesteht. 

Sein Credo beschreibt Bröning in der 
Einleitung des Buches: „Demokratie be-
darf eines Demos, einer klar definierten 
demokratischen Körperschaft. Historisch 
und theoretisch ist das Ideal der Volk-
sherrschaft untrennbar mit der Entwick-
lung des Nationalstaats in einem klar 
definierten Territorium verbunden. Es ist 
auch genau dieser Rahmen, in dem linke 
Politik geschichtlich angetreten ist, um 
Widerstand und Solidarität gegen die In-
teressen des Kapitals zu organisieren und 
demokratische Mitbestimmung einzu-
fordern.“ (15) Von dieser Position aus be-
handelt der Autor die für ihn entscheidende 
Rolle des Nationalstaats in einem linken 
politischen Konzept, aufgeteilt in drei The-
menblöcke: Migration, Europäische Union 
und Globalisierung. 

Im Abschnitt „Migration. Solidarität 
und Integration“ widerspricht er zunächst 
den in der Linken so verbreiteten fatalis-
tischen Positionen, wonach eine Steuerung 
der Zuwanderung als unmöglich angeseh-
en wird: „Gerade für progressive Kräfte ist 

das verblüffend, denn ausgerechnet diejeni-

gen Akteure, die ansonsten die Steuerung-
smöglichkeiten von Politik legitimerweise 
betonen, verschreiben sich beim Thema 
Migration einer ̔There is no alternative 
̔- Perspektive. Dabei wiederholen die Pro-
gressiven eben die Fehler, die sie beim Ver-
such der Einhegung der Globalisierung und 
im Verhältnis zum Turbo- Kapitalismus des 
21. Jahrhunderts auf anderer Ebene began-
gen haben (...)“ (24) 

Steuerung der Einwanderung bedeu-
tet zugleich aber auch ihre Begrenzung: 
„Schließlich wäre eine Steuerung ohne Be-
grenzung kein Kontroll- sondern lediglich 
ein Informationszugewinn.“ Und ohne 
eine Begrenzung kann es keine erfolgre-
iche gesellschaftliche Integration geben: 
„Unbegrenzte Einwanderung sollte (...) aus 
sehr viel indirekteren, aber gleichzeitig 
strukturell langfristig wirksameren Grün-
den gerade von progressiveren Befürwort-
ern einer sozialstaatlichen Umverteilung 
kritisch gesehen werden: weil dadurch 
nachhaltige gesellschaftliche Solidarität 
unterminiert wird. Doch noch ein zweit-
er Grund sollte fortschrittlichen Kräften 
eine Begrenzung von Einwanderung als 
politisch sinnvoll erscheinen lassen: näm-
lich das ursozialdemokratische Anliegen 
gesellschaftlicher Integration“. (28) 

Darüber, wie eine solche gezielte 
Steuerung, vor allem aber eine Begrenzu-
ng der Migration konkret aussehen könnte, 
macht der Autor jedoch nur vage Andeu-
tungen. Die in diesem Zusammenhang 
oft genannte Obergrenze von maximal 
200.000 Aufzunehmenden wird nicht ang-
esprochen. Verwiesen wird 

vielmehr auf die erfolgreiche Einwan-
derungspolitik Kanadas, die als „Weg des 
Pragmatismus“ (33) beschrieben wird: 
„In Summe hat Kanada eine interessenge-
leitete, stark selektierende Einwanderung-
spolitik etabliert, die gesellschaftlich breite 
Unterstützung erfährt und zahlenmäßig 
einen erstaunlichen Umfang angenommen 
hat.“ (35) Es sei jedoch – nach Bröning - 
zu bezweifeln, ob Kanada als Vorbild für 
Deutschland dienen könnte: „Die anhal-
tende gesellschaftliche Zustimmung zur 
praktizierten Migrationspolitik und zur 
großzügigen humanitären Flüchtlingspoli-
tik wird dabei sicher auch begünstigt durch 

die geografische Lage des Landes, die Mi-

grationsbewegungen per se begrenzt.“ (35) 
In der Tat ist die Situation in Deutschland 
eine andere, denn seine Grenzen lassen sich 
kaum sichern. 

Seine Hoffnung auf die Etablierung ein-
er geregelten Einwanderungspolitik auch 
in Deutschland setzt der Autor auf das bei 
der Abfassung des Manuskripts noch in 
Planung befindliche Zuwanderungsgesetz, 
auf das sich die Regierungskoalition 2018 
im Koalitionsvertrag verständigt hatte. 
Das inzwischen beschlossene und im März 
2020 in Kraft tretende „Fachkräfteeinwan-
derungsgesetz“ dürfte allerdings kaum 
den Erwartungen Brönings entsprechen. 
Es erleichtert lediglich den Zuzug bere-
its qualifizierter Arbeitskräfte, um dem 
von den Unternehmen so laut beklagten 
Fachkräftemangel entgegenzuwirken. Im 
Ergebnis wird die neue Regelung daher vor 
allem den „brain drain“ aus Entwicklung-
sländern verstärken. An der unbefriedi-
genden Situation des ungeregelten Zuzugs 
von Arbeitssuchenden, die als Flüchtlinge 
ins Land kommen, wird es hingegen nichts 
ändern. 

Wie in der Frage der Migration un-
terscheiden sich auch Brönings Aussagen 
zur Europäischen Union deutlich von den 
gängigen pro-europäischen Parolen des 
linken kulturalistischen Milieus. Bröning 
erinnert daran, dass „das real existieren-
de europäische Projekt nicht von Linken, 
sondern von konservativen Kräften aus der 
Taufe gehoben (wurde)“. (46) Dies habe 
weit reichende Konsequenzen, denn „diese 
wirtschaftsliberale DNA (...) ist heute kaum 
noch aus dem europäischen Projekt her-
auszufiltern.“ (46) Und so laute „die ernüch-
ternde Wahrheit, dass zumindest bislang 
Institutionen wie die EU eher als Globalis-
ierungsbeschleuniger und als Vertreter des 
Freihandels in Erscheinung getreten sind 
denn als Korrektoren von Entwicklungen, 
die aus dem Ruder gelaufen scheinen.“ (74) 
In seiner Kritik an der EU beruft sich der 
Autor vor allem auf Artikel und Bücher des 
Sozialwissenschaftlers Fritz W. Scharpf 
und des ehemaligen Richters am Bundes-
verfassungsgericht Dieter Grimm. 

Beklagt wird vom Autor insbesondere 
der undemokratische Charakter der zur 
Euro-Rettung geschaffenen Institutionen, 

Andreas Wehr

Lob der Nation

Rezensionen
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hier vor allem des Europäischen Stabili-
tätsmechanismus (ESM): „Die Margin-
alisierung demokratisch gewählter natio-
naler Parlamente und die Ersetzung eines 
Königrechts (das der Budgetkontrolle, 
A.W.) auf nationaler Ebene ist alles Mögli-
che, aber bestimmt kein Zugewinn an 
demokratischer Kontrolle.“ (54) 

Bröning stellt die Frage, wie stattdes-
sen „eine vernünftige Europäisierung“ 
aussehen könnte. Den Anhängern einer 
„Europäischen Republik“ erteilt er dabei 
eine klare Absage, steht doch eine solche 
Forderung sogar im Widerspruch zu den 
Europäischen Verträgen, in denen das Sub-
sidiaritätsprinzip verankert ist. Er plädiert 
vielmehr für ein „Europa der verschie-
denen Geschwindigkeiten“, eines „flex-
iblen Europas“. (67) Nach ihm „gilt (das) 
nicht zuletzt für eine wirklich strukturelle 
Lösung der anhaltenden Eurokrise. Auch 
hier wäre zu überlegen, ob die ̔trügerische 
Stabilität des Status quo ̔ und das Bestehen 

auf einem ̔One Fits None-Ansatz dauerhaft 
tragfähig sind.“ (67) Plädiert wird für einen 
̔zweistufigen europäischen Wirtschaftsver-
bund ̔, wie ihn Fritz W. Scharpf vorschlägt. 
Die ökonomisch schwächeren Eurostaaten 
erhielten so die Möglichkeit zurück, das 
Mittel der Abwertung einer nationalen 
Währung zum Ausgleich mangelnder 
Konkurrenzfähigkeit einsetzen zu können. 
Ein „solches Europa der unterschiedlichen 
Geschwindigkeiten (würde) auf absehbare 
Zeit nicht in eine europäische Föderation 
münden, wohl aber in eine punktuell en-
gere Zusammenarbeit bei gleichbleibend-
er Souveränität der Mitgliedsstaaten etwa 
unter dem Dach einer europäischen Kon-
föderation.“ (67f.) 

Sein Fazit zur EU lautet daher: „Wer 
heute (...) auf europäischer Ebene mehr 
Demokratie wagen will, kommt an der 
Einsicht nicht vorbei, dass dies nur gelin-
gen kann, wenn auch und gerade progres-
sive Pro-Europäer bereit sind, mehr Nation-
alstaat zu wagen.“ (68) Das aber ist genau 
das Gegenteil der Europapolitik, wie sie seit 
langem die SPD verfolgt. Im Wahlkampf 
zum Europäischen Parlament im Frühjahr 
2019 hat sie sich gerade erst wieder zu ein-
er schnelleren Integration der bestehenden 

EU und ausdrücklich gegen jede Stärkung 
der Nationalstaaten ausgesprochen. 

Auch im dritten Kapitel des Buches, das 
mit „Globale Politik und der Nationalsta-
at“ überschrieben ist, kommt der Autor 
zu Schlussfolgerungen, die im Gegensatz 
zur Politik der SPD stehen: „Schon ein 
oberflächlicher Blick auf aktuelle sich-
erheitspolitische Herausforderungen auf 
globaler Ebene bestätigt die Einschätzu-
ng, dass heute nicht ein Zuviel sondern 
ein Zuwenig an Staatlichkeit das eigentli-
che globale Problem darstellt.“ (77) Die 
„Hauptbedrohungen der Gegenwart (sind) 
nicht mehr A̔ggression, Eroberung und 
das Auslöschen von Staaten ,̔( ...) (es ist) 
vielmehr der Zusammenbruch von Staaten 
.̔“ (79) „Dem Weltfrieden, so die für manch 
einen Beobachter kontraintuitive Erkennt-
nis, ist nicht mit der Überwindung des Na-
tionalstaats, sondern mit seiner Stärkung 
gedient.“ (80) 

Nach Bröning gilt: „Die Politik gegen 
den Staat erwies 
sich vielerorts als 
Politik gegen En-
twicklung.“ (83) 
Seine Vorbilder 
für die notwen-
dige Stärkung des 
Staates sieht er in 
der Volksrepublik 
China, in Japan, 
Südkorea und 

Taiwan: Sie alle „verschmähten die ver-
meintlichen neoliberalen Allheilmittel und 
setzten auf eine staatszentrierte Entwick-
lung. China bestand stets auf Einfuhrzöl-
len auf Industriegüter, einen eingeschränk-
ten grenzüberschreitenden Kapitalverkehr, 
einen Bankensektor, der stark reguliert und 
sogar in Staatshand ist, und einer großen 
Zahl staatseigener Unternehmen, die mit 
Subventionen und Monopolen geschützt 
werden. Es ist dieses Rezept eines massiv-
en staatlichen Eingriffs, welches das chine-
sische Wirtschaftswunder der vergangenen 
Dekaden erst ermöglicht hat (...)“ (83 f.)Das 
Resümee des Autors in diesem Abschnitt 
lautet denn auch: „Der Nationalstaat (ist) 
nicht Hindernis, sondern Ausgangspunkt 
einer wirklichen internationalistischen 
Weltordnung.“ (91) 

Im Schlusskapitel seines Buches fordert 
Bröning „Ein linkes Lob der Nation“ (94): 
Notwendig ist „die Rückbesinnung auf den 
starken Staat als progressives Politiknar-
rativ“. (97) „Eine Linke, die diese positive 
Grundhaltung zur Nation und zum starken 
Staat nicht nur vernachlässigt, sondern ak-
tiv zu überwinden sucht, stellt sich gegen 
gesellschaftliche Mehrheiten – und ge-
gen die eigenen Wähler, wie sich derzeit 

an der dramatischen Selbstabschaffung 
weiter Teile der linken Mitte in Europa 
beobachten lässt.“ (99) Scharf kritisiert er 
„programmatische Verschiebungen zugun-
sten progressiverer und in ihrer Wirkung 
antinationalstaatlicher Positionen etwa 
in Fragen der Migrationspolitik. Durch 
die Bank lockerten Mitte-Links-Parteien 
Einwanderungsbeschränkungen, liberalis-
ierten Staatsbürgerrechte und setzten auf 
progressive Identitätspolitik als Ersatz für 
traditionell kommunitaristische nationale 
Identitätsangebote.“ (101) 

Brönings Buch kann als eine program-
matische Erklärung für eine völlig an-
dere sozialdemokratische Politik gelesen 
werden, die mit der vorherrschenden Iden-
titätspolitik bricht und zurückkehrt zur 
Verteidigung und zum Ausbau eines von 
Sozialabgaben finanzierten Wohlfahrtssta-
ats, der nicht zuletzt die „historische Tro-
phäe der Sozialdemokratie darstellt“ (25). 
Nur dann werden seiner Meinung nach die 
Sozialdemokraten den scheinbar unauf-
haltsamen Aufstieg der Rechtspopulisten 
stoppen können. Mit dieser Position stehen 
er und die wenigen Gleichgesinnten aber 
leider weitgehend allein dar. Wie andere 
europäische sozialdemokratische Parteien 
ist auch die SPD so gut wie vollständig auf 
den Kurs einer kulturalistischen, antinatio-
nalen Identitätspolitik eingeschwenkt. Vor 
allem die verbliebene SPD-Linke verfolgt 
diese Politik. 

Auch wohl mit Blick auf seine gegen-
wärtige Außenseiterposition in der SPD hat 
Bröning sein Buch, das bei J.H.W. Dietz, 
dem Hausverlag der SPD, erschienen ist, in 
moderater, wenig konfrontativer Sprache 
abgefasst. Vermieden wird etwa die konk-
rete Benennung der fatalen Politik der 
SPD, die der Rechten in die Hände spielt. 
Es werden auch keine Politiker benannt, 
die die Partei erst in diese Lage gebracht 
haben. Und so begründet Bröning auffällig 
oft seine Vorschläge mit Ergebnissen aus 
Meinungsumfragen – er lässt so die Meh-
rheiten dort für eine andere Politik für sich 
sprechen. 

Das Buch ist auch für außerhalb der 
SPD Stehende hochaktuell, denn sowohl in 
der Partei DIE LINKE wie auch in anderen 
Linksaußen stehenden Gruppen ist der 
„intellektuelle Nationalstaats-Exorzismus“ 
(13) weit verbreitet. 

Der Abdruck erfolgt mit freundlicher 
Genehmigung des Autors. Erstveröffentli-
chung auf https://www.andreas-wehr.eu/
lob-der-nation.html im November 2019. 
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Über antimonopolistische Strategie 
und über die Gefahren, die vom Klima-
wandel für die Vernunft und von Rentnern 
für die bürgerliche Demokratie ausgehen

Kontroverse um die antimono-
polistische Strategie

In den Informationen zur 11. Tagung 
des Parteivorstands der DKP [1] ist unter 
der Überschrift „Strittige Fragen“ eine 
Kontroverse über die grundsätzliche 
politische Linie der Parteiführung do-
kumentiert. Diese Diskussion ist allen 
Kommunisten und anderen Linken un-
bedingt zur Kenntnis und zur Fortfüh-
rung empfohlen. Neben Statements des 
Vorsitzenden der DKP, Patrik Köbele und 
seines Stellvertreters Hans-Peter Bren-
ner, sind vor allem die dazu kontroversen 
Positionierungen von Männe G., Pablo G. 
und Björn S. interessant.

In Abgrenzung vom quasi regie-
rungsamtlichen „Kampf gegen Rechts“ 
mit seiner Stoßrichtung gegen den völ-
kischen Nationalismus vertritt Männe G. 
die These, dass die gegenwärtig zentrale 
Ideologie zur Durchsetzung der Mono-
polinteressen in Deutschland - und da-
mit ihre aktuell reaktionärste Form - der 
EU-Chauvinismus sei. Als eine zeitge-
mäße Form des Kosmopolitismus sei 
dieser „für den deutschen Imperialismus 
ein zentrales ideologisches Moment nach 
außen und vor allem innen [...], um die 
Unterdrückung und Ausplünderung an-
derer Nationen und seiner Bevölkerung 
in Europa zu rechtfertigen“ (S. 35). 

Der völkische Nationalismus hin-
gegen (wie er u.a. in der AfD vertreten 
wird) diene den politischen Vertretern 
der Monopolbourgeoisie vor allem dazu, 
mit der antifaschistischen Demagogie 
eines „Kampfes gegen Rechts“ die EU 
als Herrschaftsinstrument zu legitimie-
ren - sowohl in Europa, als auch gegen 
die eigene Arbeiterklasse. Vor diesem 
Hintergrund dürfe die Erschließung 
neuer Wählerpotenziale durch die AfD 
nicht vorschnell als ein Anwachsen von 
Rassismus und Chauvinismus in der Ar-
beiterklasse interpretiert werden, son-
dern spiegele umgekehrt vor allem das 
Unvermögen der demokratischen Kräfte 
in unserem Land, die Angriffe auf die 
Werktätigen adäquat zu erfassen und 
entsprechenden Widerstand gegen die 
gegenwärtige Monopoloffensive zu for-
mieren.

Lurchis lustige Leseecke

In die gleiche Kerbe schlägt Pablo G., 
der sich ebenfalls gegen die Auffassung 
im Parteivorstand wendet, die Wahler-
folge der AfD seien eine Regression vor-
malig sozialdemokratischen Bewusst-
seins in der Arbeiteraristokratie und vor 
allem Ausdruck zunehmender rassisti-
scher und nationalistischer Einstellungen 
in der Arbeiterklasse. Dagegen vertritt er 
die These einer Repräsentationskrise des 
bürgerlichen Parlamentarismus, die ei-
nen Riss in der neoliberalen Hegemonie 
offenbart und damit Anknüpfungspunkte 
auch für einen antimonopolistischen Wi-
derstand biete. 

Am Beispiel des EU-Wahlkampfes 
habe sich veranschaulicht, wie unter 
den Bedingungen bröckelnder Hegemo-
nie die Formierung der Gesellschaft zur 
Durchsetzung der Monopolinteressen 
vorangetrieben werde: Im Zuge der groß-
angelegten Kampagne „Europa. Jetzt 
aber richtig!“ und flankiert von #un-
teilbar-Demonstrationen sei eine breite 
Massenbasis für die Verwendung der EU 
als Herrschaftsinstrument des deutschen 
Monopolkapitals geschaffen worden - an-
getrieben von nahezu allen bürgerlichen 
Parteien (mit Ausnahme der AfD), in-
klusive der PdL, der bürgerlichen Presse 
sowie von Arbeitgeberverbänden und im 
Schulterschluss mit den Gewerkschaf-
ten: „Große Teile der Bevölkerung, ein-
schließlich der Gewerkschaften wurden 
in die anti-demokratische und anti-sozi-
ale Politik der Herrschenden, wofür die 
EU steht, integriert. [Die Kampagne] 
rückte zugleich [Forderungen] zur Ein-
schränkung der hemmungslosen Kon-
kurrenz auf dem EU-Binnenmarkt, der 
Einschränkung der Kapitalverkehrsfrei-
heit und weitere antimonopolistische For-
derungen in eine rechte und reaktionäre 
Ecke“ (41). 

Björn S. hingegen konzentriert sich 
in seinem Statement ausschließlich auf 
die Differenzen im Sekretariat und im 
Parteivorstand hinsichtlich der Einschät-
zung der aktuellen Klimabewegung. Sein 
Ausgangspunkt bildet dabei die These, 
dass wir es gegenwärtig mit einer neuen, 
grünen Offensive des Monopolkapitals 
zu tun haben. Hintergrund dafür sei ein 
polit-ökonomischer Umbau zur Hebung 
der Profitraten: massive öffentliche In-
vestitionen zur “Dekarbonisierung” der 
Produktion, Verlagerung „dreckiger“ 
Industrien und Schaffung von neuen 
Wertpapieren und Zertifikaten zur Um-

schichtung von Kapital in „grüne“ An-
lageobjekte (z.B. E-Mobilität). Für die 
Arbeiterklasse und die nicht-monopolis-
tischen Schichten bedeute dies einen groß 
angelegten Angriff auf ihre Arbeits- und 
Lebensbedingungen. 

Hinsichtlich der Charakterisierung 
der Klimabewegung „Fridays for Fu-
ture“ (FfF) sei festzustellen, dass sich 
alle ihre Forderungen gegen die Werk-
tätigen richten: CO2-Steuer, Kohlekraft-
werke abschalten, Preiserhöhung durch 
Änderung des Strommixes, Wohnungs-
baustopp, Fahrverbote und ein E-Mobili-
täts-Zwang. Vor diesem Hintergrund sei 
es ein schwerer politischer Fehler, FfF 
als eine antimonopolistische Bewegung 
zu charakterisieren sowie die verbreitete 
Ablehnung dieser Bewegung in weiten 
Teilen der Bevölkerung als rückständiges 
Bewusstsein zu begreifen. „Unser ‚Nein 
zur CO2-Steuer‘ müssten wir zuallererst 
mit diesen Menschen diskutieren und 
mithelfen, Keime des Widerstands zu 
schaffen [...]. Es ist ein Drama, dass wir 
Gefahr laufen, uns von diesen Menschen 
abzuwenden, und uns stattdessen der von 
den Grünen und ihrer Wählerklientel 
geprägten Klimabewegung zuwenden“ 
(45).

Vernunft- und Klimawandel 

Nicht nur die Klimabewegung „Fri-
days for Future“, die ganze Frage des 
Klimawandels hat sich in den letzten 
Monaten zu einer teils sehr emotional 
geführten Kontroverse entwickelt. Er-
freulicherweise sind zwei Publikationen 
aus dem aufgeklärten Lager erschienen, 
die als Beitrag zu einer Versachlichung 
der Diskussion sehr zu empfehlen sind. 

So widmete sich die Dezember-Aus-
gabe des Verbandsorgans der Freiden-
ker sehr umfangreich dem „Klima im 
Wandel der Zeit“ [2]. Die vielen hochwer-
tigen Beiträge sind allesamt von fachlich 
versierten Autorinnen und Autoren ver-
fasst und bieten eine sehr umfangreiche 
Spannbreite der Facetten - angefangen 
bei einer Einführung in die grundlegen-
den Fakten und Grundlagen zum Klima-
wandel sowie den frühen Überlegungen 
von Marx und Engels zur Ökologie, über 
eine Entzauberung diverser Mythen des 
wissenschaftlichen Diskurses und der 
Manipulationen durch die politisch-in-
teressierte Berichterstattung in den 
bürgerlichen Medien, bis hin zu ideolo-
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giekritischen Erörterungen und der Aus-
leuchtung der Rolle der Finanzoligarchie 
bei der Initiierung und Beförderung des 
gegenwärtigen Klimahypes. 

Besonders hervorzuheben ist die 
das Heft abschließende philosophische 
Abhandlung Sebastian Bahlos zum Be-
griff des Anthropozän. Bahlo nähert sich 
zunächst dem Begriff der Natur über 
verschiedene Bewegungsformen der 
Materie, bis er bei der menschlichen Ge-
sellschaft, als die höchste gesetzmäßige 
Entwicklungsstufe der Natur angekom-
men ist. Dieses von Geologen als Anthro-
pozän bezeichnete Zeitalter zeichnet sich 
dadurch aus, dass die Natur erstmals be-
wusst gestaltet werden kann - eben vom 
Menschen. 

Vor diesem Hintergrund wendet sich 
Bahlo gegen einen quasi religiösen, ide-
alistischen „kategorischen Imperativ der 
Naturbewahrung“, der zu einem scho-
nenden Umgang mit Ressourcen aufruft 
und dem Menschen damit das Recht zur 
Umgestaltung der Natur abspricht. Die 
Natur in einem fixen Zustand erhalten zu 
wollen, wäre ein Handeln gegen die Na-
tur. Denn: Natur sei Entwicklung und der 
Mensch gleichsam ihr Produkt und Motor. 
Im Ergebnis konstatiert der Autor: Selbst 
wenn es tatsächlich bewiesen wäre, dass 
menschliche Industrie für zunehmende 
Wetterkatastrophen verantwortlich sei, 
wäre es nicht rational, „den Schluß zu 
ziehen, daß eine weltweite Beschränkung 
des industriellen ‚Treibhausgas‘-Aus-
stoßes die negativen Folgen für den är-
meren Teil der Weltbevölkerung mildern 
könnte. Nur industrielles Wachstum, das 
notwendig mit ‚Treibhausgas‘-Emission 
einhergeht, kann diese negativen Folgen 
mildern“ (S. 54). 

Angesichts der bestechenden Argu-
mentation Bahlos kann es jeden, der auch 
nur in Ansätzen einmal mit den Grund-
lagen des historischen Materialismus und 
der Dialektik in Berührung gekommen 
ist, bloß die Schamesröte ins Gesicht 
treiben, sollte die Rede einmal wieder auf 
den „ökologischen Imperativ“ oder auf 
irgendwelchen Gefahren oder Grenzen 
von steigender Produktivität und wirt-
schaftlichen Wachstum kommen.

Ähnlich verhält es sich bei einem 
Blick in die „Aktuellen Beiträge“ der 
Initiativgemeinschaft zum Schutz der 
sozialen Rechte ehemaliger Angehöriger 
bewaffneter Organe und der Zollverwal-
tung der DDR (ISOR e.V.), die sich in der 
Ausgabe 1/2019 den Diskussionen um 
Umwelt- und Klimaschutz widmen [3]. 
Hier gibt der einführende Beitrag von 
Oberst a.D. Bernd Biedermann einen 

guten Überblick über die wissenschaft-
lichen Grundlagen des Klimawandels 
und den diesen widersprechenden aktu-
ellen Behauptungen der Klimaschützer. 
Letztere würden nur davon ablenken, 
„notwendige Entscheidungen zum Natur- 
und Umweltschutz zu treffen und durch-
zusetzen“ (S. 9). Im Fokus der kritischen 
Auseinandersetzung steht dann vor allem 
der wissenschaftlich fragwürdige Zu-
sammenhang zwischen dem CO2-Aus-
stoß und der Erderwärmung. Dieser wird 
zudem in den nachfolgend dokumen-
tierten kritischen Kommentaren von Rai-
ner Rupp auch noch in seinen politischen 
und ökonomischen Facetten analysiert. 
Insgesamt ist das ganze Heft geeignet, 
dem gegenwärtig den Klimadiskurs do-
minierenden CO2-Wahn vernunftgeleite-
te Argumente entgegenzusetzen und die 
Diskussion um den Klimaschutz auf eine 
sachliche Ebene zu bringen.

Volksverpetzer:  
der Name ist Programm

Als sich im Januar die Bewegung Fri-
days gegen Altersarmut (FgA) anschick-
te, bundesweit für eine Mahnwache in ca. 
200 Orten in der gesamten Republik zu 
mobilisieren, schallte es gleich aus allen 
Ecken: „Vorsicht, das sind Nazis!“ Entspre-
chende Mails machten in linken Kreisen 
die Runde oder wurden von den örtlichen 
Gewerkschaften (bis hin zu DGB-Bezirks-
vorsitzenden) versand. Die Aufregung war 
groß, denn nicht zuletzt der Oma-Umwelts-
au-Skandal des WDR dürfte dazu beigetra-
gen haben, dass die Facebook-Gruppe von 
FgA innert kürzester Zeit auf 300.000 Mit-
glieder angewachsen war. Es bestand also 
eine ernste Gefahr, dass am 24. Januar mas-
senhaft Nazis auf die Straße gehen würden!

So weit, so deprimierend - insbesonde-
re für den, der sich vor Ort dann wirklich 
die Kundgebungen dieser Bewegung ange-
schaut hat. Dort versammelten sich Arbei-
ter und Angestellte, die wohl am besten als 
Teil eines deutschen Gelbwesten-Milieus 
charakterisiert werden können. Die meisten 
waren offensichtlich das erste Mal in ihrem 
Leben auf einer politischen Kundgebung. 
Mag sein, dass mancherorts auch Vertre-
ter der AfD ihre Runden gemacht, warme 
Worte mit den Anwesenden gewechselt und 
deren Hände fest geschüttelt haben. Das ist 
sogar sehr wahrscheinlich, weil alles ande-
re eine politische Dummheit gewesen wäre. 
Wer dazu definitiv zu blöd gewesen ist? Si-
ehe oben. 

Dafür gab es aber vielerorts selbster-
nannte „antifaschistische“ Gegenkundge-
bungen, die einen entscheidenden Beitrag 

dazu geleistet haben, dass die Unterstel-
lung, dieser Protest sei ein rechter, zu einer 
sich selbst erfüllenden Prophezeiung wird: 
„Dann bin ich jetzt wohl ein Rechter, weil 
ich etwas gegen Altersarmut tun möchte…“ 
Die wirklichen Rechten und Neofaschisten 
jedenfalls, die hie und da sicherlich mitge-
mischt haben, werden sich ins Fäustchen 
gelacht haben. Antifaschistische Hegemo-
nie, allerdings, geht vermutlich anders. 

Vor diesem Hintergrund lohnt doch ein 
genauer Blick in die gut recherchierten Ar-
tikel, deren Lektüre erfahrene Linke und 
Gewerkschafter davon abgehalten haben, 
ihrer politischen Verantwortung nachzu-
kommen. Exemplarisch ist hier ein Artikel 
der website Volksverpetzer.de [4]. Interes-
sant ist vor allem von welcher inhaltlichen 
Analyse man sich hat überzeugen lassen. 
Verdeckt würden hier rechte Feindbilder 
bedient, heißt es dort: „‚Die Regierung‘ sei 
einfach Schuld [...]. Es wird einfach die sim-
ple, populistische Erklärung bedient, ‚die 
da da oben‘ seien Schuld und wenn man 
gegen ‚die Elite‘ kämpft, wird sich das Pro-
blem auf magische Weise von selbst lösen.“ 
Hier kommt also der regierungsamtliche 
„Kampf gegen Rechts“ ganz zu seinem 
Wesen!

Erstaunlicherweise haben die auf der 
Facebook-Seite von FgA öffentlich zu-
gänglichen Forderungen, wie z.B. nach 
Einführung einer Millionärssteuer oder 
die Abschaffung der Agenda 2010, in kei-
nen dieser investigativen Artikel Eingang 
gefunden (stattdessen behauptet z.B. der 
Volksverpetzer schamlos, es gebe gar kei-
ne konkreten Forderungen). Das ist umso 
erstaunlicher, weil gerade solche Forde-
rungen ja wohl absolut keinen Zweifel mehr 
daran lassen dürften, dass diese Bewegung 
nicht nur nach allen Seiten hin offen, son-
dern auch noch zutiefst „reformistisch“ und 
„staatsgläubig“ ist. Soll sich doch die AfD 
damit rumschlagen, nicht wahr?!

Quellen und Anmerkungen

[1] DKP Intern. Informationen der 11. 
Tagung des Parteivorstandes. 23./24. No-
vember 2019, https://www.unsere-zeit.de/
informationen-der-11-tagung-des-partei-
vorstandes-23-24-november-2019-3096.
[2] Freidenker, Klima im Wandel der Zeit, Heft 
4-19, Dez. 2019. Zu beziehen über www.freiden-
ker.org. Ausgewählte Beiträge, so auch der von 
Sebastian Bahlo sind dort frei als PDF zugänglich. 
[3] Aktuelle Beiträge, Ausgabe 1/2019 
zu Diskussionen um Umwelt- und Kli-
maschutz. September 2019. ISOR e.V. 
Download über www.isor-sozialverein.de.
[4] https://www.volksverpetzer.de/hin-
tergrund/fridays-for-altersarmut.
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